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Österreichisches
A N W A L T S B L A T T

6 1 . J a h r g a n g ,  S e p t e m b e r  1 9 9 9 ,  H e f t  9

D e r  a k t u e l l e  B e i t r a g

Dr. Klaus Hoffmann
Rechtsanwalt, Wien

Aus- und Rückblick

betreffend die Haftpflichtversiche-
rung.

Schwierigkeiten bereitete der An-
waltschaft das Fehlverhalten einzel-
ner Anwälte. Durch energisches
Eingreifen scheint das Schlimmste
überwunden, vertrauensbildende
Maßnahmen waren zu setzen.
Heute gibt es in allen Kammern
sogenannte Treuhandbücher, die
die Kontrollmöglichkeiten verbes-
sert haben. In die gleiche Richtung
zielte eine Novellierung des Berufs-
rechtes. Schwierigkeiten gibt es
aber auch in Österreich durch den
Ruf nach Reregulierung, Verkürzung
der Ausbildungszeiten, Veränderun-
gen im Universitätsstudium durch
einen neuen ersten akademischen
Abschluß und das Nachdenken
über neue Berufe, die rechtsberatend
und vertretend tätig sein sollen.

Die vor uns liegende Zeit ist eine
Herausforderung für den Stand.
Die Rechtsanwaltschaft wird sich
der Entwicklung stellen und die den
Rechtsanwälten zur Verfügung ste-
henden Organisationsformen wei-
terentwickeln im Sinne eines freien
Wettbewerbs, den es zu bestehen
gilt. Es wird also keine Beharrungs-
politik zu betreiben sein. Dennoch
gilt es, die Grundpfeiler der Rechts-
anwaltschaft, wie Treue zum Klien-

ten, Verschwiegenheit und Unab-
hängigkeit von jedem äußeren Ein-
fluß zu erhalten.

In der Standesvertretung selbst muß
es zu einer Stärkung des öster-
reichischen Rechtsanwaltskammer-
tages kommen, der nach den im
Präsidentenrat definierten Grund-
sätzen die österreichische Rechts-
anwaltschaft nicht nur nach außen
vertreten muß, sondern die Admini-
stration von anwaltlichen Einrich-
tungen, wie Ausbildung des Nach-
wuchses und Altersversorgung, zu
übernehmen haben wird. Hiefür
wird es einer geeigneten Organisa-
tion – gedacht ist an eine Gesell-
schaft, die die wirtschaftliche Ange-
legenheit der Rechtsanwaltschaft
besorgen soll – bedürfen. Dort
könnten auch weitere Einrichtun-
gen, wie etwa die Treuhandbücher
und anderes mehr, angesiedelt
werden.

Es liegt also vieles vor uns. Das
Gelingen der notwendigen Verän-
derungen zum Wohl der Rechtsan-
waltschaft wird ganz wesentlich
vom Zusammenhalt innerhalb des
Standes abhängen. Unterschiedli-
che Interessen werden so auszu-
gleichen sein, daß für jeden ein
möglichst hohes Maß an berufli-
cher Freiheit bleibt.

Sechs Jahre lang habe ich – mit
drei Ausnahmen – den aktuellen
Beitrag für das Anwaltsblatt ge-
schrieben. In dieser Zeit hat sich
viel ereignet. Positives und Nega-
tives.

Die Integration in Europa hat die
Anwaltschaft gefordert und war
Anlaß für grundsätzliche Auseinan-
dersetzungen mit der Freizügigkeit
des Rechtsanwaltes in Europa. Der
österreichische Rechtsanwalt mußte
seine Position in der Entwicklung
definieren. Unsere Vertretung im
CCBE hat gute Arbeit geleistet. Die
Teilnahme an Veranstaltungen der
Rechtsanwaltschaften in Europa hat
zweifellos mitgeholfen, die österrei-
chische Position aufzuzeigen und
einen Platz im europäischen Dialog
zu finden. Unterstützt wurden diese
Bemühungen durch die jedes Jahr
in Wien abgehaltene Europäische
Präsidentenkonferenz.

Für den österreichischen Rechts-
anwalt wurde die sogenannte „Pen-
sion neu“ geschaffen und das Be-
rufsrecht weiter den Erfordernissen
angepaßt durch das Zulassen von
Kanzleiniederlassungen und der
Organisationsform der Gesellschaft
mbH als Gesellschaft zur Ausübung
der Rechtsanwaltschaft sowie die
Verbesserung der Bestimmungen
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Wichtige

ERV-Rückverkehr
Seit kurzem liegen die technischen Voraussetzungen vor, daß
Schriftstücke im Wege des ERV nicht mehr nur vom Rechtsanwalt
den Gerichten, sondern auch in umgekehrter Richtung von den
Gerichten den Kanzleien zugestellt werden können. Entgegen miß-
verständlichen Informationen in anderen Medien, wonach – sollte
der Rechtsanwalt keinen Widerspruch einlegen – nunmehr Schrift-
stücke des Gerichtes automatisch elektronisch zugestellt werden,
ist im Code jedes Rechtsanwaltes standardmäßig die Information
enthalten, daß dem Rückverkehr nicht zugestimmt wird. Sollten Sie
daher die Teilnahme am Rückverkehr wünschen, so ersuchen wir
diesbezüglich um eine kurze Nachricht an den Österreichischen
Rechtsanwaltskammertag.

VP Dr. Gerhard Benn-Ibler

Anwaltsverzeichnis 2000
Der Präsidentenrat des Österreichischen Rechtsanwaltskammer-
tages hat beschlossen, in die nächste Ausgabe des Anwaltsver-
zeichnisses, welche im Jahre 2000 erscheinen wird, zusätzliche
Informationen aufzunehmen, um das Informationsangebot für den
Benutzer zu erweitern.
Im Anwaltsverzeichnis 2000 werden demnach erstmals auch nach-
gestellte inländische akademische Grade (zB Master) und ausländi-
sche akademische Grade bzw Zulassungen im Ausland aufgenom-
men werden. Sollten Sie die Veröffentlichung dieser Informationen
im nächstjährigen Anwaltsverzeichnis wünschen, so ersuchen wir
Sie, die Unterlagen, aus denen Ihre Berechtigung, einen solchen
akademischen Titel zu führen bzw Ihre ausländische Zulassung
hervorgeht, Ihrer Rechtsanwaltskammer zukommen zu lassen.

Dr. Alexander Christian, ÖRAK
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Termine

Inland
27. Sept. Wien

Ueberreuter Managerakademie: Steuerrecht für Juri-
sten – Mag. Dr. Anton Egger

28. Sept. Wien
Verlag Österreich – Seminare: Im Labyrinth des
AWG – Mag. Dr. Wolfgang List

29. Sept. Wien
Forum Institut für Management: Die Steuerreform
2000 – WP u StB Prof. Mag. Dr. Karl Bruckner, MR
Univ.-Doz. Dr. Peter Quantschnigg, Dr. Wolfgang
Nolz

29. Sept. Wien
Verlag Österreich – Seminare: Bauaufträge im Ver-
gabe-Dschungel – BVergG und ÖNORM A 2050 –
Dr. Hans Gölles, Dipl.-Ing. Dr. Andreas Kropik, Dipl.-
Ing. Peter Fischer

29. Sept. Wien
Verlag Österreich – Seminare: Auslandsentsendun-
gen – Mag. Dr. Rita-Maria Kirschbaum

29. Sept. Wien
Verlag Österreich – Seminare: Forderungsbesiche-
rung und -einbringung in Ungarn – Dr. Georg Wal-
derdorff, Dr. Andrea Hegedüs

29. Sept. Wien
MANZ/immolex-Seminare: RA Dr. Herbert Rainer,
Wohnrechtsnovelle 1999 – Neuerungen im MRG und
WEG

29. Sept. Wien
Verlag Österreich – Seminare: Forderungseinbrin-
gung in Ungarn – Dr. Georg Walderdorff, Dr. Andrea
Hegedüs

30. Sept. Wien
Akademie für Recht & Steuern (ARS): Das neue
Datenschutzrecht – Neueste Änderungen im Verfas-
sungsausschuß – MR Mag. Dr. Waltraud Kotschy,
Mag. Ralph Kilches

30. Sept. Wien
Service Management-Seminare: Verkaufsleiter-Work-
shop

30. Sept.
und
1. Okt.

Wien
Ueberreuter Managerakademie: Das österreichische
Schadenersatzrecht in praktischen Fällen II – Univ.-
Prof. Dr. Bernd Schilcher, Univ.-Prof. Dr. Wolfgang
Holzer, Univ.-Prof. Dr. Willibald Posch

1. Okt. Graz
ÖRAV-Seminar: Grundbuch I – RegR Franz Eidenber-
ger

4. Okt. Wien
Ueberreuter Managerakademie: Markenrecht ak-
tuell – RA DDr. Meinhard Ciresa, RA Dr. Reinhard
Schanda

4. Okt. Wien
MANZ-Seminar: Univ.-Prof. Dr. Christian Huber, Das
Schadenersatzrecht – Aktuelles zur Rechtslage

5. Okt. Wien
MANZ-Seminar: Peter Capek, Speed Reading – Zeit
sparen – schneller lesen – mehr verstehen – besser
behalten

5. Okt. Linz
Oberösterreichische Juristische Gesellschaft: Erfah-
rungen mit Lauschangriff und Rasterfahndung – HR
Hon.-Prof. Dr. Rudolf Machacek

6. Okt. Wien
MANZ-Seminar: Arbeitsrecht neu – Die aktuelle
Judikatur 1999 – Die wichtigsten Neuerungen – HR
Dr. Franz M. Adamovic, Dr. Gerhard Kuras

6. Okt. Wien
Verlag Österreich – Seminare: Die Macht der Medien –
RA Dr. Peter Ozlberger, Ri Prof. Dr. Bruno Weis

6. Okt. Graz
Grazer Juristische Gesellschaft: Sozialversicherungs-
rechtliche Folgen der Ehescheidung – Dr. Bernhard
Atzmüller

7. Okt. Wien
Verlag Österreich – Seminare: Aktuelles aus dem un-
garischen Unternehmensrecht – Dr. Georg Walder-
dorff, Dr. Andrea Hegedüs

7. Okt. Wien
Verlag Österreich – Seminare: Ehrenschutz und Me-
dienstrafrecht – Dr. Peter Ozlberger, Dr. Bruno Weis

7. Okt. Wien
Verlag Österreich – Seminare: Erhalten und Verbes-
sern im MRG – Dr. Peter Kovanyi, Dr. Franz Terp

7. bis
10. Okt.

Wien
World Jurist Association: Kongreß aus Anlaß der
10jährigen Wiederkehr der Beseitigung des Eisernen
Vorhanges

8. Okt. Wien
ÖRAV-Seminar: Kosten I – RA Dr. Andreas Grundei
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Termine

11. Okt. Wien
ÖRAV-Seminar: Kurrentien-Spezialseminar – RA
Dr. W. Miller, RA Dr. F. Valzachi

12. Okt. Wien
MANZ-Seminar: HR Dr. Wilfried Kovarnik, SC
Dr. Wolf Szymanski, Das neue Fremdenrecht – Erfah-
rungen – Probleme – Judikatur

12. und
13. Okt.

Wien
EUROFORUM-Intensiv-Seminar: Praktisches Vergabe-
recht für Auftraggeber

13. Okt. Wien
MANZ-Seminar: HR Dr. Martin Köhler, Prof. Dr. Bettina
Perthold-Stoitzner, Die Auskunftspflicht der Verwal-
tungsorgane

13. Okt. Wien
Verlag Österreich – Seminare: Aktuelles zu Eintritts-
rechten, Mietzinsbildung, Ablösen, Einmalzahlungen
u dgl (inklusive Eigentumswohnungen) – Dr. Wolf-
gang Dirnbacher

13. Okt. Wien
Verlag Österreich – Seminare: Aktuelle Judikatur
zum freien Dienstvertrag – Dr. Bernhard Gruber,
Ri Dr. Gerhard Kuras

13. Okt. Wien
Ueberreuter Managerakademie: Das neue österrei-
chische Übernahmerecht – Univ.-Prof. Dr. Peter Do-
ralt, LL.M. (Harvard), Univ.-Prof. Dr. Konrad Fuchs,
MMag. Martin Winner

14. Okt. Raum Wien
Anwaltliche Vereinigung für Mediation und koopera-
tives Verhandeln (AVM): Grundseminar Mediation

14. Okt. Raum Tirol
Anwaltliche Vereinigung für Mediation und koopera-
tives Verhandeln (AVM): Grundseminar Mediation

14. bis
16. Okt.

Werfenweng, Salzburg
Anwaltliche Vereinigung für Mediation und koopera-
tives Verhandeln (AVM): Einführung in Familien- und
Wirtschaftsmediation, Dr. Gerhard Falk

16.  und
17. Okt.

Wien
Anwaltliche Vereinigung für Mediation und koopera-
tives Verhandeln (AVM): Mediation im Strafrecht

19. Okt. Wien
MANZ/immolex-Seminare: RA Mag. Dr. Ilse Koren-
jak, Der Liegenschaftserwerb 1999 – Die aktuelle
Judikatur
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Termine

19.  und
20. Okt.

Wien
Akademie für Recht & Steuern (ARS): Internet – die
Rechtsfrage – Referententeam

20. Okt. Graz
Grazer Juristische Gesellschaft: Sorgfaltsmaßstäbe
im Schadenersatz- und Strafrecht – RA Univ.-
Doz. DDr. Peter Lewisch

21. Okt. Wien
MANZ-Seminar: Univ.-Prof. Dr. Reinhard Resch,
Dr. Hans-Jörg Megymorez, MAS, Der Betriebsüber-
gang – Die neue Rechtslage im Arbeitsrecht

21. Okt. Wien
Ueberreuter Managerakademie: EuGVÜ und LGVÜ –
o. Univ.-Prof. Dr. Bernhard König

21. Okt. Wien
Ueberreuter Managerakademie: Vergaberecht in
Österreich – DI Peter Fischer, DI DDr. Walter J. Jabu-
rek, RA Dr. Rainer Kurbos, Ing. Mag. Franz Schi-
mann

28. Okt. Wien
Ueberreuter Managerakademie: Die Folgen des Kal-
kulationsirrtums – insbesondere im Vergabewesen –
HR Dr. Franz Hartl, Vizepräs. Dr. Horst Schlosser

29. Okt. Salzburg
Anwaltliche Vereinigung für Mediation und koopera-
tives Verhandeln (AVM): Jahresfortbildung in Wirt-
schaftsmediation

2. Nov. Linz
Oberösterreichische Juristische Gesellschaft: Aktuelle
Probleme der Reform des Strafprozeßrechts – em.
Univ.-Prof. Dr. Reinhard Moos

5. Nov. Klagenfurt
Kärntner Juristische Gesellschaft: Medienrecht und
Persönlichkeitsschutz – RA Dr. Stefan Ruggenthaler,
RA Dr. Ulrich Polley

6. Nov. Klagenfurt
Kärntner Juristische Gesellschaft: Medienrecht und
Persönlichkeitsschutz – RA Dr. Stefan Ruggenthaler,
RA Dr. Ulrich Polley

12. Nov. Raum Vorarlberg
Anwaltliche Vereinigung für Mediation und koopera-
tives Verhandeln (AVM): Grundseminar Mediation

15. Nov. Wien
ÖRAV-Seminar: Kurrentien-Spezialseminar – RA
Dr. W. Miller, RA Dr. F. Valzachi

Ausland

16. Nov. Wien
MANZ/immolex-Seminare: RA Mag. Dr. Ilse Koren-
jak, Immobilien und Insolvenz – Die neuesten Ent-
scheidungen

17. Nov. Graz
Grazer Juristische Gesellschaft: Probleme der Privat-
stiftung – RA Hon.-Prof. DDr. Hellwig Torggler

19. und
20. Nov.

Wien
Deutscher Anwaltverein – ARGE Steuerrecht: Steuer-
anwalt International

20. Nov. Wien
Anwaltliche Vereinigung für Mediation und koopera-
tives Verhandeln (AVM): Die Rolle des Kindes im
Scheidungsverfahren/Scheidungsmediation

25. Nov. Raum Salzburg
Anwaltliche Vereinigung für Mediation und koopera-
tives Verhandeln (AVM): Grundseminar Mediation

30. Nov. Linz
Oberösterreichische Juristische Gesellschaft: Das neue
Markenrecht – Univ.-Prof. Dr. Heinz Keinert

1. Dez. Graz
Grazer Juristische Gesellschaft: Unterkapitalisierung
von Kapitalgesellschaften – RA Dr. Stephan Frotz

11. Jan.
2000

Linz
Oberösterreichische Juristische Gesellschaft: Festver-
anstaltung anläßlich des 40jährigen Bestehens der
OÖ Juristischen Gesellschaft, Festvortrag, gehalten
von o.Univ.-Prof. Dr. Karl Korinek, Vizepräsident des
VfGH

14. Jan.
2000

Wien
ÖRAV-Seminar: RA Dr. H.P. Wachter, RA Dr. W.
Miller, Einführungsseminar

26. Sept.
bis 1. Okt.

Barcelona
International Bar Association (IBA): Business Law
International

27. und
28. Sept.

Trier
Europäische Rechtsakademie Trier (ERA): Gemein-
schaftsrecht für Zivilrechler (Gemeinschaftsrecht und
Privatrecht)

30. Sept.
bis 3. Okt.

Warschau
Internationale Juristenkommission: Konferenz der
europäischen Sektionen – New Europe – Marking
Rights Real
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Termine

1. Okt. Nijmegen
Pallas Consortium: International Competition Law
and Co-operation between Competition Authorities

1. und
2. Okt.

Frankfurt
Europäische Rechtsanwaltsvereinigung (Association
Européenne des Avocats A.E.A.): Bankrecht (Corpo-
rate Finance)

3. bis
6. Okt.

Budapest
World Jurist Association: Vor-Kongreß

15. und
16. Okt.

Pisa
AIJA-Seminar: Redaktion eines internationalen Ver-
triebsvertrages

23. Okt. Gent
Vlaamse Conferentie der Balie von Gent: annual
opening meeting

3. bis
7. Nov.

New Delhi
UIA: Jahreskongreß

12. Nov. Trier
Europäische Rechtsakademie Trier (ERA): Internatio-
nales Steuerrecht und Steuerplanung in Europa

18. bis
20. Nov.

Warschau
AIJA-Seminar: Private-Public-Partnership: Rechtliche
Rahmenbedingungen für privatfinanzierte Infrastruk-
turprojekte in Zentral- und Osteuropa

30. Nov.
bis
3. Dez.

Havanna
3rd International Meeting on the Legal Protection of
the Family and the Minor

30. Jänner
2000

Caen
The Caen Memorial: 11th International Competition of
Counsel´s Speeches

2. bis
4. März
2000

New Delhi
The Indian Council of Arbitration (ICA): International
Arbitration Conference

26. März
bis 2. April
2000

Val d’Isère
XXVII. Skilex Kongreß

10. bis
14. April
2000

Nicosia
Cyprus Bar Association: International Law Congress
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Schon gelesen?

Wird eine Liegenschaft quoad sortem in eine GesBR eingebracht,
dann ist die Liegenschaft dem Gesellschaftsvermögen zuzurech-
nen; gegen den ehemaligen Mitgesellschafter, der bücherlicher
Eigentümer der Liegenschaft ist, besteht im Fall der Auflösung der
GesBR ein Teilungsanspruch des anderen Gesellschafters. OGH
1. 12. 1998, 7 Ob 313/98z, RdW 1999, 201 = ecolex 1999,
402.

■

Ein Kaufpreis, der bei einem Vereinsbeitritt zum Erwerb des mit der
Mitgliedschaft verbundenen Nutzungsrechts entrichtet wird, hat
Eigenkapitalcharakter; diese Einlage ist gegenüber den Außen-
gläubigern des Vereins im Konkurs nachrangig. OGH 26. 11.
1998, 8 Ob 286/98m, GesRZ 1999, 54 = RdW 1999, 205 (LS).

■

Die gerichtliche Genehmigung eines Insichgeschäfts nach § 17
Abs 5 PSG setzt das Vorliegen eines konkreten Kollisionsfalls vor-
aus. OGH 26. 11. 1998, 6 Ob 303/98x, RdW 1999, 208.

■

Gesellschafterbeschlüsse sind objektiv schiedsfähig, wenn sie durch
neuerliche Beschlußfassung mit Wirkung ex tunc aufgehoben wer-
den können. OGH 10. 12. 1998, 7 Ob 221/98w, RdW 1999,
206.

■

Die Verwendung von Geschäftspapier und Firmenstampiglie durch
einen Kollektivvertreter allein rechtfertigt kein Vertrauen auf den
äußeren Tatbestand für die Einzelvertretungsbefugnis der handeln-
den Person; ein Dritter kann somit nicht die Haftung des nicht
handelnden (Schein-)gesellschafters in Anspruch nehmen. OGH
11. 11. 1998, 7 Ob 173/98m, wbl 1999, 178.

■

§ 252 Abs 1 Z 2a StPO: Verlesung von Protokollen aus anderen
Verfahren:
Nach § 252 Abs 1 Z 2a StPO erstrecken sich die mit Nichtigkeit
bewährten Verlesungsbeschränkungen nicht auf gerichtliche Ver-
nehmungen, bei denen die Parteien Gelegenheit zur Beteiligung
hatten (§§ 162a, 247 StPO). Dabei ist es – weil das Gesetz inso-
weit keine Einschränkungen vorsieht – gleichgültig, in welchem
gegen den Angeklagten geführten gerichtlichen Verfahren, in wel-

chem Verfahrensstadium und bei welcher Verdachtslage sie statt-
gefunden haben. Die in Rede stehende Verlesungsvorschrift setzt
also nicht voraus, daß die gerichtliche Vernehmung im selben Ver-
fahren erfolgt ist, und stellt weder auf einen identen Anklagesach-
verhalt noch auf eine sich aus Akten ergebende spezielle Ver-
dachtslage ab. – Aus Verschiedenheit der Verfahren und damit
einer Inkongruenz der Anklagesachverhalte oder aus einer im sel-
ben Verfahren inzwischen (regelmäßig) eingetretenen Verbreite-
rung der Ermittlungsergebnisse sich ergebende, mit einer fakti-
schen Einschränkung der Möglichkeiten zur Fragestellung verbun-
dene thematische Defizite der kontradiktorischen Vernehmung sind
nur für die Begründungstauglichkeit des verlesenen Protokolls unter
dem Gesichtspunkt einer Anfechtung (§ 281 Abs 1 Z 5 und 5a;
§ 464 Z 2; § 489 Abs 1 StPO) von Bedeutung.

■

§ 252 Abs 1 Z 2a (§ 57) StPO: Temporäre getrennte Verfahrens-
führung:
Zur Eröffnung der Möglichkeit der Verlesung eines gerichtlichen
Protokolls nach § 252 Abs 1 Z 2a StPO ist die temporäre Aus-
scheidung des Verfahrens gegen einen Mitangeklagten, der keine
Gelegenheit hatte, sich an der früher abgelegten kontradiktori-
schen Vernehmung eines Zeugen zu beteiligen, zulässig. Eine Ver-
wertung des verlesenen Protokolls ist folgerichtig in Ansehung die-
ses Mitangeklagten nicht möglich (§ 258 Abs 1 StPO). OGH
15. 9. 1998, 14 Os 100/98, EvBl 1999/45.

■

§ 149c Abs 1 und § 181 StPO: Kostentragung für Telefonüber-
wachung:
Spätestens ab Inkrafttreten des PoststrukturG am 1. 5. 1996 muß
von einer materiellen Derogation der Wendung „. . . im Einverneh-
men mit den Fernmeldebehörden . . .“ in § 149c Abs 1 StPO aus-
gegangen werden, weil den Gerichten und Sicherheitsbehörden
ab diesem Zeitpunkt keine staatliche Einrichtung mehr gegenüber-
steht, die im Rahmen der Amtshilfe zu einer Mitwirkung bei der
Durchführung von Telefonüberwachungen verpflichtet ist.
Ab diesem Zeitpunkt muß ein Gericht dem für die Strafjustiz tätig
gewordenen – nunmehr ausschließlich privaten – Betreiber eines
Telekommunikationsdienstes die Kosten für die Mitwirkung an der
Überwachung des Fernmeldeverkehrs im angemessenen Umfang
ersetzen. Diese Auslagen sind nunmehr gem § 381 Abs 2 StPO
vom Bund als Kosten der Strafrechtspflege nach § 381 Abs 1
Z 1 StPO vorzuschießen und im Fall einer Kostenersatzpflicht
nach den §§ 389ff StPO bei Bestimmung des Pauschalbetrages
(§ 381 Abs 3 StPO) zu berücksichtigen. OGH 18. 6. 1998,
15 Os 40–55/98, JBl 1999, 131.
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§ 494a StPO:
Bei Fällung eines Abwesenheitsurteiles hat das Gericht von einem
Widerruf bedingter Strafnachsicht abzusehen, wenn der Beschul-
digte hiezu noch nicht vernommen wurde. Diesfalls ist die Entschei-
dung über den Widerruf jenem Gericht vorzubehalten, dem sonst
die Entscheidung hierüber zukäme. OGH 25. 8. 1998, 11 Os
95/98, RZ 1999, 14.

■

Erklärung zur Ferialsache, ohne entsprechenden Antrag einer der
Parteien (und damit entgegen der Bestimmung des § 224 Abs 2
ZPO) hat dennoch die Wirkung, daß die Rechtssache Ferialsache
ist: Die (Rechtsmittel-)Fristen sind einzuhalten, sonst droht Verspä-
tung. OGH 19. 5. 1998, 1 Ob 6/98h, JBl 1999, 393.
(Obwohl also durch die Zivilprozeß-Novelle 1983 ausdrücklich
festgelegt wurde, daß eine amtswegige Erklärung zur Ferialsache
nicht (mehr) zulässig ist, vielmehr ein Parteienantrag notwendig ist,
und obwohl gegen den Beschluß, mit dem eine Rechtssache zur
Ferialsache erklärt wird, kein Rechtsmittel zulässig ist, hat man
sich nach dieser Entscheidung als Parteienvertreter auch an einer
offen rechtswidrigen amtswegigen Erklärung zur Ferialsache voll-
inhaltlich zu orientieren! In vorliegendem Fall war der Kläger der
Ansicht, es liege ohnehin keine Ferialsache vor; das Rechtsmittel
wurde letztlich vom OGH als verspätet zurückgewiesen. Die Ent-
scheidung – ebenso die Glosse von RA Dr. Pfersmann – ist jeden-
falls, auch wegen der sonstigen Begleitumstände und -ergebnisse
[die zweite Instanz hat über das verspätet eingebrachte Rechtsmit-

tel entschieden, der OGH hob die Entscheidung als nichtig auf]
wichtig und lesenswert. Bisanz).

■
Zur Höhe der Schadenersatzansprüche nach dem Gleichbehand-
lungsgesetz bei sexueller Belästigung von Dienstnehmern. OGH
21. 1. 1999, 8 Ob A 188/98z, Zeitschrift für Arbeits- und Sozial-
recht, Judikaturbeilage, Juli 1999.

■
Eine Vervielfältigung iSd § 15 UrhG liegt vor, wenn die Auffüh-
rung eines Werkes auf Mitteln zur wiederholbaren Wiedergabe
festgehalten wird; dazu gehört auch die Einspeicherung von
Musikstücken von einem Schallträger in ein Datenverarbeitungs-
system im Wege der Digitalisierung. OGH 26. 1. 1999, 4 Ob
345/98h, EvBl 1999, 109, ÖJZ 1999, S 473.
(Eingehend setzt sich hier der OGH – nach Zulassung der Revision
durch die zweite Instanz – mit den Fragen der Digitalisierung aus-
einander, etwa auch mit der Tatsache, daß es dabei „gleichgültig
sei, ob der binäre Zahlencode auf Diskette, Magnetband, Bild-
platte, CD-ROM oder . . . auf einem Festplattensystem gespeichert
wird.“ Bisanz)

■
Diese Ausgabe von „Schon gelesen?“ entstand unter Mitwirkung
von Dr. Manfred Ainedter, Dr. Harald Bisanz und RAA Dr. Ullrich
Saurer (Kzl Prof. DDr. Hellwig Torggler).
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Univ.-Prof. Dr. Harald Stolzlechner, Salzburg

Zur Erteilung standesrechtlicher Aufträge sowie zur Erlassung
von Feststellungsbescheiden durch den Ausschuß einer
Rechtsanwaltskammer gem § 23 RAO*)

I. Einleitung und Problemstellung

a) Gem § 28 Abs 1 RAO1) gehören zum „Wirkungskreis des
Ausschusses“ einer RA-Kammer zahlreiche, mit unterschiedlichen
Rechtsakten zu erledigende Aufgaben, wie etwa
– die Führung der RA-Liste, insbesondere die Entscheidung über
eine Eintragung in dieselbe sowie über die Resignation eines Mit-
gliedes; ferner die Führung der Liste der Rechtsanwalts-Gesellschaf-
ten etc (lit a);
– die Führung der Liste der RAA, die Bestätigung der Rechtsan-
waltspraxis etc (lit b);
– die „Besorgung der ökonomischen Geschäfte“ einer RA-Kammer
und die Einbringung der Jahresbeiträge (lit d);
– die „Erstattung von Gutachten“ über die Angemessenheit eines
Honorars und der Vergütung für Dienstleistungen eines RA, soweit
um gütliche Streitbeilegung angesucht wird (lit f);
– die „Vermittlung entstandener Irrungen“ zwischen Kammermit-
gliedern (lit g);
– die Erstattung von Gesetzesvorschlägen und Gutachten über Ge-
setzesentwürfe, von Berichten über den Zustand der Rechtspflege
sowie von sonstigen Mitteilungen über Mängel und Wünsche hin-
sichtlich der Rechtspflege (lit l).
Bei dieser Zuständigkeitsregelung handelt es sich um eine bloß de-
monstrative Aufzählung der Ausschuß-Aufgaben, denn einem Aus-
schuß obliegen überdies „alle Aufgaben, die nicht durch Gesetz
einem anderen Organ zugewiesen sind“ (§ 28 Abs 2 RAO).
b) Zu den vom Ausschuß einer RA-Kammer auf Grundlage der Sub-
sidiärkompetenz zu erfüllenden Aufgaben gehört auch die Wahrneh-
mung des standesrechtlichen Überwachungs- und Aufsichtsrechts.
Gem § 23 zweiter Satz RAO obliegt sowohl der Kammer als dem
Ausschuß die Wahrung der Ehre, des Ansehens und der Rechte wie
auch die Überwachung der Pflichten des Rechtsanwaltsstandes. Er-
gänzend dazu schreibt § 1 Abs 1 Disziplinarstatut BGBl 1990/474
(DSt 1990) vor, daß ein RA, der schuldhaft seine Berufspflichten ver-
letzt oder durch sein Verhalten die Ehre und das Ansehen des Rechts-
anwaltsstandes beeinträchtigt, ein Disziplinarvergehen begeht, wel-
ches vom Disziplinarrat zu behandeln ist (vgl § 1 Abs 2 DSt 1990).
„Im übrigen obliegt die standesrechtliche Aufsicht dem Ausschuß der
RA-Kammer“ (§ 1 Abs 3 DSt 1990). Aufgrund dieser Zuständigkeits-
regelungen ist eine Aufteilung der Aufgaben in Disziplinarangele-
genheiten festgelegt: Dem Disziplinarrat obliegt die „Ausübung der
Disziplinargewalt“ in Form der Disziplinargerichtsbarkeit, die übrigen
Aufgaben der Standesaufsicht liegen hingegen beim Ausschuß.2)

Besteht ein Ausschuß aus mindestens 10 Mitgliedern, so sind
bestimmte Ausschuß-Angelegenheiten, darunter auch die „Aufsicht
über Rechtsanwälte und Rechtsanwaltsanwärter“ in (aus 5 Aus-
schußmitgliedern bestehenden) Abteilungen zu erledigen (§ 26
Abs 2 RAO). Gegen den „Beschluß einer Abteilung“ kann binnen
14 Tagen nach Zustellung des Beschlusses das Rechtsmittel der
„Vorstellung“3) erhoben werden; über diese entscheidet der Aus-
schuß (§ 26 Abs 5 RAO). Die Erhebung einer Vorstellung kommt
freilich nur in jenen Angelegenheiten in Betracht, in denen die Ab-
teilung mit Bescheid (nicht aber zB mit formlosem Beschluß oder V)
vorzugehen hat. Ob dies der Fall ist, hängt im Einzelfall vom Inhalt
des jeweiligen „Beschlusses“ einer Abteilung ab.

c) Die skizzierten Bestimmungen betreffend die Ausübung des Auf-
sichts- und Überwachungsrechts, namentlich § 23 zweiter Satz
RAO, sind gesetzestechnisch eher in Form eines Programmsatzes
denn als konkrete Zuständigkeitsbestimmungen formuliert (was
wohl altersbedingt ist). Da die Zuständigkeitsregel des § 23 zwei-
ter Satz RAO durch keine weiteren, detaillierten Zuständigkeitsvor-
schriften konkretisiert wird, ist davon auszugehen, daß der Aus-
schuß in Ausübung des ihm übertragenen Überwachungs- und Auf-
sichtsrechtes auf der Grundlage des § 23 zweiter Satz RAO und
§ 1 Abs 3 DSt 1990 sowie nach Maßgabe der materiellrechtli-
chen Bestimmungen über die Berufsrechte und Berufspflichten der
Standesangehörigen allgemeine und besondere Anordnungen an
Standesangehörige erlassen darf.4) Es ist nämlich nicht anzuneh-
men, daß dem Ausschuß die Aufgabe der standesrechtlichen Über-
wachung nur dem Grunde nach, nicht aber die hiefür erforderli-
chen Handlungsbefugnisse übertragen wurde(n).

d) Steht insoweit die Ermächtigung des Ausschusses einer RA-Kam-
mer zum behördlichen Handeln5) bei Ausübung des Aufsichts- und

*) Abhandlung im Auftrag des Salzburger Instituts für juristische Informa-
tion und Fortbildung; Geschäftsführer: RA Dr. Rudolf Zitta.

1) Rechtsanwaltsordnung RGBl 1868/96 idF zuletzt BGBl I 1999/71.
2) Vgl zu dieser Aufgabenaufteilung auch Feil/Wennig, Anwaltsrecht

(Linde-Verlag, Wien 1998) § 23 RAO Rz 1.
3) Grundsätzlich zum Rechtscharakter der „Vorstellung“ gem § 26 Abs 5

RAO VwSlg 14.242 A/1995.
4) In diesem Sinne ist es auch für den VfGH „klar“, daß der Ausschuß auf

Grundlage des § 23 RAO und des § 1 Abs 1 (des damals geltenden)
Disziplinarstatuts 1872 „allgemeine und besondere Anordnungen an
die Mitglieder“ erlassen kann (VfSlg 1314/1930).

5) Nach VfSlg 1314/1930 kommt der RA-Kammer und ihrem Ausschuß
„behördlicher Charakter“ zu, weil ihnen durch Gesetz die Erledigung
von Angelegenheiten zugewiesen ist, die sonst gem Art 10 Abs 1 Z 6
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Überwachungsrechts dem Grunde nach fest, bleiben dennoch
wichtige Fragen offen, die nicht unmittelbar aus dem Wortlaut der
erwähnten Zuständigkeitsvorschriften abgeleitet werden können:
Unklar ist zunächst die Rechtsnormqualität von aufgrund von § 23
RAO iVm § 1 Abs 3 DSt 1990 gefaßten Beschlüssen; namentlich
bereitet es Schwierigkeiten zu beurteilen, ob es sich bei einem an
einen Standesangehörigen gerichteten „Auftrag“ oder „Weisung“
zu einem standesgemäßen Verhalten um einen Bescheid oder
formlosen Verwaltungsakt handelt (zB „autoritäre Empfehlung“,
Ratschlag). Ungeregelt ist ferner die Art der Einleitung eines Ver-
waltungsverfahrens vor dem Ausschuß. Namentlich ist fraglich, ob
ein Ausschuß Beschlüsse und Aufträge gem § 23 RAO lediglich in
einem amtswegig einzuleitenden Verfahren erlassen darf oder ob
Standesangehörigen – unter bestimmten Voraussetzungen – ein
Antragsrecht zukommt. Damit zusammen hängt die Unsicherheit
hinsichtlich der Art der zu erlassenden Bescheide: Es ist nämlich
unklar, ob ein Ausschuß nur bescheidförmige „Aufträge“ an Stan-
desangehörige erteilen darf, somit nur pflichtenbegründende Lei-
stungsbescheide erlassen darf, oder ob er auch zur bescheid-
mäßigen Feststellung beruflicher Rechte im Einzelfall, allenfalls auf
Antrag eines an einer solchen Feststellung interessierten Standes-
angehörigen, befugt ist (zB Antrag auf Feststellung, ob eine Werbe-
maßnahme durchgeführt werden darf).

Im Hinblick auf die aufgezeigten Regelungsdefizite verwundert es
nicht, daß es bei Ausübung des Überwachungs- und Aufsichts-
rechts durch die Ausschüsse bzw Ausschuß-Abteilungen häufig zu
Auslegungsschwierigkeiten kommt. Diese Probleme konnten auch
durch die höchstgerichtliche Spruchpraxis nicht beseitigt werden.
Während nämlich üblicherweise die Höchstgerichte durch Leitent-
scheidungen zur Klärung strittiger Rechtsfragen beitragen, fehlt zu
den aufgeworfenen Fragen des anwaltlichen Standesrechts eine
einheitliche Judikaturlinie. In den folgenden Ausführungen wird
daher versucht, eine Antwort auf die beiden wesentlichen Fragen
zu geben, nämlich ob standesrechtliche Aufträge bzw Weisungen
gem § 23 RAO in Bescheidform erteilt werden können, ferner, ob
Standesangehörigen ein Rechtsanspruch auf bescheidförmige Fest-
stellung des standesgemäßen Verhaltens zukommt.

II. Zur Frage der Bescheidqualität von „Aufträgen“
bzw „Weisungen“ gem § 23 RAO

1. Allgemeine Überlegungen zur Rechtsform von
Beschlüssen eines Ausschusses gem § 23 RAO;
Judikaturdivergenz in dieser Frage

a) § 23 zweiter Satz RAO enthält zwar eine allgemeine Hand-
lungsbefugnis für den Ausschuß, nicht ausdrücklich geregelt ist
jedoch, in welchen Rechtsformen der Ausschuß bei Ausübung des
standesrechtlichen Aufsichts- und Überwachungsrechtes vorzuge-
hen befugt ist. Ein Blick auf die ausdrücklich normierten Zuständig-
keiten des Ausschusses ermöglicht – zumindest im grundsätzli-

chen – eine Antwort auf die Frage nach der Rechtsform. Die in
§ 28 Abs 1 RAO erwähnten Aufgaben eines Ausschusses sind
nach Maßgabe des Inhalts jenes Verwaltungsaktes, mit dem eine
Aufgabe erfüllt wird, entweder bescheidförmig (zB Versagung der
Eintragung in die RA-Liste), durch V, durch formlosen Beschluß
(zB Stellungnahme zu einem Gesetzesentwurf) oder durch privat-
rechtsförmigen Vertrag (zB Abschluß eines Versicherungsvertrages
für ein Kammergebäude) zu erfüllen. Es ist nun kein Grund ersicht-
lich, weshalb diese „Offenheit“ hinsichtlich der Rechtsform nur für
die in § 28 Abs 1 RAO erwähnten Ausschuß-Zuständigkeiten,
nicht aber auch für die sonstigen einen Ausschuß übertragenen
Aufgaben gelten sollte. Der Ausschuß ist daher befugt, die ihm
übertragenen Aufgaben, somit auch die Ausübung des Aufsichts-
und Überwachungsrechts nach § 23 RAO, nach Maßgabe des
Inhalts des jeweiligen Verwaltungsaktes mit Bescheid, formlosem
Beschluß, mit V oder mit privatrechtsförmigem Verwaltungsakt6) zu
erledigen.
Der Ausschuß ist folglich ermächtigt, im Rahmen seiner Zuständig-
keit nach § 23 RAO („autoritäre“, aber letztlich unverbindliche)
Belehrungen und Ratschläge betreffend standeskonforme Verhal-
tensweisen an Standesmitglieder durch formlosen Beschluß zu ertei-
len (so bereits VfSlg 2150/1951).7) Ferner ist es nicht ausgeschlos-
sen, daß der Ausschuß im Rahmen seiner Zuständigkeit, somit
auch im Rahmen der Ausübung des Aufsichts- und Überwachungs-
rechts nach § 23 RAO, „generelle und individuelle bindende Nor-
men“ an Standesangehörige erläßt.8) Dazu gehören – nach der Ju-
dikatur des VfGH – namentlich auch jene Beschlüsse und Aufträge,
die gem § 23 RAO und § 1 Abs 3 DSt 1990 zur Wahrung der
Ehre, des Ansehens und der Rechte bei Überwachung der Pflichten
des Rechtsanwaltsstandes und in Ausübung des Aufsichtsrechtes
ergehen. Ein vom Ausschuß an einen Standesangehörigen auf-
grund dieser gesetzlichen Bestimmungen ergangener Auftrag ist
daher Bescheid einer Verwaltungsbehörde (iS des Art 144 B-VG),
so etwa der Auftrag, die berufliche Verbindung mit einem bestimm-
ten Verein (hier: Verband der Bundessicherheitsexekutive Öster-
reichs) zu lösen (VfSlg 1314/1930), der Auftrag, einen bestimm-
ten Geldbetrag an einen ehemaligen Klienten zurückzuzahlen

B-VG der Vollziehung nach in den Zuständigkeitsbereich des Bun-
des fallen würden; zum Kompetenztatbestand „Angelegenheiten der
Rechtsanwälte“ vgl etwa Mayer, B-VG2 (1997) Art 10 B-VG I. 6. sowie
Pernthaler, Kammern im Bundesstaat, Schriftenreihe des Instituts für
Föderalismusforschung, Band 68 (1996) 27ff.

6) Ein privatrechtsförmiger Akt kommt im vorliegenden Zusammenhang
freilich kaum in Betracht.

7) Nach Schuppich/Tades, Rechtsanwaltsordnung5, 1994, FN 2 zu § 23,
kann der Ausschuß einer RA-Kammer Standesangehörige „ermahnen,
auf Mißstände aufmerksam machen und Ratschläge oder Weisungen
erteilen“; in welcher Rechtsform dies geschehen soll, wird nicht ausge-
führt.

8) So der VfGH in ständiger Spruchpraxis vgl insb VfSlg 1314/1930;
2150/1951; 9470/1982; 12.950/1991; 13.812/1994. Ähnlich
Feil/Wennig, Anwaltsrecht, § 23 RAO Rz 1.
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(VfSlg 2150/1951), oder etwa die Weisung,9) das Kanzleibrief-
papier an die Gesetzeslage anzupassen (VfSlg 13.812/1994).

b) Im Gegensatz dazu vertritt der VwGH in „stRsp“10) die Ansicht,
daß Beschlüsse des Ausschusses einer RA-Kammer, mit denen
einem RA Aufträge im Rahmen der Standesaufsicht erteilt werden,
keine Bescheide im Rechtssinne darstellen. Begründend wird aus-
geführt: „Dem von einem derartigen Auftrag betroffenen RA bleibt
es nämlich unbenommen, die Rechtsgültigkeit der Weisung (auf
seine Gefahr) in Frage zu stellen. Folgt er dem Auftrag nicht, so
macht er sich dann, wenn es sich um eine rechtsgültige Anordnung
handelte, eines Disziplinarvergehens schuldig. Die Frage der
Rechtsgültigkeit des Auftrages an den RA ist dann durch die zustän-
dige Disziplinarbehörde zu beurteilen.“11) Und weiter: „Erscheint
aber eine Überprüfung der Rechtmäßigkeit eines Auftrages des
Kammerausschusses durch die Disziplinarbehörden zulässig, so
muß daraus gefolgert werden, daß einem solchen Auftrag und der
ihm zugrundeliegenden Rechtsauffassung des Ausschusses keine
bindende Wirkung zukommt, daß der Spruch der angefochtenen
Beschlüsse somit nicht der Rechtskraft und Vollstreckbarkeit fähig
ist und solche Beschlüsse des Ausschusses daher nicht als Be-
scheide im Rechtssinne gewertet werden können“ (VwSlg 3472 A/
1954).

c) Die unterschiedliche Beurteilung von Aufträgen gem § 23 RAO
durch VfGH und VwGH hat Auswirkungen auf den Rechtsschutz.
Nach Ansicht des VfGH kommt einem von einem Ausschuß (als
einem letztinstanzlichen Organ eines Selbstverwaltungskörpers;
VwSlg 14.242 A/1995) erlassenen Auftrag Bescheidqualität zu;
dagegen kann daher Beschwerde nach Art 144 B-VG erhoben
werden. Hingegen fehlt nach Ansicht des VwGH einem Auftrag
gem § 23 RAO der Bescheidcharakter. Beschwerden an den
VwGH sind daher als unzulässig zurückzuweisen. Insofern wird
Standesangehörigen, denen mittels „individueller Norm“ gem § 23
RAO der Auftrag zu einem standesgemäßen Verhalten erteilt wird
(zB eine Werbemaßnahme zu unterlassen; eine als Doppelvertre-
tung zu qualifizierende Geschäftsverbindung zu lösen), die Mög-
lichkeit genommen, beim VwGH die rechtliche Zulässigkeit einer
solchen „individuellen Norm“ überprüfen zu lassen.12) Nun ist es
aber durchaus vorstellbar, daß zB eine vom Ausschuß als unzuläs-
sig qualifizierte Werbemaßnahme bei näherem Hinsehen sich als
iS der standesrechtlichen Werbevorschriften (vgl insbesondere
§§ 45ff RL-BA) rechtmäßig herausstellt oder daß eine zunächst als
unzulässige Doppelvertretung qualifizierte Geschäftsverbindung
sich nachträglich nicht als solche erweist. Nach Ansicht des VwGH
ist dies letztlich nur in einem Disziplinarverfahren überprüfbar.
Dieser eingeschränkte Rechtsschutz ist jedoch im Hinblick auf
das Rechtsstaatsprinzip bedenklich, welches verlangt, daß Ver-
waltungsakte mit erheblicher Rechtswirkung rechtlich nicht als
unbekämpfbare Verwaltungsakte konstruiert werden dürfen.13) Es
ist daher zu fragen, ob die Ansicht des VwGH näherer Prüfung
standhält.

2. Aufträge gem § 23 RAO als Bescheide iS des B-VG;
zur Bindungswirkung von Aufträgen gem § 23 RAO

a) Hinter der unterschiedlichen Beurteilung von Aufträgen gem
§ 23 RAO durch VfGH und VwGH verbirgt sich offensichtlich ein
grundsätzlicher Auffassungsunterschied, nämlich die unterschiedli-
che Beantwortung der Frage, ob der Bescheidbegriff des B-VG (vgl
zB Art 131, 144 B-VG) mit dem Bescheidbegriff nach AVG iden-
tisch ist.14) Während der VwGH die Auffassung vertritt, daß die
beiden Bescheidbegriffe im wesentlichen gleiche Merkmale auf-

9) „Weisung“ bedeutet im vorliegenden Zusammenhang lediglich eine
begriffliche Umschreibung von an einzelne Standesangehörige gerich-
tete Anordnungen. Keinesfalls dürfen solche als „Weisungen“ bezeich-
nete individuelle Anordnungen gegenüber Standesangehörigen mit
Weisungen iS des Art 20 B-VG gleichgesetzt werden. Standesangehö-
rige sind nämlich außerhalb des staatlichen Verwaltungsapparates ste-
hende Personen.

10) So die Qualifikation seiner bisherigen Praxis durch den VwGH in
seinem Erk vom 26. 9. 1996, 95/19/0656 = ZfVB 1998/4/1101;
zitiert wird dabei das Erk VwSlg 3472 A/1954 sowie VwGH 15. 10.
1984, 84/12/119 = ZfVB 1985/4/1369; das zuletzt erwähnte
Erkenntnis bezieht sich auf einen Rechtsstreit um die Gewährung einer
Verwendungszulage an ein Organ der Heeresverwaltung, die auf einer
Weisung iS des Art 20 B-VG beruhte (offenbar Fehlzitat).

11) VwGH 26. 9. 1996, 95/19/0656 = ZfVB 1998/4/1101, unter Hin-
weis auf VwSlg 3472 A/1954 sowie VwGH 16. 9. 1992, 92/01/
0467 = ZfVB 1993/5/1291; auch in anderen Fällen hat der VwGH
die Bescheidqualität verneint, vgl VwSlg 2464 A/1952: Ein nach § 19
Abs 2 und § 28 Abs 1 lit f RAO im Zuge einer Überprüfung einer
Kostennote gefaßter Beschluß des Ausschusses ist kein Bescheid;
VwGH 30. 1. 1979, 1751/77 = ZfVB 1979/4/1223: Der Beschluß
des Ausschusses einer RA-Kammer, es bestehe kein Anlaß zu einer stan-
desbehördlichen Verfügung nach § 23 RAO, stellt weder einen Be-
scheid dar, noch kann er jemanden in einem subjektiven öffentlichen
Recht verletzen; VwGH 15. 10. 1984, 84/12/0149 = ZfVB 1985/3/
1108: Durch die verfahrensrechtliche Anordnung eines Ausschusses,
daß der Akt dem Disziplinarrat zuständigkeitshalber weitergeleitet
werde, kann sich ein Bf nicht in einem subjektiven öffentlichen Recht
verletzt erachten; im Gegensatz dazu VwSlg 12.428 A/1987, wo der
Widerruf einer Genehmigung zur Abhaltung von Sprechstunden außer-
halb des Kanzleisitzes als Bescheid qualifiziert wird.

12) Die rechtsstaatliche Problematik standesrechtlicher Aufträge von Aus-
schüssen ohne eigenständige Rechtsschutzmöglichkeit wurde seit jeher
gesehen; so bezeichnet es etwa Lohsing als einen „recht unerquickli-
chen Zustand“ für einen Anwalt, daß dieser die Frage, ob der Aus-
schuß zu einem bestimmten Auftrag berechtigt sei, „nicht anders zur
Entscheidung bringen kann, als dadurch, daß der RA ein Diszipli-
narverfahren riskiert“ (Lohsing, Österreichisches Anwaltsrecht, 1925,
309). Nach damaliger Rechtslage konsequent spricht sich Benedikt
überhaupt gegen Ausschußaufträge aus: „Denn es fehlt an der Sank-
tion der Nichtbefolgung. Wenn nun diese dadurch ersetzt werden will,
daß man eine Gehorsamspflicht gegenüber dem Ausschuß annimmt,
deren Verletzung an sich ein Disziplinarvergehen begründet, so maßt
man sich eigentlich so eine kleine Tyrannis an“ (Benedikt, Die Advoka-
tur unserer Zeit, 4. Aufl, 1912, S. 93; zitiert bei Lohsing, Österreichi-
sches Anwaltsrecht, 309).

13) Vgl VfSlg 13.699/1994 = DRdA 1995, 233, mit Besprechung von
Stolzlechner.

14) Ausführlich zu dieser Meinungsdivergenz Walter/Mayer, Grundriß
des österreichischen Verwaltungsverfahrensrechts7 (1999) Rz 377ff.
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weisen und folglich nur einer behördlichen Entscheidung mit (weit-
gehend) verbindlicher Wirkung Bescheidqualität zukomme, geht
der VfGH davon aus, daß der verfassungsrechtliche Bescheid-
begriff vom Bescheidbegriff des AVG zu unterscheiden sei. Bedeu-
tung kommt diesem Auffassungsunterschied etwa bei Beantwor-
tung der (auch hier wesentlichen) Frage zu, „ob der verfassungs-
rechtliche Bescheidbegriff die Rechtskraft, wie sie das AVG vor-
sieht, mitumfaßt und den einfachen Gesetzgeber bindet oder ob
dieser davon abweichende Bescheide, denen die Rechtskraft weit-
gehend mangelt, vorsehen kann“.15)

b) Auszugehen ist zunächst davon, daß behördlichen Erledigun-
gen, die nicht ausdrücklich als „Bescheid“ bezeichnet sind, den-
noch Bescheidcharakter zukommen kann.16) Unbestritten ist ferner,
daß behördliche Erledigungen, die nicht in einem Verfahren
nach AVG17) zustande kommen, dennoch in Bescheidform erge-
hen können. Maßgeblich dafür, ob einer behördlichen Erledigung
Bescheidqualität zukommt, ist der Inhalt des betreffenden Ver-
waltungsaktes, nämlich ob sich daraus erkennbar der Wille des
Verwaltungsorgans ergibt, gegenüber einer individuell bestimmten
Person eine Verwaltungsangelegenheit verbindlich zu regeln. In
diesem Sinne ist eine nicht als „Bescheid“ bezeichnete behördliche
Erledigung dennoch als Bescheid iS des Art 144 Abs 1 B-VG zu
qualifizieren, „wenn die Erledigung gegenüber individuell be-
stimmten Personen eine Verwaltungsangelegenheit in einer der
Rechtskraft fähigen Weise normativ regelt, wenn sie also für den
Einzelfall bindend die Gestaltung oder Feststellung von Rechtsver-
hältnissen zum Gegenstand hat, ob sie nun in Form eines Beschei-
des nach den §§ 56ff AVG ergeht oder nicht. In Ermangelung
der nach dem AVG für Bescheide vorgesehenen Form muß deut-
lich erkennbar sein, daß die Dienststelle dennoch den – objektiv
erkennbaren – Willen hatte, mit der Erledigung gegenüber einer
individuell bestimmten Person die normative Regelung einer kon-
kreten Verwaltungsangelegenheit zu treffen. Wesentliche Vor-
aussetzung für die Qualifikation einer Erledigung als Bescheid ist
nach dem Gesagten deren individuell-normativer Inhalt“ (vgl etwa
VfSlg 13.099/1992; 13.641/1993; 13.642/1993; 14.185/
1995; 14.705/1996; 14.713/1996).18) 19)

Es ist nicht weiter zweifelhaft, daß in Aufträgen bzw Weisungen
gem § 23 RAO in aller Regel der behördliche Wille des Ausschus-
ses einer RA-Kammer – objektiv erkennbar – zum Ausdruck kommt,
gegenüber einem Standesangehörigen (also einer individuell be-
stimmten Person) die normative Regelung einer konkreten Verwal-
tungsangelegenheit zu treffen. Mit Hilfe von Aufträgen gem § 23
RAO werden nämlich gesetzlich (RAO, DSt 1990) bzw in Standes-
richtlinien (Verordnungen) festgelegte Rechte bzw Verhaltenspflich-
ten einzelnen Standesangehörigen gegenüber dadurch konkreti-
siert, daß ihnen ein bestimmtes (standesgemäßes) Verhalten ver-
bindlich vorgeschrieben wird. Nach Erteilung eines solchen Auf-
trages liegt es nicht im Belieben eines solcherart beauftragten
Standesangehörigen, einem Auftrag zu entsprechen oder nicht zu

entsprechen. Der Standesangehörige ist bei Disziplinarstrafe zur
Auftragsbefolgung verpflichtet. Dabei droht die Disziplinarstrafe
nicht deshalb, weil einem Auftrag gem § 23 RAO an sich nicht
nachgekommen, sondern weil der in einem Auftrag gem § 23
RAO verbindlich festgelegten Pflicht zu einem standesgemäßen
Verhalten nicht entsprochen wird.

c) Auf behördliche Erledigungen nach § 23 RAO ist das AVG, so-
mit auch § 68 AVG, nicht anzuwenden (vgl Art II Abs 2 lit B Z 31
EGVG). Es ist daher fraglich, ob durch einen Auftrag gem § 23
RAO eine Verwaltungsangelegenheit „in einer der Rechtskraft fähi-
gen Weise“ geregelt wird.20) In diese Richtung sind wohl auch die
Zweifel des VwGH zu deuten, wenn er die Bescheidqualität von
Aufträgen gem § 23 RAO mangels „bindender Wirkung“ gegen-
über den Disziplinarbehörden (vgl etwa VwSlg 3472 A/1954)
verneint. Bei näherer Betrachtung erweist sich diese grundsätzliche
Ablehnung einer bindenden Wirkung durch den VwGH jedoch als
unzutreffend.

Gem § 26 Abs 5 RAO kann gegen den Beschluß einer Ausschuß-
Abteilung binnen 14 Tagen nach Zustellung des Beschlusses das
Rechtsmittel der Vorstellung an den Ausschuß erhoben werden.
Über das Rechtsmittel entscheidet der Ausschuß endgültig. Gegen

15) So treffend Walter/Mayer, Grundriß des österreichischen Verwaltungs-
verfahrensrechts7 Rz 378.

16) Vgl etwa Antoniolli/Koja, Allgemeines Verwaltungsrecht3 (1996) 515;
Raschauer, Allgemeines Verwaltungsrecht (1998) Rz 862f sowie
Walter/Mayer, Grundriß des österreichischen Verwaltungsverfahrens-
rechts7 Rz 387 und Rz 408f.

17) Auf behördliche Erledigungen einer „gesetzlichen beruflichen Vertre-
tung“, somit auch auf die behördlichen Erledigungen des Ausschusses
einer RA-Kammer, ist das AVG nicht anzuwenden; vgl Art II Abs 2 lit B
Z 31 EGVG.

18) In VfSlg 7436/1974 qualifizierte der VfGH das (formlose) Schreiben
des Ausschusses einer RA-Kammer an einen (ehemaligen) Anwalt, wo-
nach dessen Eingaben betreffend die Gewährung einer Altersversor-
gung einer geschäftsordnungsmäßigen Erledigung nicht zugeführt wer-
den könne, nicht als „unverbindliche Information“, sondern als einen
normativen, also bescheidförmigen Abspruch über die erwähnten Ein-
gaben.

19) In ähnlicher Weise ist nach ständiger Judikatur des VwGH eine nicht
ausdrücklich als Bescheid bezeichnete behördliche Erledigung als Be-
scheid zu qualifizieren, „wenn sich aus dem Spruch eindeutig ergibt,
daß die Behörde nicht nur einen individuellen Akt der Hoheitsverwal-
tung gesetzt hat, sondern auch, daß sie normativ, also entweder rechts-
gestaltend oder rechtsfeststellend eine Angelegenheit des Verwaltungs-
rechtes entschieden hat. Der normative Inhalt muß sich aus der Formu-
lierung der behördlichen Erledigung, also in diesem Sinn auch aus der
Formulierung der Erledigung, ergeben; nur dann, wenn der Inhalt einer
behördlichen Erledigung, also ihr Wortlaut sowie ihre sprachliche Ge-
staltung, keinen Zweifel aufkommen lassen, daß die Behörde die
Rechtsform des Bescheides gewählt hat, ist die ausdrückliche Bezeich-
nung als Bescheid . . . nicht wesentlich“ (VwSlg 13.808 A/1993 mit
Hinweisen auf die Vorjudikatur).

20) Grundsätzlich zum Problem Bachmann, Die Rechtskraft von Bescheiden
außerhalb des Anwendungsbereiches des AVG und § 68 AVG, AnwBl
1996, 730ff.
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die Entscheidung des Ausschusses als eines „letztinstanzlichen Or-
gans eines Selbstverwaltungskörpers“ (so VwSlg 14.242 A/1995)
kann infolge Erschöpfung des Instanzenzuges Beschwerde an den
VwGH erhoben werden.21) Die Bestimmung des § 26 Abs 5 RAO
räumt betroffenen Standesangehörigen ein (nicht aufsteigendes)
„Rechtsmittel im allgemeinen Sinn“ (so VwSlg 14.242 A/1995)22)
ein. Nach Ansicht des VfGH richtet diese Bestimmung einen
„Instanzenzug“ und eine „spezifische Rechtsschutzmöglichkeit“ ein
(VfSlg 13.812/1994). Unterläßt es daher ein Standesangehöri-
ger, gegen eine individuelle Anordnung einer Ausschuß-Abteilung
Vorstellung zu erheben, so wird die individuelle Anordnung für ihn
unanfechtbar; die Entscheidung entfaltet insofern eine Bindungs-
wirkung, die der formellen Rechtskraft gem § 68 Abs 1 AVG
gleichzuhalten ist. Gleiches muß für individuelle Anordnungen des
Ausschusses gelten, und zwar unabhängig davon, ob vom Aus-
schuß eine individuelle Anordnung in erster und letzter Instanz (bei
Fehlen von Abteilungen; § 26 Abs 2 RAO) ergeht oder ob es sich
um die Entscheidung über die Vorstellung gegen eine individuelle
Anordnung einer Ausschuß-Abteilung handelt.

In bezug auf die Frage einer (der materiellen Rechtskraft gleichen
oder ähnlichen) Bindung des Ausschusses bzw einer Ausschuß-
abteilung an ihre eigenen Entscheidungen, ist zunächst anzumer-
ken, daß weder § 26 Abs 5 noch eine andere Bestimmung der
RAO eine ausdrückliche Regelung über eine derartige Bindung der
beiden Organe an ihre eigenen Entscheidungen enthält (ähnlich
etwa den Bestimmungen über die materielle Rechtskraft gem § 68
Abs 2 bis 4 AVG). Aus dieser Rechtslage jedoch ableiten zu
wollen, daß Aufträge gem § 23 RAO vom Ausschuß (sei es als Be-
hörde, die den Auftrag selbst erlassen hat, sei es als – im Verhält-
nis zu einer Abteilung – sachlich in Betracht kommende „Oberbe-
hörde“) oder von einer Abteilung jederzeit und ohne Angabe von
Gründen widerrufen werden könnten, ist aber verfehlt. Denn eine
solche Annahme würde (in bezug auf Aufträge gem § 23 RAO)
ein die Rechtssicherheit beseitigendes, willkürliches Verhalten des
Ausschusses bzw einer Abteilung ermöglichen. Dies aber würde
klar dem Rechtsstaatsprinzip widersprechen.23) Eine solche Rechts-
befugnis den beiden Kammerorganen eingeräumt zu haben, darf
dem Gesetzgeber nicht unterstellt werden. Ganz in diesem Sinne
hat der VwGH dem Gedanken der materiellen Rechtskraft eine
über das AVG hinausgehende Bedeutung auch für andere Verwal-
tungsverfahren beigemessen.24) § 26 Abs 5 RAO ist daher in die
Richtung zu verstehen, daß ein Ausschuß bzw eine Abteilung
einen einmal erlassenen Auftrag nach § 23 RAO nicht jederzeit
und ohne Vorliegen eines besonderen Grundes abändern oder
aufheben dürfen. Insofern kann von einer der materiellen Rechts-
kraft gem § 68 Abs 2 bis 4 AVG ähnlichen Bindung der erwähnten
Behörden gesprochen werden.

d) Zusammenfassend ist daher festzuhalten: Aufträgen nach § 23
RAO kommt im Grunde des § 26 Abs 5 RAO eine formelle Rechts-
kraftwirkung (nämlich Unanfechtbarkeit) gegenüber betroffenen

Standesangehörigen zu. Unter Bedachtnahme auf das Rechts-
staatsprinzip und der daraus abzuleitenden allgemeinen Bedeu-
tung der materiellen Rechtskraft in Verwaltungsverfahren ist über-
dies anzunehmen, daß Ausschuß bzw Abteilung eine von ihnen
erlassene individuelle Anordnung nicht jederzeit und aus belie-
bigem Grund abändern oder aufheben dürfen, sondern daß sie
insoweit an von ihnen erlassene individuelle Entscheidungen, somit
auch an erlassene Aufträge gem § 23 RAO selbst gebunden sind
(materielle Rechtskraft). Individuellen Anordnungen (somit auch
Aufträgen nach § 23 RAO) kommt daher jenes „Ausmaß an Unab-
änderlichkeit und Unwiederholbarkeit“ zu,25) das erforderlich ist,
um sie als Bescheide iS des Art 144 und des Art 131 B-VG qualifi-
zieren zu können.

3. Zur letztverantwortlichen Entscheidungsbefugnis
der Disziplinarbehörden; verfahrensrechtliche
Möglichkeiten zur Umsetzung derselben

a) Unterläßt ein gem § 23 RAO „beauftragter“ Standesangehöri-
ger die Befolgung des an ihn gerichteten Auftrags, setzt er sich
damit dem Verdacht aus, durch sein Verhalten die im Auftrag gem
§ 23 RAO vorgeschriebenen Standespflichten verletzt zu haben,
und kann dafür disziplinär zur Verantwortung gezogen werden.
Dabei sind die Disziplinarbehörden nicht an die Ansicht des Aus-
schusses gebunden, sondern bestimmen in einem allfälligen Diszi-
plinarverfahren entweder in Übereinstimmung mit dem Ausschuß
oder auch unter Abweichung von der Meinung des Ausschusses
letztverantwortlich, welches Verhalten die Standespflichten im Ein-
zelfall von einem Standesangehörigen verlangen. Ob eine indivi-
duelle behördliche Anordnung gem § 23 RAO gesetzmäßig ist,

21) So etwa VwSlg 12.428 A/1987; 14.242 A/1995; in diesen Fällen
entschied der Ausschuß in erster und letzter Instanz.

22) Nach Walter/Mayer versteht man unter einem „Rechtsmittel“ ganz all-
gemein „ein Begehren einer Verfahrenspartei auf Überprüfung eines
bestimmten Vollzugsaktes, an das sich die Pflicht eines Organs knüpft,
diese Überprüfung durchzuführen“ (Walter/Mayer, Grundriß des
österreichischen Verwaltungsverfahrensrechts7 Rz 494).

23) In VfSlg 4986/1965 wird die Frage, ob eine Regelung als dem Rechts-
staatsprinzip widersprechend verfassungwidrig wäre, welche die mate-
rielle Rechtskraft zur Gänze aufhöbe, lediglich aufgeworfen, nicht aber
beantwortet (der VfGH sah sich dazu im konkreten Fall nicht veranlaßt);
jedoch besteht im Lichte der neueren Judikatur zum Rechtsstaatsprinzip
kein Zweifel, daß eine solche, die materielle Rechtskraft gänzlich besei-
tigende Rechtsvorschrift, verfassungswidrig ist; zum Rechtsstaatsprinzip
vgl grundsätzlich Adamovich/Funk/Holzinger, Österreichisches Staats-
recht, Bd I: Grundlagen (1997) Rz 14.001ff; Öhlinger, Verfassungs-
recht3, 55f sowie Walter/Mayer, Grundriß des österreichischen Ver-
fassungsrechts8 Rz 165ff.

24) Vgl dazu Walter/Mayer, Grundriß des österreichischen Verwaltungs-
verfahrensrechts7 Rz 59.

25) Nach Walter/Mayer würde ein individueller Hoheitsakt „ohne ein –
am Regelungssystem des AVG zu orientierendes – Ausmaß an Unabän-
derlichkeit und Unwiederholbarkeit“ den bundesverfassungsrechtlichen
Anforderungen an einen Bescheid nicht entsprechen (Walter/Mayer,
Grundriß des österreichischen Verwaltungsverfahrensrechts7 Rz 385).
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das heißt, ob sich der betreffende Standesangehörige gegen seine
ihm durch RAO und DSt 1990 vorgeschriebenen Pflichten als
Anwalt vergangen hat, das festzustellen, ist nämlich nur der Diszi-
plinarrat (einschließlich der OBDK) in einem Verfahren berufen,
dessen Rechtszug durch das DSt 1990 geregelt ist.26) „In diesem
Verfahren ist auch zu prüfen, ob der angefochtene Bescheid des
Ausschusses in den Grenzen des Gesetzes, insb der RAO, gefaßt
wurde; denn die Frage, ob die Nichtbefolgung eines vom Aus-
schuß einer RA-Kammer erteilten Auftrages den Anwalt disziplinär
verantwortlich macht, hat im Einzelfall die Disziplinarbehörde zu
entscheiden“ (VfSlg 1314/1930).

Den Disziplinarbehörden kommt also hinsichtlich der Beurteilung,
ob ein Standesangehöriger gegen standesrechtliche Pflichten ver-
stoßen hat, eine letzte Entscheidungsbefugnis (auch im Verhältnis
zum Ausschuß) zu; dies zwar nicht in dem Sinne, daß gegen einen
durch individuelle Anordnung erlassenen Auftrag gem § 23 RAO
ein förmliches Rechtsmittel an den Disziplinarrat zustünde, sondern
in der Form, daß der Disziplinarrat in einem eingeleiteten Diszi-
plinarverfahren eigenverantwortlich, also ohne Bindung an die in
einem Auftrag gem § 23 RAO vorgesehenen Verhaltenspflichten,
zu beurteilen hat, ob ein Standesangehöriger durch sein (entgegen
einem Auftrag gesetztes) Verhalten gegen RAO oder DSt 1990
verstoßen hat. Ergibt die Prüfung, daß der bescheidmäßige Auftrag
gem § 23 RAO „in den Grenzen des Gesetzes“ erlassen wurde,
hat die Disziplinarbehörde eine Strafe zu verhängen, weil und inso-
fern der betreffende Standesangehörige die durch einen Auftrag
gem § 23 RAO präzisierten Standespflichten verletzt hat. Diesfalls
bestehen beide Bescheide, nämlich der Auftrag gem § 23 RAO
sowie der Disziplinarbescheid, nebeneinander; beide Bescheide
erwachsen, sofern sie unbekämpft bleiben oder erfolglos bekämpft
werden, in Rechtskraft. Gelangt jedoch – was nicht ausgeschlossen
werden kann – der Disziplinarrat in einem wegen Nichtbefolgung
eines Auftrages gem § 23 RAO eingeleiteten Disziplinarverfahren
zur Ansicht, daß der Auftrag des Ausschusses ohne gesetzliche
Deckung erging, wird der Disziplinarrat das Disziplinarverfahren
mangels Vorliegen eines strafbaren Verhaltens einstellen.

b) Fraglich bleibt diesfalls das rechtliche Schicksal des bescheid-
förmigen Auftrages gem § 23 RAO. Es wäre untragbar, wollte
man behaupten, einerseits bestünde der rk erteilte Auftrag gem
§ 23 RAO, ein bestimmtes Standesverhalten zu setzen, fort, wenn
andererseits die Disziplinarbehörde letztverantwortlich (durch Ein-
stellung des Disziplinarverfahrens) festgestellt hat, daß eben dieses
Verhalten nicht disziplinär, sondern erlaubt sei. Es sind daher ver-
fahrensrechtliche Möglichkeiten zu suchen, um der Letztverantwor-
tung der Disziplinarbehörden in solchen Fällen Rechnung tragen
zu können. Im Hinblick auf die Nichtanwendbarkeit des AVG auf
das behördliche Verfahren von Ausschüssen einer RA-Kammer (vgl
Art II Abs 2 lit B Z 31 EGVG) ist dies freilich nicht einfach. Aller-
dings sind nach der Judikatur des VwGH in solchen Fällen „die im
AVG niedergelegten Grundsätze eines geordneten rechtsstaatli-

chen Verfahrens“ anzuwenden.27) Dazu zählt auch die Zulässig-
keit außerordentlicher Rechtsmittel (VwSlg 1196 A/1950). Der
einfachste Weg einer „Bereinigung“ bestünde darin, daß mit
Rechtskraft des Bescheides der Disziplinarbehörde der diesem
widersprechende rk Auftrag gem § 23 RAO ex lege außer Kraft
tritt, ohne daß ein Rechtsmittel eingelegt werden müßte.28) Denkbar
wäre es aber auch, zur Bereinigung der skizzierten Situation ein
Vorgehen unter sinngemäßer Anwendung des § 68 Abs 2 AVG zu
wählen. Allerdings müßte man diesfalls von einer Pflicht des jewei-
ligen Ausschusses ausgehen, einen (der Ansicht der Disziplinarbe-
hörde widersprechenden) Auftrag gem § 23 RAO aufzuheben.29)

III. Dürfen Akte der Standesaufsicht gem § 23 RAO
lediglich amtswegig oder auch auf Antrag ergehen? –

Zur Zulässigkeit von Feststellungsbescheiden
nach § 23 RAO

§ 23 RAO enthält keine ausdrückliche Bestimmung darüber, ob ein
Verfahren zur Erlassung individueller Aufsichtsakte lediglich von
Amts wegen oder auch auf Antrag eingeleitet werden darf. Diese
Frage ist in weiterer Folge zu erörtern.

1. Standesaufsicht als grundsätzlich amtswegig
zu erledigende Aufgabe

Ziel der Wahrnehmung des Überwachungs- und Aufsichtsrechts
durch den Ausschuß ist es, Ehre und Ansehen des Standes zu wah-
ren sowie alle Maßnahmen zu treffen, um Verletzungen der Berufs-
pflichten durch Standesangehörige möglichst hintanzuhalten. An
der Erfüllung dieser Aufgabe besteht vor allem ein objektives Inter-
esse des Rechtsanwaltsstandes, weniger ein subjektives Interesse
des einzelnen Standesangehörigen bzw anderer Personen (zB
Klienten). Verfahren zur Erlassung individueller oder genereller
Normen im Zusammenhang mit der Ausübung des Aufsichts- und
Überwachungsrechts sind daher grundsätzlich von Amts wegen
einzuleiten; dies gilt namentlich auch für Verfahren mit bescheid-
förmiger Erledigung gem § 23 RAO.
Auf die Einleitung eines Verfahrens zur Setzung von Aufsichtsmaß-
nahmen gegenüber Dritten steht folglich niemandem ein Rechts-
anspruch zu. „Beantragt“ daher jemand – sei er Standesangehöri-

26) So im Anschluß an VfSlg 1314/1930 auch Feil/Wennig, Anwalts-
recht, § 23 Rz 1.

27) Vgl die Zusammenfassung dieser Judikatur bei Walter/Mayer, Grund-
riß des österreichischen Verwaltungsverfahrensrechts7, Rz 59.

28) Ähnlich wie bei Wiederaufnahme eines Verfahrens nach § 69 AVG
auch mit der rk Genehmigung der Wiederaufnahme der ursprüngliche
materiellrechtliche Bescheid ex lege außer Kraft tritt; vgl dazu Walter/
Mayer, Grundriß des österreichischen Verwaltungsverfahrensrechts7,
Rz 607.

29) So hatte etwa der VwGH in seinem ErkSlg 12.428 A/1987 gegen den
(bescheidförmigen) Widerruf einer rechtswidrigen Genehmigung der
Abhaltung von Sprechstunden außerhalb des Kanzleisitzes gem § 41
RL-BA 1977 (in der damals geltenden Fassung) keine Bedenken.
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ger oder eine außerhalb des Standes stehende Person, zB Klient –
beim Ausschuß, daß dieser eine bestimmte Aufsichtsmaßnahme
setzen möge (zB Enthebung eines Anwalts als Pflichtverteidiger),
so liegt kein förmlicher Antrag, sondern eine bloße Anregung an
den Ausschuß zum amtswegigen Einschreiten vor. In diesem Sinne
geht auch der VwGH davon aus, daß Standesgenossen oder an-
deren Personen kein subjektives Recht darauf zukommt, „daß der
Ausschuß der RA-Kammer im Rahmen des allgemeinen Aufsichts-
rechtes gem § 23 RAO tätig wird“.30)

2. Zur Zulässigkeit antragsgemäßer Feststellung
der beruflichen Rechte und der Standespflichten

Die Deutung des § 23 RAO als einer grundsätzlich zum amts-
wegigen Einschreiten ermächtigenden Vorschrift schließt nicht aus,
daß der Ausschuß unter bestimmten Voraussetzungen zu einem
antragsgemäßen Vorgehen befugt und verpflichtet ist; dies etwa in
jenen Fällen, in denen Standesangehörige sich im unklaren dar-
über befinden, wie sie sich in einer bestimmten Situation standes-
konform verhalten sollen.

a) Es ist allseits bekannt, daß die inhaltliche Vorherbestimmung
der Tätigkeit der anwaltlichen Disziplinarbehörden iS des Art 18
B-VG zwar als grundsätzlich ausreichend qualifiziert wird, den-
noch aber die beiden unbestimmten Gesetzesbegriffe „Beeinträch-
tigung von Ehre und Ansehen des Standes“ sowie „Verletzung der
Berufspflichten“ in § 1 DSt 1990 nur eine sehr allgemeine Richt-
schnur für das Handeln der Standesangehörigen und für die Hand-
habung der Disziplinargewalt durch den Disziplinarausschuß ab-
zugeben vermögen.31) Es kommt daher in der Standespraxis häu-
fig vor, daß Standesangehörige unsicher sind, ob eine beabsich-
tigte Handlung oder Unterlassung in einer konkreten Situation stan-
desrechtlich erlaubt ist. Standesangehörige, die in einer solchen
Situation eine (umstrittene) Handlung setzen, „riskieren“ damit ein
Disziplinarverfahren. Freilich bietet sich unter rechtsstaatlichem
Gesichtspunkt auch ein anderer Weg zur Klärung der unsicheren
Rechtslage an: Nach der neueren Judikatur des VfGH verlangt das
Rechtsstaatsprinzip ein Mindestmaß an Zugänglichkeit und Ver-
ständlichkeit genereller Rechtsvorschriften.32) Dieses Mindestmaß
an Verständlichkeit erscheint in bezug auf die äußerst unbestimm-
ten Gesetzesbegriffe „Ehre und Ansehen des Standes“ bzw „Beein-
trächtigung der Berufspflichten“ (§ 1 DSt 1990) dann gesichert,
wenn Standesangehörigen ein Rechtsanspruch darauf zukommt,
daß über ihren Antrag der Ausschuß gem § 23 RAO rechtsförm-
lich und verbindlich, also mit Bescheid, feststellt, ob eine bestimmte
Handlung oder Unterlassung standesrechtlich erlaubt ist. Erst damit
wird die allgemein bekannte, gesetzliche Unbestimmtheit der be-
ruflichen Rechte und der Berufspflichten der Standesangehörigen
erträglich, zumal es dann für Standesangehörige möglich ist, bei
Zweifel über berufliche Rechte bzw über Pflichten des standes-
gemäßen Verhaltens eine (zumindest vorläufige) authentische Fest-
stellung derselben zu erwirken.

b) Ein solches Vorgehen kann in der Tat (zumindest ansatzweise)
auch bereits in der Standespraxis der RA-Kammern beobachtet
werden. So liegen einigen Entscheidungen des VfGH oder des
VwGH Feststellungsbescheide von Ausschüssen zugrunde, mit
denen über Antrag von Standesangehörigen das Bestehen von
Berufsrechten bzw von standesgemäßen Pflichten in einer konkre-
ten Situation festgestellt wurde.33) Überdies gelangte der VfGH bei
Individualanträgen von Standesangehörigen (Art 139 Abs 1 letz-
ter Satz B-VG) gegen Bestimmungen der RL-BA mehrmals zur An-
sicht, daß solche Anträge unzulässig seien, weil den antragstellen-
den Standesangehörigen ein anderer zumutbarer Weg zur Ab-
wehr des (behauptetermaßen) rechtswidrigen Eingriffes zur Verfü-
gung stünde. Diesen anderen zumutbaren Weg sieht der VfGH
darin, daß der antragstellende Standesangehörige die Möglich-
keit habe, „im Interesse einer zweckentsprechenden Rechtsverfol-
gung . . . einen . . . bei den Gerichtshöfen des öffentlichen Rechts
bekämpfbaren Bescheid des Ausschusses einer RA-Kammer über
die von ihm aufgeworfene Frage zu erwirken, um klarzustellen, ob
er mit den beabsichtigten Maßnahmen gegen seine Pflichten als
Rechtsanwalt verstößt“.34) Das „Erwirken“ eines Bescheides des

30) Vgl etwa VwGH 26. 2. 1992, 92/01/0033; 30. 1. 1985, 84/01/
0367; 15. 10. 1984, 84/12/0149; 13. 2. 1984, 84/12/0021 sowie
30. 1. 1979, 1751/77; zum zuletzt erwähnten Erk vgl auch Jahoda,
Ist gegen den Beschluß des Ausschußes einer Rechtsanwaltskammer,
der im Rahmen des Aufsichtsrechtes gem § 23 RAO ergeht, die Be-
schwerde an den Verwaltungsgerichtshof zulässig? AnwBl 1979, 298.

31) Zur legalitätsrechtlichen Problematik vgl vor allem Berka/Stolzlechner,
Öffentlichkeitskontakte von Anwälten, Meinungsfreiheit und Werbever-
bot, 1988, 24ff. Bei Feil/Wennig, Anwaltsrecht, sind zum § 1 DSt
1990 nicht weniger als 515 Leitsätze der Disziplinarbehörden zu Fra-
gen des standeskonformen Verhaltens wiedergegeben.

32) Vgl dazu insbesondere VfSlg 3130/1956; 12.420/1990; allgemein
zum Rechtsstaatsprinzip vgl Adamovich/Funk/Holzinger, Österreichi-
sches Staatsrecht, Band 1: Grundlagen (1997) 176ff; Öhlinger, Ver-
fassungsrecht3 (1997) 55f und 232ff sowie Walter/Mayer, Grundriß
des österreichischen Bundesverfassungsrechts8 (1996) Rz 165ff.

33) Vgl VfSlg 13.876/1994: Feststellungsbescheid des Ausschusses einer
RA-Kammer, womit die beabsichtigte Errichtung einer Filialkanzlei für
unzulässig erklärt wurde; VwSlg 14.242 A/1995: Feststellungsbe-
scheid des Ausschusses einer RA-Kammer betreffend die Unzulässigkeit
bestimmter Werbemaßnahmen.

34) So VfSlg 12.951/1991: Möglichkeit der Feststellung der Standes-
pflichten im Zusammenhang mit bestimmten Werbemaßnahmen; Unzu-
lässigkeit eines Individualantrags gegen die Werbevorschriften des
§ 45 RL-BA; VfSlg 9470/1982: Möglichkeit der Feststellung, ob die
Verwendung weiterer Berufsbezeichnungen standsrechtlich untersagt
ist; Unzulässigkeit eines Individualantrags gegen das (damals gel-
tende) Verbot der Verwendung weiterer Berufsbezeichnungen gem § 9
RL-BA 1977. In diesem Erk wird in einem obiter dictum auch auf die
vergleichbare Rechtslage nach der NotariatsO verwiesen; nach § 134
Abs 2 Z 1 NotariatsO können sowohl generelle als auch individuelle
Normen über das Benehmen und die Geschäftsführung der Notare und
Notariatskandidaten erlassen werden.
In einem anderen VfGH-Verfahren ging es um eine disziplinarrechtliche
Verfolgung wegen Anbringung eines unzulässigen Hinweiszeichens
nach ärztlichem Standesrecht. Der VfGH verneinte die Notwendigkeit
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Ausschusses einer RA-Kammer ist aber nicht anders vorstellbar als
durch antragsgemäße Feststellung der Berufsrechte bzw Standes-
pflichten in einer konkreten Situation mit Hilfe eines förmlichen
Bescheids.

c) Im Gegensatz zur hier unter Orientierung am Rechtsstaatsprin-
zip wiedergegebenen Ansicht, der vor allem der VfGH nicht wider-
sprochen hat, verneinte der VwGH einen Rechtsanspruch auf Fest-
stellung, ob bestimmte Werbemaßnahmen nach den RL-BA 1977
zulässig seien, im wesentlichen mit dem Hinweis auf ein fehlendes
privates Interesse der Rechtsverfolgung35): „Ein solches Interesse
besteht nämlich dann nicht, wenn die für die Feststellung maß-
gebende Rechtsfrage im Rahmen eines anderen gesetzlich vor-
gezeichneten Verwaltungsverfahrens, zu dem auch ein Disziplinar-
verfahren gehört, oder eines gerichtlichen Verfahrens zu entschei-
den ist. Ein rechtliches Interesse der Partei ist nur dann zu bejahen,
wenn der Feststellungsantrag im konkreten Fall als geeignetes Mit-
tel zur Beseitigung der Rechtsgefährdung angesehen werden kann“
(VwSlg 14.242 A/1995).36) Aus diesem Gesichtspunkt ergibt sich
für den VwGH auch die Notwendigkeit, das Element der Klarstel-
lung für die Zukunft als Voraussetzung für die Erlassung eines Fest-
stellungsbescheides anzuerkennen, weil der Feststellungsbescheid
zur Abwendung zukünftiger Rechtsgefährdung Rechte oder Rechts-
verhältnisse klarstellen soll (VwSlg 13.513 A/1991 unter Hinweis
auf Vorjudikatur).

d) Auch im vorliegenden Zusammenhang verbirgt sich hinter der
skizzierten Judikaturdivergenz zwischen VfGH und VwGH in
bezug auf die Zulässigkeit von Feststellungsbescheiden nach § 23
RAO ein grundsätzlicher Auffassungsunterschied, nämlich hinsicht-
lich der zulässigen Erlassung von Feststellungsbescheiden allge-
mein (bei Fehlen einer ausdrücklichen gesetzlichen Ermächtigung).
Der VfGH vertritt dazu in ständiger Rechtsprechung die Auffas-
sung, daß die Erlassung eines Feststellungsbescheides, dessen Ge-
genstand ein Recht oder Rechtsverhältnis ist, auch dann zulässig
ist, wenn eine gesetzliche Regelung hierüber zwar nicht besteht,
„die Erlassung eines solchen Bescheides aber im öffentlichen Inter-
esse liegt oder wenn sie für eine Partei ein notwendiges Mittel
zweckentsprechender Rechtsverteidigung ist und insofern im Inter-
esse einer Partei liegt“.37)

Eine solche Situation, in der die Erlassung eines Feststellungsbe-
scheides ein „notwendiges Mittel zweckentsprechender Rechtsver-
teidigung“ ist, liegt – nach Ansicht des VfGH – unter anderem vor,
wenn Rechte umstritten sind und die Gefahr eines Verwaltungsstraf-
verfahrens droht. In solchen Fällen sei es einem Rechtsunterworfe-
nen nicht zumutbar, sich zur Klärung einer strittigen Rechtslage
dem Risiko eines Verwaltungsstrafverfahrens aussetzen oder son-
stige Rechtsnachteile in Kauf nehmen zu müssen.38) Von dieser
Überlegung geht der VfGH wohl unausgesprochen auch im vorlie-
genden Zusammenhang aus und bejaht die Befugnis des Ausschus-
ses zur Erlassung von Feststellungsbescheiden nach § 23 RAO, um
zu verhindern, daß sich Standesangehörige bei Zweifel über ihre

beruflichen Rechte bzw Standespflichten der Gefahr eines Diszipli-
narverfahrens aussetzen müssen. Im Hinblick auf die Schwere
möglicher Disziplinarstrafen (zB Geldbuße bis zu S 500.000,–;
Streichung von der RA-Liste; vgl § 16 DSt 1990) muß in der Tat die
bescheidmäßige Feststellung beruflicher Rechte bzw von Standes-
pflichten als „notwendiges Mittel zweckentsprechender Rechtsver-
teidigung“ qualifiziert werden.
Obgleich der VwGH in bezug auf die Zulässigkeit von Feststel-
lungsbescheiden eine etwas andere „Formel“ („geeignetes Mittel
zur Beseitigung einer Rechtsgefährdung“) als der VfGH verwendet,
liegen dennoch die beiden Gerichtshöfe inhaltlich nicht weit aus-
einander, geht doch der VfGH bei Konkretisierung seiner Formel
von der „zweckentsprechenden Rechtsverteidigung“ in eine ähnli-
che Richtung. Der Unterschied in den Auffassungen liegt vor allem
darin, daß der VwGH bisher ein drohendes Disziplinarverfahren
nicht als „Rechtsgefährdung“ qualifizierte. Zu berücksichtigen ist
dabei freilich, daß mit einem Disziplinarverfahren das Risiko einer
Disziplinarstrafe, somit eine Gefahr für die Rechtsposition eines
Standesangehörigen verbunden ist (vgl zB die Möglichkeit einer
zeitweiligen Untersagung der Berufsausübung; § 16 Abs 1 Z 3 DSt
1990). Stellt man dies in Rechnung, kann es nicht zweifelhaft sein,
daß die Möglichkeit, durch einen Feststellungsbescheid gem § 23
RAO ein Disziplinarverfahren zu vermeiden, bedeutet, daß ein sol-
cher Feststellungsbescheid der Abwehr einer „Rechtsgefährdung“
dient.

eines eigenen auf § 29 Abs 4 ÄrzteG beruhenden Bewilligungsverfah-
rens betreffend die Anbringung bestimmter Hinweiszeichen ua damit,
„daß im Hinblick auf die Zulässigkeit von Feststellungsbescheiden bei
Vorliegen eines rechtlichen Interesses (hier: des Arztes) eine Klärung
von Zweifelsfragen auch ohne das Risiko disziplinarrechtlicher Ver-
folgung wegen ordnungswidriger Schilderaufstellung möglich wäre“
(VfGH 23. 2. 1999, V 127/97).

35) Anders argumentierte der VwGH in seinem Erk vom 1. 7. 1992, 92/
01/0043: Bei der den Gegenstand des Feststellungsantrages bilden-
den Frage, ob zu den Pflichten aus einem Dienstvertrag Tätigkeiten
zählen, die zu den befugten Aufgaben eines österr RA zählen, handelt
es sich weder um ein „Recht“ noch um ein „Rechtsverhältnis“, das Ge-
genstand einer bescheidmäßigen Feststellung sein könnte, sondern um
eine rechtliche Qualifikation, die hier überdies nicht einen gegenwärtig
existierenden Sachverhalt betroffen hätte, sondern ein vom Bf lediglich
beabsichtigtes Verhalten (hier: Antrag auf Feststellung der Vereinbarkeit
einer beabsichtigten Tätigkeit als Dienstnehmer bei einem RA in Liech-
tenstein mit der noch nicht durchgeführten Eintragung in die RA-Liste).

36) Ferner wird die Möglichkeit einer zivilrechtlichen Wettbewerbsklage
als primärer Rechtsbehelf erwähnt; dies ist jedoch eine Besonderheit,
weil es sich im vorliegenden Fall um Regelungen über zulässige/unzu-
lässige Werbemaßnahmen handelt und ein Verstoß dagegen auch mit
Wettbewerbsklage geltend gemacht werden kann. Diese Möglichkeit
fehlt bei anderen Aspekten des standesgemäßen Verhaltens.

37) Vgl etwa VfSlg 13.417/1993; 9993/1984; 9105/1981; 8803/
1980 etc; vgl dazu auch Antoniolli/Koja, Allgemeines Verwaltungs-
recht3, 547ff sowie Walter/Mayer, Grundriß des österreichischen Ver-
waltungsverfahrensrechts7 Rz 407.

38) Vgl etwa VfSlg 4563/1963, 6392/1971, 8047/1977; allgemein
dazu vgl auch Antoniolli/Koja, Allgemeines Verwaltungsrecht3, 548.
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IV. Ergebnis

1. Mit einem Auftrag gem § 23 RAO werden einzelnen Standesan-
gehörigen gegenüber die gesetzlich festgelegten Berufsrechte bzw
Verhaltenspflichten dadurch konkretisiert, daß ihnen ein bestimm-
tes (standesgemäßes) Verhalten verbindlich vorgeschrieben wird.
Unbeschadet des Umstands, daß Aufträge gem § 23 RAO gegen-
über Disziplinarbehörden keine Bindungswirkung entfalten, kommt
solchen Aufträgen jenes „Ausmaß an Unabänderlichkeit und Un-
wiederholbarkeit“ zu, das erforderlich ist, um sie als Bescheide iS
des Art 144 und des Art 131 B-VG qualifizieren zu können.
2. Die Deutung des § 23 RAO als einer grundsätzlich zum amts-
wegigen Einschreiten ermächtigenden Vorschrift schließt nicht

grundsätzlich aus, daß der Ausschuß auch zu einem antrags-
gemäßen Vorgehen befugt und verpflichtet ist; dies namentlich in
jenen Fällen, in denen Standesangehörige sich im unklaren dar-
über befinden, wie sie sich in einer bestimmten Situation standes-
konform zu verhalten haben.

3. Besteht in einer beruflichen Situation Unklarheit über das stan-
desgemäße Verhalten und folglich bei Durchführung der beabsich-
tigten Handlung die Gefahr eines Disziplinarverfahrens, so liegt
eine Situation vor, in der die Erlassung eines Feststellungsbeschei-
des gem § 23 RAO als „zweckentsprechendes Mittel der Rechtsver-
teidigung“ und folglich als zulässig und geboten zu qualifizieren
ist.

RAA Mag. Johannes Sykora, Wien

e-mail – Ein neues Medium im rechtsgeschäftlichen Verkehr?

Für den Zugang von Schriftstücken per Postzustellung oder Telefax
hat sich eine klare Judikaturlinie herausgebildet. Für den Versand
und den Zugang von e-mails gibt es jedoch bislang keine klaren
Verhältnisse.
Daher erscheint es notwendig, dieses Problem näher zu unter-
suchen.

I. Das e-mail

Zunächst muß festgehalten werden, daß e-mail in keiner Weise mit
herkömmlichen Schriftstücken vergleichbar ist. Primär dient es dem
Zweck, kurze Informationen auf kostengünstigste Art zu versenden.
Prinzipiell ist das e-mail ein Mittelding zwischen telefonischem und
schriftlichem Kontakt. Das äußert sich einerseits darin, daß Mails
in der Regel sofort auf den Punkt kommen, ohne weitere Höflich-
keitsfloskeln zu gebrauchen. Andererseits besteht aber doch die
Möglichkeit umfangreichere Texte, Bilder oder sogar Computer-
programme via e-mail zu versenden (Attachments1)).

II. Technische Vorbemerkungen

Während es beim Telefax in erster Linie darum geht, herkömmliche
Schriftstücke schneller als auf dem Postweg zu befördern, ist der
primäre Zweck des e-mails der, daß Kurzinformationen zwischen
den Kommunikationspartnern ausgetauscht werden. Dies noch
dazu bedeutend günstiger als bei einem vergleichbaren Telefon-
gespräch und schneller (zumindest theoretisch) als beim Telefax.
Dazu ist es allerdings notwendig, daß der Nachrichtenempfänger
tatsächlich auch „seine“ e-mails regelmäßig abruft.
Die Besonderheit am e-mail – im Gegensatz zu Brief und Telefax –
ist nämlich der, daß ein e-mail nicht wirklich direkt dem Empfänger

zugestellt wird. Vielmehr schickt der Absender ein Mail eigentlich
an den Computer des Providers. Dort wird die Nachricht in der
Mailbox des jeweiligen Empfängers zunächst gespeichert. Dieser
Provider ist also der primäre Empfänger jedes Mails. Er kann sich
überall auf der ganzen Welt befinden. Von dort muß es vom
Empfänger der Nachricht erst „abgeholt“ werden. Dies geschieht
dadurch, daß der Empfänger sich über die Telefonleitung (es geht
aber natürlich auch über Handy) in das Internet einwählt, und eine
Verbindung zum Rechner des Providers herstellt. Dort meldet er
sich mit seiner Kundenidentifikation und seinem Paßwort an, und
erhält somit Zugang zu seiner Mailbox. In der Folge lädt der Rech-
ner des Empfängers die Daten vom Rechner des Providers herun-
ter, und er kann erst dann auf seinem Rechner die an ihn gerichtete
Nachricht lesen.

Ein direkter Versand von Nachrichten vom Absender A zum Emp-
fänger B ist in Form eines e-mails nicht möglich (direkte Kommuni-
kation erfolgt nur in Form des Internet-Chat 2), der aber hier nicht
thematisiert wird).

1) Dabei handelt es sich um eine mitgesendete Datei, die praktisch jedes
Format enthalten kann. Insbesondere besteht die Möglichkeit, daß ein
gescanntes Dokument mitgeschickt wird, sodaß der Empfänger wie
beim Fax über eine Kopie des Originals verfügt.

2) chat – „Tratsch“; dabei wird online, also über das Internet kommuni-
ziert, indem schriftliche Nachrichten verschickt werden, die der Partner
sofort auf seinem Bildschirm ablesen kann und direkt darauf antwortet.
Der chat ist somit einem Telefongespräch sehr ähnlich, kann aber im
Normalfall keine rechtsgeschäftliche Bedeutung erlangen, da die Part-
ner nicht mit ihrem wirklichen Namen auftreten, sondern sich sog „nick-
names“ wählen und unter diesen Pseudonymen chatten. Eine Identifika-
tion des Gesprächspartners ist daher nur schwer möglich.
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III. Zum Zugangsproblem

Das ABGB knüpft (in der Regel) einen wirksamen Zugang an die
Möglichkeit des Empfängers, davon Kenntnis zu erlangen. MaW
also daran, daß die Willenserklärung (WE) in den „Machtbereich“
des Empfängers gelangt ist. Bei Postsendungen kann der Macht-
bereich des Empfängers mit dem Postkasten, Hausbriefkasten oder
Postschließfach umschrieben werden. Beim Telefax ist das Emp-
fangsgerät mit dem Machtbereich des Empfängers gleichzusetzen.

Nach Wilhelm (ecolex 1990, 208f) ist eine Erklärung „zugegan-
gen“, wenn sie dem Empfänger in der Weise nahegebracht wurde,
daß nach den von ihm getroffenen Vorkehrungen oder nach den
Gepflogenheiten des Verkehrs seine Kenntnisnahme erwartet wer-
den kann.

Im Unterschied zu dieser herkömmlichen Zugangsfiktion ist aber
mE beim e-mail verstärkt auf die subjektiven Umstände bei den Er-
klärungspartnern Bedacht zu nehmen.

Insbesondere darf nicht der elektronische Postkasten (Mailbox) mit
dem herkömmlichen Briefkasten gleichgesetzt werden. Entgegen
Thiele (AnwBl 1998, 670f) kann mE keinesfalls von einer ana-
logen Anwendung der Vorschriften des Postgesetzes oder des
Zustellgesetzes ausgegangen werden. Dies aus folgenden Über-
legungen:

Beim Postgesetz verbietet sich die analoge Anwendung schon aus
dessen § 2. Danach ist eine Briefsendung eine Mitteilung in schrift-
licher Form auf einem physischen Träger jeglicher Art. Auf dieser
Basis werden sodann die weiteren Begriffe bestimmt, wie beispiels-
weise die Postsendung oder Postdienstleistung. Da nach dem Ge-
setzeswortlaut aber sohin elektronische Sendungen ausdrücklich
nicht umfaßt sein sollen, kann auch nicht im Wege der Analogie
darauf zurückgegriffen werden.

Beim Zustellgesetz bietet sich allenfalls dessen § 4 als Analogie-
grundlage an. Wenn man nun davon ausgeht, daß als Abgabe-
stelle all jene Orte gelten sollen, an denen sich der Empfänger
regelmäßig aufhält, so könnte man versucht sein, auch die Mail-
box als Abgabestelle anzusehen, da sich der Empfänger ja –
zumindest virtuell – regelmäßig zu dieser begibt. Andererseits muß
auch hier auf den Gesetzeswortlaut Bedacht genommen werden.
§ 1 ZustG regelt die Zustellung von [. . .] Schriftstücken. Aus syste-
matischer Interpretation läßt sich der Schluß ziehen, daß unter den
Begriff „Schriftstücke“ lediglich Botschaften auf physischen Trägern
zu subsumieren sind, nicht jedoch virtuelle Botschaften. Bloß bei-
spielhaft sei hier auf die einschlägigste aller Normen verwiesen,
auf die ERV 1995. Hier wird ausdrücklich von Eingaben bzw von
Übermittlungen gesprochen. Es wird also versucht, eine klare Ab-
grenzung zwischen den herkömmlichen physischen Schriftstücken
und den neuen virtuellen Übermittlungen zu schaffen. Natürlich
läßt sich dagegen argumentieren, daß im Jahr 1982, als das Zu-
stellgesetz geschaffen wurde, noch niemand die sich nun auf-
tuenden Möglichkeiten der elektronischen Post abschätzen konnte,

doch darf man in der Euphorie über die faszinierenden Möglich-
keiten des Cyberspace nicht übersehen, daß ein grundlegender
Unterschied besteht zwischen einem physisch vorhandenen Schrift-
stück und einer elektronischen Nachricht. Die ERV 1995, die den
elektronischen Rechtsverkehr für zulässig erklärt, knüpft an diese
Zulässigkeit detaillierte Vorschriften, wie beispielsweise über die
Übermittlungsstelle, die Form und Datensicherheit. Dazu kommt,
daß nach § 7 ERV 1995 der Teilnahmeberechtigte über einen sie-
benstelligen Anschriftscode identifizierbar gemacht wird.
Solche Sicherheitsmaßnahmen aber wären für jede behördliche
Zustellung an Privatpersonen (nur dafür gilt das Zustellgesetz)
ebenfalls notwendig, um einerseits Mißbräuchen vorzubeugen und
andererseits die Sicherheit der Rechtsordnung nicht zu untergra-
ben. Daraus aber ergibt sich, daß der Gesetzgeber sehr wohl das
Problem der elektronischen Übermittlung bereits erkannt hat, und
bewußt nicht in die Regelungen des ZustellG aufgenommen hat.
Das aber bedeutet, daß hier keine planwidrige Unvollständigkeit
vorliegt (wie der erste Anschein vermuten läßt), sondern bewußt
die Zustellung von elektronischer Post nicht durch das ZustellG
geregelt werden soll. die von Thiele aaO vorgeschlagene Analo-
gie ist somit abzulehnen.
In weiterer Folge ist die Frage interessant, ob und in welcher Form
der Zugang von privaten Willenserklärungen (WE) per e-mail wirk-
sam sein kann. Wilhelm (aaO) führt aus, daß jemand, der seine
Telefaxnummer bekanntgibt, damit sein Interesse am unverzügli-
chen Empfang aller – auch rechtsgeschäftlichen – Erklärungen zum
Ausdruck bringt. Aus diesem Grund ist vom Empfänger auch zu
erwarten, daß er sein Telefaxgerät während der Geschäftsstunden
regelmäßig auf neu einlangende Sendungen überprüft. Daher gilt
ein Telefax auch sofort nach Empfang als zugegangen.
Umgelegt auf die elektronische Post würde dies nun folgendes
bedeuten: Gibt jemand seine e-mail-Adresse bekannt, so bringt er
damit sein Interesse zum Ausdruck, Erklärungen jedweder Art auf
diese Weise zu erhalten. In diese Richtung argumentiert auch
Thiele (aaO), der sogar noch weitergeht, indem er die Mailbox als
„Abgabestelle“, also unter bewußter Verwendung des Begriffes
des ZustellG, bezeichnet. Daß es sich bei der Mailbox aber keines-
falls um eine Abgabestelle iSd ZustellG handelt, wurde bereits
oben versucht nachzuweisen.
Im übrigen darf meiner Ansicht nach aber das e-mail nicht mit dem
Telefax gleichgesetzt werden. Voraussetzung für den fingierten so-
fortigen Zugang des Telefax ist nämlich, daß der Empfänger sein
Faxgerät regelmäßig überprüft (vgl Wilhelm, aaO). Eine Mailbox
hingegen ist – im Gegensatz zu einem Telefaxgerät – nirgendwo
physisch präsent. Jedermann kann sich beliebig viele e-mail-Adres-
sen zulegen (die im übrigen kostenlos erhältlich sind). Ein Telefax-
anschluß hingegen ist an eine Telefonleitung gebunden. Weiters
muß ein Besitzer einer e-mail-Adresse gar nicht über einen Compu-
ter verfügen (man denke nur an die von den Universitäten vergebe-
nen e-mail-Adressen für Studenten).
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Der grundlegende Unterschied zwischen Telefax und e-mail liegt
also darin, daß der Empfänger einer Telefax-Nachricht jedenfalls
über ein entsprechendes Empfangsgerät verfügen muß. Der Emp-
fänger einer e-mail hingegen muß lediglich über einen kleinen,
unscheinbaren Speicherbereich auf der Festplatte eines Providers
irgendwo auf der Welt verfügen, wohin die elektronischen Nach-
richten gelangen, wenn sie an seine Mail-Adresse gesendet wer-
den.

Für die Absender eines Telefaxes ist der Empfang durch die Gegen-
stelle daran erkennbar, daß sein Sendegerät zumindest bestätigt,
daß die Sendung beim Empfangsgerät angekommen ist (daß der
Empfänger die eingehenden Nachrichten überprüft, wird eben fin-
giert). Bei einem e-mail hingegen erfolgt lediglich dann eine Nega-
tivmeldung, wenn die Empfangsadresse nicht existiert (vergleich-
bar also dem Fall, daß eine nicht vergebene Telefonnummer ge-
wählt wurde). Es kann aber keine Information darüber geben, ob
der e-mail-Empfänger auch über einen Computer verfügt und somit
die elektronische Post auch abrufen kann bzw in welchen Inter-
vallen er dazu in der Lage ist. Grundsätzlich kann man also nicht
erwarten, daß der Empfänger tatsächlich regelmäßig seine Mail-
box auf neue Nachrichten überprüft. Beim e-mail kann also in der
Regel der Zugang nicht fingiert werden.

IV. e-mail zur Abgabe von Willenserklärungen

Basierend auf diesen Überlegungen ist mE beim e-mail sodann
zu differenzieren, aus welchem Anlaß bzw mit welcher „Vorge-
schichte“ der Erklärende sich dieses Mediums bedient; wie er
seine e-mail-Adresse also bekanntgegeben hat.

Beim e-mail gibt es (in aller Regel) keine amtliche Sammlung von
Adressen, sondern bloß die Möglichkeit der Bekanntgabe durch
den Adressaten. Dies kann geschehen durch den Aufdruck der
e-mail-Adresse auf dem Briefpapier bzw mündliche/schriftliche Be-
kanntgabe oder durch einen entsprechenden „Hyperlink“ auf der
Homepage des Empfängers. Die Unterscheidung richtet sich also
nach dem Medium der Bekanntgabe: physisch3) oder virtuell/elek-
tronisch.

1. Physische e-mail-Bekanntgabe

Die Verbreitung von e-mail-Adressen wird immer größer. Man gilt
beinahe schon als rückständig, wenn man nicht im elektronischen
Weg erreichbar ist. Dazu kommt eine immer größere Anzahl von
Anbietern, die kostenlose e-mail-Adressen (yahoo, hotmail, gmx
etc) vergeben, sodaß der jeweilige Adreßbesitzer gar nicht mehr
an einen bestimmten Provider gebunden ist, sondern problemlos
und schnell zu einer solchen Adresse gelangen kann. Auch der
Eindruck in den Briefkopf oder die Bekanntgabe via Mail ist rasch
erledigt. Unbeachtet bleibt jedoch in aller Regel die (von manchen
geforderte) Konsequenz, daß mit dieser Bekanntgabe einer e-mail-

Adresse jedermann die Möglichkeit offen stehen soll, elektronisch
in (auch) rechtsgeschäftlichen Kontakt zum neuen stolzen Besitzer
einer solchen Adresse zu treten. Insbesondere das Argument, daß
derjenige, der mit seiner e-mail-Adresse nach außen in Erschei-
nung tritt, damit konkludent zu verstehen gibt, er sei bereit, auch
dorthin adressierte Nachrichten in Empfang zu nehmen, ist meiner
Ansicht nach verfehlt.

Gerade im Fall der physischen Bekanntgabe kann mE nicht von
einer schlüssigen Willenserklärung iSd § 863 ABGB ausgegangen
werden. Es bleibt – wie oben geschildert – sehr wohl ein Zweifel
übrig, daß der neue Nutzer der elektronischen Post tatsächlich ge-
willt ist, rechtlich relevante Erklärungen über seinen virtuellen Post-
kasten in Empfang zu nehmen. Ja man kann nicht einmal davon
ausgehen, daß der Empfänger überhaupt in der Lage ist, die elek-
tronisch übermittelten Nachrichten (regelmäßig und selbständig)
zu empfangen. Wie schon erwähnt, dient das Medium der elek-
tronischen Post zunächst grundsätzlich der informellen Kommuni-
kation und nicht der rechtsgeschäftlichen Kontaktpflege. Letztere
sollte nur dann auf elektronischem Weg erfolgen, wenn dies zuvor
vereinbart worden ist.

Ein solches e-mail (basierend auf der physischen Bekanntgabe
einer Adresse) sollte daher lediglich informellen Inhalt aufweisen.
Jedenfalls kann der Erklärende nicht davon ausgehen, daß seine
Erklärung dem Empfänger tatsächlich binnen kurzer Zeit zugeht,
und ist daher ein solches Mail ungeeignet, rechtsgeschäftliche
Erklärungen zu transportieren.

Nicht extra und wiederholend muß erwähnt werden, daß bei einer
Vereinbarung, via elektronischer Post zu kommunizieren, diese
Überlegungen natürlich nicht gelten.

2. e-mail-Bekanntgabe durch virtuelles Medium

Ganz anders liegt allerdings die Angelegenheit, wenn die e-mail-
Adresse auf einer Website aufscheint und so den Benutzer zur Ver-
wendung gleichsam auffordert. Technisch gesehen handelt es sich
hier um einen sogenannten „Hyperlink“, bei dessen Anklicken so-
fort eine e-mail-Verbindung „hergestellt“ wird. Der Adreßinhaber
bringt damit mE unmißverständlich (konkludent iSv § 863 ABGB)
zum Ausdruck, daß der bereit ist, über die elektronische Post Erklä-
rungen entgegenzunehmen. Völlig unzweifelhaft ist dies bei elek-
tronischen Bestellformularen oder vorgegebenen e-mail-Versand-
seiten auf einer Internetseite. Hier bleibt meiner Ansicht nach gar
kein Raum mehr für die Anwendung des § 863 ABGB, sondern
bringt derjenige, der ein solches Formular ins Internet stellt, nicht
nur schlüssig, sondern ausdrücklich zum Ausdruck, daß er bereit
ist, via e-mail Rechtsgeschäfte zu schließen. Hier kann der Kom-

3) Der Einfachheit halber subsumiere ich hier auch die mündliche Bekannt-
gabe unter den Terminus „physisch“ im Gegensatz zur „elektroni-
schen“ Bekanntgabe.
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munikationspartner auch davon ausgehen, daß er über ein Mail-
Benachrichtigungsprogramm verfügt, oder zumindest in regelmä-
ßigen und vor allem kurzen Intervallen seinen Posteingang kontrol-
liert, sodaß ihm Erklärungen auch wirklich sogleich bekannt wer-
den. Hier ist es unzweifelhaft, daß die Möglichkeiten des elektroni-
schen Versands von Nachrichten voll ausgeschöpft werden – und
mit einer korrespondierenden Erklärung innerhalb einer angemes-
senen Überlegungsfrist gerechnet werden kann (die Beförderungs-
zeit ist ja hier praktisch zu vernachlässigen).

V. Problem des Vertragsschlusses

Selbst wenn man die Frage des Zugangs von elektronischen Post-
sendungen damit als beantwortet betrachtet, bleibt das Problem
der Möglich- oder Unmöglichkeit von rechtsgeschäftlichen Ab-
schlüssen via e-mail.
Ungeklärt ist (und bleibt vorerst) das Problem, daß ein Geschäfts-
partner, der nur durch ein geschäftsanbahnendes e-mail auftritt,
möglicherweise unbekannt bleibt bzw der Empfänger sich nicht
über die Identität des Partners Sicherheit verschaffen kann, solange
nicht rechtsgeschäftsrelevante e-mails durch digitale Signaturen
„zuordenbar“ werden. Zum Thema der digitalen Signatur und die
in deren Umfeld auftauchenden Probleme sei auf ecolex 1999,
230ff verwiesen. Bis dahin wird es eine schwer lösbare Beweis-
frage in einem allfälligen Prozeß bleiben, wer als Geschäftspart-
ner sich durch e-mail erklärt hat, insbesondere, wenn es sich um
Gratis-Adressen handelt.

VI. Zusammenfassung

Die Zugangsfiktion, die bei der herkömmlichen „physischen“ Post
Sicherheit fingiert hat, wenn es darauf angekommen ist, ob und
wann eine Nachricht dem Empfänger zugekommen ist, kann auf
den Zugang von Erklärungen via e-mail nicht angewendet werden.
Um Beweisproblemen im Falle eines Vertragsschlusses im Wege
der elektronischen Post vorzubeugen, sollte man unterscheiden,
auf welche Art und Weise eine e-mail-Adresse in Umlauf gesetzt
wurde:

• Bei ausdrücklicher Aufforderung oder Vereinbarung via elektro-
nischer Post zu korrespondieren, schließt der übereinstimmende
Parteiwille jeden Zweifel aus. Das e-mail kann/muß als Trans-
portmedium von Nachrichten und Willenserklärungen verwen-
det werden.

• Bei bloßem Hinweis auf eine vorhandene e-mail-Adresse ist zu
unterscheiden:
Wurde lediglich im Rahmen einer „physischen“ Korrespondenz
darauf hingewiesen, kann nicht davon ausgegangen werden,
daß der so Auftretende gewillt ist, rechtsgeschäftliche Erklärun-
gen via e-mail zu empfangen. Hier greift der Zweifel des § 863
ABGB, sodaß ein solcher Mail-Benutzer lediglich als Adressat
informeller Mitteilungen zu betrachten ist.

Natürlich kann aber auch eine Aufforderung zur Stellung eines
Anbots versandt werden. Macht der Empfänger davon nicht
Gebrauch, bleibt die rechtsgeschäftliche Korrespondenz den
traditionellen Medien vorbehalten (hier beginnt aber bereits der
Bereich der virtuell/elektronischen Bekanntgabe der e-mail-
Adresse).
Bei Bekanntgabe der e-mail-Adresse im Rahmen einer Internet-
seite4) oder eben auch via e-mail ist davon auszugehen, daß der
Bekanntgebende gewillt ist, im Wege der elektronischen Post
(auch) in rechtsgeschäftlichen Kontakt zu treten. Erklärungen,
die ihm via e-mail zugemittelt werden, sind Übermittlungen im
herkömmlichen Transportweg (Post, Telefax . . .) gleichzusetzen,
sodaß auf die einschlägige Judikatur und Literatur verwiesen
werden kann.

• Grundsätzlich sind bei der Prüfung der rechtlichen Verbind-
lichkeit von Erklärungen, die via e-mail abgegeben wurden, fol-
gende Schritte einzuhalten:
Zunächst stellt man fest, ob man sich darauf verlassen kann, daß
das Mail vom vorgeblichen Absender stammt. Bei rechtlich be-
deutsamen Erklärungen, die nicht allzu schwerwiegende Konse-
quenzen nach sich ziehen, wird man sich wohl damit begnü-
gen, wenn in der Absenderzeile eine vertraute und vertrauens-
würdige Absenderadresse aufscheint.
Man prüft die rechtliche Relevanz der erhaltenen Erklärung
(ganz herkömmlich, nämlich ob es ein Angebot ist oder nicht).
Dann ergründet man, ob der Absender bereit ist, eine kor-
respondierende Willenserklärung auf elektronischem Weg zu
empfangen (oder findet sich ein Hinweis darauf, daß die Ant-
wort auf „herkömmlichem“ Weg erfolgen soll).
Danach entscheidet man, ob man selbst gewillt ist, auf elektroni-
schem Weg ein Rechtsgeschäft zu schließen).

Solange ein e-mail aber nicht durch eine digitale Signatur – als
vom angegebenen Absender stammend – gesichert ist, sollte man
bedeutende Geschäftsabschlüsse nicht auf elektronischem Wege
tätigen.

Schlußbemerkung

Grundsätzlich ist festzuhalten, daß das Medium der elektronischen
Post ein völlig neues Terrain eröffnet. Die rechtliche Beurteilung der
Konsequenzen elektronischer Kommunikation befindet sich noch
zu sehr im Stadium der Diskussion, als daß bereits gesicherte
Ergebnisse präsentiert werden könnten. Auch dieser Artikel kann
nicht mehr sein als ein Gedanken, wie das neue Medium der elek-
tronischen Post rechtlich einzuordnen ist und seine Konsequenzen
zu beurteilen sind.

4) Also virtuell/elektronisch.
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EU-Umwelt
Transparenz, Bürgernähe und Rechtsschutz?

Gerade Umweltschutzinteressen betreffen von ihrer Natur her häu-
fig breitere Interessengruppen. Mit dem derzeit zur Verfügung ste-
henden gemeinschaftlichen Rechtsschutzinstrumentarium, nämlich
insbesondere dem Art 230 (früher 173) Abs 4 EGV, der eine
unmittelbare und individuelle Betroffenheit für Individualklagen ver-
langt, kann Umweltschutzinteressen oft nur schwer oder gar nicht
zur Durchsetzung verholfen werden, weil sie eben gerade auf-
grund ihrer Natur nicht wirklich individualisierbar sind. Im Bereich
des Umweltschutzes dürfte daher – ungeachtet aller bisher gesetz-
ter Maßnahmen – weiterhin Bedarf an der Einrichtung eines ange-
messenen Rechtsschutzes bestehen.

Als Beispiel ist hier etwa die Rechtssache T-585/93 zu nennen
(Greenpeace ua/Kommission, Slg 1995, II-2205), der eine Ent-
scheidung der Kommission zugrunde lag, an Spanien eine finan-
zielle Unterstützung in beachtlicher Höhe für den Bau zweier Kern-
kraftwerke zur Verfügung zu stellen. Ins Treffen geführt wurde von
Greenpeace und einer Anzahl natürlicher Personen die angebli-
che Nichtdurchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung für
diese Projekte. Das EuGeI war der Auffassung, daß ein Klagerecht
nach Art 230 Abs 4 EGV den Kl nicht zustehe, da sie von der
angefochtenen Kommissionsentscheidung nicht individuell und un-
mittelbar betroffen seien. In der Berufung gegen diese Entschei-
dung des EuGeI (Stichting Greenpeace Council ua/Kommission,
Rs C-321/95 P, Slg 1998, I-1651) kam der EuGH zum selben
Schluß. Gehe es um eine an einen Mitgliedstaat gerichtete Ent-
scheidung wie im Anlaßfall, so sind natürliche Personen, die die
Entscheidung allgemein, abstrakt und letztlich wie jede andere Per-
son betrifft, die sich in der gleichen Situation befindet, von dieser
Handlung nicht individuell betroffen. Der Generalanwalt brachte
in seinem Schlußantrag allerdings einen neuen Ansatz ein, indem
er befand, daß Privatpersonen, die durch eine Handlung eines
Gemeinschaftsorgans besonders stark beeinträchtigt zu werden
drohen, Schutz zuteil werden sollte. Er regte dafür ein Konzept des
„geschlossenen Kreises“ an, innerhalb dessen sich besonders
betroffene Personen befinden; jenen natürlichen Personen sollte
grundsätzlich eine Klagebefugnis zustehen. Vereinigungen wie
Greenpeace sollten allerdings auch gemäß dem Generalanwalt
weiterhin solche Entscheidungen nicht anfechten können (Slg
1998, I-1653).

Ähnlich erging es Bewohnern Tahitis, die versuchten, französi-
sche Atomversuche auf Mururoa zu verhindern (Rs T-219/95 R,
Danielsson ua/Kommission, Slg 1995, II-3051): Nach dem Reak-
torunfall von Tschernobyl widmete sich Euratom intensiver den Auf-
gaben des Gesundheits- und Umweltschutzes und unterwarf die
Nutzung der Kernenergie einer besonderen Kontrolle: Jeder Mit-
gliedstaat hat gem Art 34 Euratom-Vertrag vor der Durchführung

„besonders gefährlicher“ Atomversuche auf seinem Hoheitsgebiet
eine Stellungnahme und gegebenenfalls eine Zustimmung der
Kommission einzuholen; auch sind zusätzliche Vorkehrungen für
den Gesundheitsschutz zu treffen. Die Kommission kam im Anlaß-
fall nach Überprüfungen zu dem Ergebnis, daß Art 34 keine
Anwendung finde. Diese Stellungnahme war die Handlung, deren
Nichtigerklärung im Klagewege die Privatpersonen begehrten und
für die sie die Aussetzung des Vollzugs im Wege einer einstweili-
gen Anordnung beantragten. Im Verfahren betreffend diese bean-
tragte einstweilige Maßnahme hatte das EuGeI die Zulässigkeits-
voraussetzungen der zugrundeliegenden Klage zu prüfen und ent-
schied, daß die antragstellenden Bewohner von der fraglichen
Kommissionshandlung nicht individuell und unmittelbar betroffen
scheinen.1) Eine von 19 Bürgern aus Französisch-Polynesien über-
mittelte Eingabe gegen die Wiederaufnahme der französischen
Atomtests (im Dezember 1995) wurde übrigens auch von der Euro-
päischen Menschenrechtskommission wegen „offensichtlich fehlen-
der Grundlage“ abgewiesen: Diese vertrat die Auffassung, daß
es nicht ihre Aufgabe sei, zur wissenschaftlichen Gültigkeit von
Berichten Stellung zu nehmen, die beweisen sollten, daß durch die
Versuche Umwelt und Leben der Kläger gefährdet seien und umge-
kehrt von Frankreich vorgelegte gegenteilige wissenschaftliche
Gutachten zu beurteilen.

Naturgemäß anders und daher insofern unproblematisch ist die
Situation im Rahmen eines Vorabentscheidungsverfahrens, in dem
ein Umweltschutzverband Partei im Ausgangsverfahren ist (zB
im Zusammenhang mit der Umweltverträglichkeitsprüfung: World
Wildlife Fund ua/Autonome Provinz Bozen ua, Rs C-435/97,
Schlußanträge vom 29. 4. 1999; Urteil am 16. 9. 1999). In die-
sem Sinne sieht auch der EuGH, trotz mangelnder Klagebefugnis
für eine Nichtigkeitsklage, den Rechtsschutz als in vollem Umfang
gewährleistet an, und zwar im Wege der nationalen Gerichte –
mit Möglichkeit des Vorabentscheidungsersuchens (im Anlaßfall:
Rs C-321/95 P, UrteilsRN 32f).2)

Die erste EuGH-Entscheidung zur Frage des freien Zugangs zu
Umweltinformationen erging im Juni 1998 (EuGH, Rs C-321/96,
Wilhelm Mecklenburg/Kreis Pinneberg – Der Landrat). Die Richt-
linie 90/313/EWG verpflichtet mitgliedstaatliche Behörden, allen

1) Wäre die völlige Durchführung der Versuchsreihe durch Frankreich
erfolgt, ohne daß die Kommission den ergriffenen Schutzmaßnahmen
zugestimmt oder eine Stellungnahme abgegeben hätte, hätte es wohl
eine Vertragsverletzung begangen, die von der Kommission oder ande-
ren Mitgliedstaaten vor den EuGH gebracht hätte werden können.
Wäre die Kommission untätig geblieben, hätten die Mitgliedstaaten,
nicht aber einzelne Unionsbürger, beanspruchen können, daß die
Kommission gegen einen anderen Mitgliedstaat einschreitet.

2) Trotz der beachtlichen Zahl österreichischer Vorabentscheidungsver-
fahren seit dem Beitrittsdatum haben umweltrechtliche Fragen bisher
noch zu keinem Vorabentscheidungsersuchen eines österreichischen
Gerichtes geführt.
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natürlichen und juristischen Personen auf Antrag Informationen
über die Umwelt (soweit in der Richtlinie definiert) zur Verfügung
zu stellen. Ablehnbar sind solche Anträge gemäß der Richtlinie bei
einem Zusammenhang mit bei Gericht anhängigen Sachen oder
wenn Ermittlungsverfahren bzw Vorverfahren betroffen sind. Ge-
mäß dem deutschen Umsetzungsgesetz bestand kein Anspruch auf
derartige Umweltinformationen während der Dauer eines verwal-
tungsbehördlichen Verfahrens hinsichtlich Daten, die der Behörde
aufgrund des Verfahrens zukommen. Im Ausgangsverfahren frag-
lich war schließlich, ob der Begriff der „Informationen über die
Umwelt“ so auszulegen ist, daß er auch auf die Stellungnahme
einer Landschaftspflegebehörde im Rahmen von deren Beteiligung
an einem Planfeststellungsverfahren anwendbar ist. Der EuGH hielt
fest, daß der Gemeinschaftsgesetzgeber diesem Begriff durchaus
eine weite Bedeutung beilegen wollte und daher sowohl Angaben
als auch Tätigkeiten umfaßt seien. Es sei daher vermieden worden,
den Begriff „Informationen über die Umwelt“ zu definieren, um
nicht den Ausschluß irgendeiner Tätigkeit einer Behörde herbeizu-
führen. Ist also die strittige Stellungnahme geeignet, eine Entschei-
dung über die Planfeststellung in bezug auf den Umweltschutz zu
beeinflussen, fällt sie unter die Richtlinie. Darüber hinaus stellte der
Gerichtshof fest, daß ein Verhandlungsverfahren, soweit es ledig-
lich eine Maßnahme der Verwaltung vorbereitet, die in der Richt-
linie vorgesehene Ausnahme grundsätzlich nicht rechtfertige, da
diese Ausnahmebestimmung ausschließlich Verfahren mit gerichtli-
chem oder quasi-gerichtlichem Charakter bzw solche Verfahren
betrifft, die im Falle der Feststellung einer verwaltungs- oder straf-
rechtlich relevanten Zuwiderhandlung zwingend zur Verhängung
einer Sanktion führen. Diese Entscheidung des Gerichtshofs zur
genannten Richtlinie zeigt, daß der EuGH das vorrangige Ziel der
Richtlinie, nämlich die Ermöglichung weitgehender Transparenz
eines umweltrechtlich und -politisch relevanten Entscheidungspro-
zesses, nicht einengen lassen möchte.

Ua zur Verbesserung von Umweltinformationen wurde auch die
Europäische Umweltagentur und das damit verbundene Europäi-
sche Umweltinformations- und Umweltbeobachtungsnetz gegrün-
det. Dazu gehören auch Sammlung, Koordinierung und Bewertung
von Umweltinformationsdaten und Veröffentlichungen, letztere
nicht nur durch Printmedien (zB Berichte über Umweltfragen, Fach-
berichte und Newsletter), sondern auch eine durch eigene Home-
page der Europäischen Umweltagentur im Internet.

Aktuelles Sekundärrecht
Verordnung (EG) Nr 1215/1999 zur Änderung der Verordnung
Nr 19/65/EWG über die Anwendung von Art 81 Abs 3 des Ver-
trages auf Gruppen von Vereinbarungen und aufeinander abge-
stimmte Verhaltensweisen, ABl L 148/1999, 1.

Verordnung (EG) Nr 1493/1999 über die gemeinsame Markt-
organisation für Wein, ABl L 179/1999, 1.

Interinstitutionelle Vereinbarung zwischen dem Europäischen Par-
lament, dem Rat und der Kommission über die Haushaltsdiszi-
plin und die Verbesserung des Haushaltsverfahrens,
ABl C 172/1999, 1.

Entschließung des Rates über die Verstärkung des strafrechtlichen
Schutzes gegen Geldfälschung im Hinblick auf die Einführung des
Euro, ABl C 171/1999, 1.

Protokoll zur Änderung des Übereinkommens vom 23. 7. 1990
über die Beseitigung der Doppelbesteuerung im Fall von Gewinn-
berichtigungen zwischen verbundenen Unternehmen,
ABl C 202/1999, 1.

Entschließung des Rates über die Verbraucherpolitik der Gemein-
schaft 1999–2001, ABl C 206/1999, 1.

Beschlüsse des Rates zur Bestimmung des Schengen-Besitzstandes
zwecks Festlegung der Rechtsgrundlagen für jede Bestimmung und
jeden Beschluß, die diesen Besitzstand bilden, nach Maßgabe der
einschlägigen Bestimmungen des Vertrags zur Gründung der Euro-
päischen Gemeinschaft und des Vertrags über die Europäische
Union sowie zur Festlegung dieser Rechtsgrundlagen,
ABl L 176/1999, 1 sowie 17.

Mitteilung betreffend die Tätigkeitsaufnahme von Europol,
ABl C 185/1999, 1.

Verordnungen (EG)
Nr 1260/1999 (allgemeine Bestimmungen über die Struktur-
fonds),
Nr 1261/1999 (über den Europäischen Fonds für regionale Ent-
wicklung),
Nr 1262/1999 (betreffend den Europäischen Sozialfonds),
ABl L 161/1999, 1ff.

Verordnung (EG) Nr 1267/1999 über ein strukturelles Instrument
zur Vorbereitung auf den Beitritt [der mittel- und osteuropäischen
Länder], ABl L 161, 73.

Christine Stix-Hackl
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Elektronische Kommunikation:
Schiedsverfahren
Schriftform
Signaturgesetz

1 9 9 9

Terminübersicht – Seminare
Oktober

1./2. 10. Kommunikationspsychologie
in der juristischen Praxis
Seminar-Nr: 991001/6 INNSBRUCK

1./2. 10. Arbeitsrecht
Seminar-Nr: 991001/3 ST. GEORGEN

1./2. 10. Gewerblicher Rechtsschutz
und Urheberrecht
Seminar-Nr: 991001/8 WIEN

5. 10. Seminarreihe Steuerrecht:
Unternehmens- und Anteilskauf
Seminar-Nr: 991005/8 WIEN

7. 10. bis
9. 10.

Europarecht
Seminar-Nr: 991007/8 WIEN

8./9. 10. Verwaltungsstrafverfahren –
Führerscheinentzug
Seminar-Nr: 991008/3 ST. GEORGEN

15./16. 10. Europarecht
Seminar-Nr: 991015/5 GRAZ

November

15./16. 10. Prozeßtaktik und
Verhandlungsstrategien
Seminar-Nr: 991015/2 HERNSTEIN

15./16. 10. Europarecht
Seminar-Nr: 991015/3 ST. GEORGEN

15./16. 10. Verwaltungsstrafrecht und -strafverfahren
Seminar-Nr: 991015/8 WIEN

16./17. 10. Gut befragt ist halb gewonnen –
Frage- und Vernehmungstechniken
vor Gericht, Teil II, Intensivseminar
Seminar-Nr: 991016/2 HERNSTEIN

19. 10. Seminarreihe Steuerrecht:
Liegenschaftsverkehr und Steuern
Seminar-Nr: 991019/8 WIEN

21. bis
23. 10.

Home sweet home!
Wohnrecht für Profis
Seminar-Nr. 991021/2 MELK

22./23. 10. Honorarrecht
Seminar-Nr: 991022/8 WIEN

2. 11. Seminarreihe Steuerrecht:
Insolvenz und Steuern
Seminar-Nr: 991102/8 WIEN

5./6. 11. Die Ehescheidung und ihre Folgen
Seminar-Nr: 991105/6 INNSBRUCK

5./6. 11. Der Liegenschaftsvertrag am Beispiel
Wohnungseigentum
Seminar-Nr: 991105/8 WIEN

12./13. 11. Zivilverfahren I
Seminar-Nr: 991112/6 INNSBRUCK

12./13. 11. Honorarrecht
Seminar-Nr: 991112/3 ST. GEORGEN

12./13. 11. Arbeitsrecht
Seminar-Nr: 991112/8 WIEN

16. 11. Seminarreihe Steuerrecht:
Vermögensveranlagung und Steuern
Seminar-Nr: 991116/8 WIEN

19./20. 11. Bau- und Raumplanungsrecht
unter Berücksichtigung der
relevanten Nebengesetze
Seminar-Nr: 991119/5 GRAZ

19./20. 11. Der Unternehmens- und Anteilskauf
Seminar-Nr: 991119/8 WIEN

26./27. 11. Zivilverfahren II
Seminar-Nr: 991126/3 ST. GEORGEN

26./27. 11. Mietrecht
Seminar-Nr: 991126/8 WIEN
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Dezember

Das komplette Seminarprogramm für das Jahr 1999 sowie nähere
Informationen zu den oben genannten Seminaren erhalten Sie im
Internet: www.awak.at. Gerne senden wir Ihnen das Seminar-
programm zu: Telefon (01) 710 57 22-0, Fax (01) 710 57 22-20
oder e-mail: office@awak.at.

Home sweet home!

awak.intensive

In Gmunden stand im Juni dieses Jahres
die Strafrechtspflege im Mittelpunkt, unser
awak.intensive im Herbst, das von 21. bis
23. 10. 1999 im Stift Melk stattfindet, behandelt das Miet- und
Wohnrecht. Durch die Novellen im Bereich des Wohnrechtes
erlangt dieses Seminar besondere Aktualität sowohl für Wohn-
rechtsprofis als auch für Rechtsanwaltsanwärter.

Termin: Donnerstag, 21. 10. 1999, bis Samstag, 23. 10. 1999 =
6 Halbtage

Referenten: Dr. Max Allmayer-Beck, RA in Wien,
Dr. Peter Baumann, RA in Linz,
Univ.-Prof. Dr. Gottfried Call, Universität Innsbruck, Institut für
Wohnrecht,
Dr. Wolfgang Dirnbacher, Hausverwaltung F. Rustler in Wien,
Univ.-Prof. Dr. Attila Fenyves, Universität Wien, Institut für Zivil-
recht,
Dr. Elisabeth Lovrek, Richterin des OLG Wien,
ao.Univ.-Prof. Dr. Andreas Kletečka, Universität Wien, Institut für
Zivilrecht,
Mag. Johann Samm, Richter des LG für ZRS Wien,
Dr. Friedrich Schubert, RA in Wien,
Dr. Johann Stockert, RA in Wien,
Mag. Alfred Tanczos, Richter des LG für ZRS Graz,
Dr. Lukas Wolff, RA in Salzburg

Seminarort: Melk

Seminar-Nr: 991021/2

30. 11. Seminarreihe Steuerrecht:
Abgaben in der RA-Kanzlei
Seminar-Nr: 991130/8 WIEN

3. 12. Standesrecht
Seminar-Nr: 991203/6 INNSBRUCK

10. 12. Zivilverfahren II
Seminar-Nr: 991210/7 BREGENZ

10. 12. Die Anfechtung
Seminar-Nr: 991210/8 WIEN

10./11. 12. Grundzüge der Bilanzanalyse
und Unternehmensbewertung
Seminar-Nr: 991210A/8 WIEN

Gut befragt ist halb gewonnen –
Frage- und Vernehmungstechniken vor Gericht
awak.special

„Gut befragt ist halb gewonnen“. Die Begegnung zwischen Zeu-
gen und den anderen Prozeßbeteiligten in einer Verhandlung ist
von einer alltäglichen Kommunikationssituation weit entfernt:
Wahrheitspflicht, ungewohnte Öffentlichkeit, ein hierarchisiertes
Umfeld, die plötzliche Wichtigkeit der eigenen Worte und die für
den Zeugen undurchsichtigen Strukturen (Justizsprache, Zeugenbe-
lehrung, Protokollierung, festgelegte Reihenfolge der Vernehmung,
Verteidigung etc) sind für ihn in aller Regel streßauslösend.
Sensibilität in der Gesprächsführung zur Öffnung und zum Brem-
sen von Zeugen und trainieren Ihres Umgangs mit schwierigen
Angriffssituationen im Gerichtssaal.
Sie lernen, Kontakt auch zu schwierigen Zeugen herzustellen und
Ihre Vernehmungen mit einer schlüssigen Struktur zielgerichtet
durchzuführen.
Die Teilnehmeranzahl ist auf 15 beschränkt.

Termin: Samstag, 16. 10. 1999, bis Sonntag, 17. 10. 1999 =
3 Halbtage
Planung: DDr. Gerald Fürst, RA in Mödling
Referent: Johanna Busmann, Trainerin für Rhetorik und Kommuni-
kation in Hamburg
Seminarort: Hernstein
Seminar-Nr: 991016/2



548 AnwBl 1999/9

Anwaltsakademie

Europarecht

awak.basic

Dies ist ein Grundlagenseminar, das keine spezifischen Vorkennt-
nisse voraussetzt. Es ist speziell an der Tätigkeit des österreichi-
schen Rechtsanwalts in der Praxis orientiert. Durch die Vermittlung
von ausbaufähigen Grundlagen wird der Zugang zur komplexen
Materie „Europarecht“ eröffnet.

Termin: Freitag, 15. 10. 1999, bis Samstag, 16. 10. 1999 =
3 Halbtage

Planung und Referenten: DDr. Thomas Eilmansberger, ao.Univ.-
Prof. in Salzburg, Forschungsinstitut für Europarecht,
Dr. Friedrich Rüffler, Univ.-Ass. in Salzburg, Institut für Österreichi-
sches und Internationales Handels- und Wirtschaftsrecht

Seminarort: St. Georgen im Attergau

Seminar-Nr: 991015/3

Verwaltungsstrafrecht und -strafverfahren

awak.special

Das Seminar bietet unter praktischem Blickwinkel einen systemati-
schen Überblick über das VStG. Behandelt werden zentrale Berei-
che des allgemeinen Verwaltungsstrafrechts sowie der Gang des
Verwaltungsstrafverfahrens anhand von praktischen Beispielen.

Termin: Freitag, 15. 10. 1999, bis Samstag, 16. 10. 1999 =
3 Halbtage

Planung: Dr. Christian Schmelz, RA in Wien

Referenten: Dr. Leopold Grünner, NÖ-Landesregierung,
Dr. Armin Bammer, RA in Wien

Seminarort: Wien

Seminar-Nr: 991015/8

Seminarreihe Steuerrecht: Insolvenz und Steuern

awak.special

Das Seminar soll den Teilnehmern unter praktischen Gesichtspunk-
ten einen umfassenden Überblick über das österreichische und in-
ternationale Steuerrecht verschaffen, wie er insbesondere für eine
wirtschaftsrechtliche Praxis unentbehrlich ist. Die Vortragenden
sind durchwegs erfahrene Praktiker mit Spezialwissen auf dem Ge-
biet des jeweiligen Vortragsthemas.

Termin: Dienstag, 2. 11. 1999 = 1 Halbtag

Planung: Hon.-Prof. DDr. Hellwig Torggler, LL.M., RA in Wien

Referent: Mag. DDr. Kurt Bernegger, Wirtschaftsprüfer und Steuer-
berater

Seminarort: Wien

Seminar-Nr: 991102/8

Mietrecht
awak.special

Das Seminar soll den unterschiedlichen Funktionen und Stadien, in
welchen der Rechtsanwalt mit mietrechtlichen Fragen konfrontiert
wird, Rechnung tragen.
Die behandelten Themen ermöglichen es sowohl dem Vertrags-
verfasser, künftige Konflikte und unliebsame Überraschungen zu
vermeiden, als auch dem Vertreter des Vermieters oder des Mie-
ters, die Interessen seiner Partei auf Basis einer vorgefundenen Ver-
tragslage optimal wahrzunehmen.
Besonderes Augenmerk wird darauf gerichtet, dem Teilnehmer die
zahlreichen und teils verwirrenden Abgrenzungen wie etwa zwi-
schen der fehlenden, teilweisen oder gänzlichen Anwendbarkeit
des MRG oder den verschiedenen Befristungsmöglichkeiten zu ver-
mitteln.
Die Behandlung weiterer wichtiger Themen, wie etwa die Auswir-
kungen der Unternehmensübertragung, des Kündigungsverfahrens
und des Gebührenrechts, rundet das Seminar so ab, daß der Teil-
nehmer den vielfältigen Anforderungen der Praxis bestmöglich ge-
wachsen ist.

Termin: Freitag, 26. 11. 1999, bis Samstag, 27. 11. 1999 =
3 Halbtage
Planung: Dr. Johannes Patzak, RA in Wien
Referenten: Dr. Elisabeth Lovrek, Richterin des OLG für ZRS Wien,
Dr. Johannes Patzak, RA in Wien,
Dr. Martin Prunbauer, RA in Wien
Seminarort: Wien
Seminar-Nr: 991126/8

Grundzüge der Bilanzanalyse
und Unternehmensbewertung
awak.special

Die Beratung von Unternehmen erfordert nicht nur profunde Rechts-
kenntnisse, sondern setzt auch in hohem Maße Verständnis für
wirtschaftliche Vorgänge und Zusammenhänge voraus. Insbeson-
dere bei der Abfassung von Gesellschaftsverträgen, der Gestal-
tung von Unternehmens- und Anteilskäufen und Umgründungen ist
der Wirtschaftsanwalt mit Fragen der Bilanzanalyse und Unterneh-
mensbewertung konfrontiert.

Termin: Freitag, 10. 12. 1999, bis Samstag, 11. 12. 1999 =
3 Halbtage
Planung: Univ.-Prof. Dr. Hanns F. Hügel, RA in Mödling
Referenten: Mag. Dr. Walter Egger, WP und StB, Lektor an der
Universität Wien,
Mag. Dr. Christian Hoenig, LL.M., RA in Wien
Seminarort: Wien
Seminar-Nr: 991210A/8
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Änderungen der Liste

Burgenland

Liste der Rechtsanwälte

Gründung einer OEG

RADEL STAMPF SUPPER
Rechtsanwälte OEG,
7210 Mattersburg, Brunnenplatz 5b,
Tel. 02626/626 52 oder 626 53,
Telefax 02626/653 26,
e-mail: anwaelte@rss.at,
per 28. 6. 1999

Verzicht

Dr. RADEL Eugen Friedrich, Mattersburg,
per 30. 6. 1999,
mStv Dr. Willibald STAMPF,
Mattersburg

Kärnten

Liste der Rechtsanwälte

Kanzleisitzverlegung

Dr. MLINAR Harald,
St. Veit/Glan, Bahnhofstraße 10/III,
Tel. 04212/22 17, 66 67,
Telefax 04212/66 67-22,
per Juni 1999

e-mail-Adresse

Dr. WAYSOCHER Karlheinz,
Dr. OUSCHAN Peter, Völkermarkt,
e-mail: ra-wayso-ouscha@telebox.at

Verzicht

Dr. SCHWARTZ Hellmuth, Feldkirchen,
per 30. 6. 1999,
mStv Dr. ZIKA Roland, Feldkirchen

Liste der Rechtsanwaltsanwärter

Ersteintritte

RAA Mag. WINTER Martin
per 1. 6. 1999
bei Dr. Ferdinand Lanker, Klagenfurt

RAA Mag. HOLZER Herwig
per 1. 6. 1999
bei Dr. Gernot Helm, Feldkirchen

Niederösterreich

Liste der Rechtsanwälte

e-mail-Adressen

Dr. ANZBÖCK Walter,
Dr. BRAIT Joachim, Tulln,
e-mail: dr.anzboeck@netway.at

Dr. HOHLER-RÖSSEL Doris,
Wiener Neustadt,
e-mail: hohlerroesselra@aon.at

Namensänderung

RAA Dr. JANOVSKY Siegfried,
nunmehr (verehelicht) Lohse

Oberösterreich

Liste der Rechtsanwälte

Neueintragungen

Dr. ARBEITHUBER Christoph,
4040 Linz, Ferihumerstraße 31,
Tel. 0732/73 09 60, 73 09 69,
Telefax 0732/73 05 69,
per 1. 7. 1999

Dr. ZEITLER Thomas,
4020 Linz, Mozartstraße 56,
Tel. 0732/77 55 44-0,
Telefax 0732/77 55 44-10,
e-mail: bz@rechtsanwaelte.co.at,
per 1. 7. 1999

Kanzleisitzverlegung

Dr. WIESAUER Peter, Mag. MÜHLLECH-
NER Johannes, Linz, Graben 21/3,
Tel. 0732/77 22 00,
Telefax 0732/77 22 00-4,
per 1. 7. 1999

Änderung der Telefonnummern

Dr. PUTTINGER Alexander,
Dr. PUTTINGER Wolfgang,
Mag. VOGL Peter, Ried/Innkreis,
Tel. 07752/824 00 entfällt!

Dr. HACKL Helmuth, Linz,
Tel. 0732/77 22 00 entfällt!

Änderung der Telefon- und Telefaxnummer

Dr. HUBER Franz, Dr. HUBER Gunther,
Traun,
Tel. 07229/725 05-0,
Telefax 07229/725 05-20

e-mail-Adressen

Dr. HUBER Franz, Dr. HUBER Gunther,
Traun,
e-mail: ra.huber@vip.rdb.at

Dr. HUMER Harald Erich, Eferding,
e-mail: humer.law@vpn.at

Namensänderung

Mag. NAVARRO-LINAN Maria,
nunmehr (verehelicht)
Navarro-Frischenschlager

Liste der Rechtsanwaltsanwärter

Ersteintritte

RAA Mag. BÖSCH Johannes
per 23. 6. 1999
bei Dr. Maria Weidlinger,
Schärding/Inn

RAA Mag. HELM Jörg
per 15. 6. 1999
bei Mag. Reinhard Grasböck, Linz

RAA Mag. MITTERMAYR Martin
per 1. 7. 1999
bei Mag. Thomas Scherhaufer, Linz

RAA Mag. SCHLER Arthur
per 1. 7. 1999
bei Dr. Kurt Wolfmair, Linz

RAA Mag. TRAPL Michaela
per 15. 6. 1999
bei Dr. Helmut Trenkwalder, Linz

RAA MMag. HOCHEDLINGER Gerhard
per 3. 3. 1999
bei Dr. Thomas Richter, Linz

RAA Mag. KRENNMAYR Elmar
per 15. 3. 1999
bei Dr. Jügen Nowotny, Linz

RAA Mag. MANDL Hanspeter
per 15. 2. 1999
bei Dr. Klaus Haslinger, Linz
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RAA Mag. WIENER Reinhild
per 1. 4. 1999
bei Dr. Hans-Peter Neher, Bad Ischl

RAA Mag. ANDEßNER Pauline
per 18. 3. 1999
bei Dr. Alexander Puttinger, Ried

RAA Mag. HÜTTNER Alexander
per 1. 4. 1999
bei Mag. Daniela Karollus-Bruner, Linz

RAA Mag. KUMP Christian
per 16. 3. 1999
bei Dr. Peter Behawy, Rohrbach

Salzburg

Liste der Rechtsanwälte

Neueintragungen

Dr. BAMBERGER Christoph, 5020 Salz-
burg, Paris-Lodronstraße 19,
Tel. 0662/87 23 50,
Telefax 0662/87 12 14,
per Mai 1999

Mag. REITERER Albert,
5020 Salzburg, Rudolfskai 48/I,
Tel. 0662/84 47 87,
Telefax 0662/84 47 87-22,
per 1. 7. 1999

Mag. MEISTHUBER Johann,
5020 Salzburg, Neutorstraße 13/3,
Tel. 0662/84 38 07, 84 38 52,
Telefax 0662/84 54 35,
korrespondiert in englischer Sprache,
per 1. 7. 1999

DDr. AICHINGER Manuela,
5020 Salzburg, Mozartplatz 4,
Tel. 0662/84 33 13,
Telefax 0662/84 33 13-24,
e-mail: mueller@rechtsanwaelte.co.at,
korrespondiert in englischer und
französischer Sprache,
per 1. 7. 1999

Gründung einer OEG

BRÜNDL, REISCHL & Partner OEG,
5204 Straßwalchen,
Braunauerstraße 4,
per 19. 6. 1999

e-mail-Adressen

Dr. GSÖLLPOINTNER Reinhold,
Dr. PIRKER Robert, Salzburg,
e-mail: RA-Gsoell-pirk@aon.at

Dr. BERGER Harald, Salzburg,
e-mail: dr.hberger@aon.at

DDr. OBERLABER Edith, Salzburg,
e-mail: edith.oberlaber@aon.at

Dr. STROBL Karl Friedrich,
Mag. STROBL Gernot, Salzburg,
e-mail: kanzlei@dr-strobl.at

DDr. KÖNIG Manfred, Saalfelden,
e-mail: office@kanzlei-koenig.at

Liste der Rechtsanwaltsanwärter

Ersteintritte

RAA Mag. ZSITEK Gabriele
per 4. 5. 1999
bei MMag. Dr. Johann Schilchegger,
St. Johann/Pongau

RAA Mag. PACK Christian
per 15. 6. 1999
bei Dr. Gerhard Lebitsch, Salzburg

RAA Dr. AUER Günther
per 3. 5. 1999
bei Dr. Erich Greger, Oberndorf

Steiermark

Liste der Rechtsanwälte

Gründung einer GesmbH

Dr. Reinhard TÖGL
Rechtsanwaltgesellschaft m.b.H.,
8010 Graz, Schmiedgasse 31,
Tel. 0316/82 10 47, 82 20 44,
Telefax 0316/81 67 33,
e-mail: toegl@mail.styria.com,
per 24. 6. 1999

Beschluß

Herr Dr. Günther Forenbacher, Rechtsan-
walt in 8010 Graz, Hans-Sachs-Gasse 14,
wurde mit Bescheid des Ausschusses
der Steiermärkischen Rechtsanwaltskam-
mer vom 6. Juli 1999, zu GZ: 620/97,
zum mittlerweiligen Stellvertreter des Herrn
Dr. Werner Schmidt, Rechtsanwalt in
8010 Graz, Dietrichsteinplatz 1, bestellt.

Tirol

Liste der Rechtsanwälte

Neueintragung

Dr. WINKLER Norbert,
6020 Innsbruck, Anichstraße 29,
Tel. 0512/58 58 08,
Telefax 0512/58 58 08-8,
per 21. 6. 1999

Kanzleisitzverlegungen

Mag. STÖGER Egon,
Innsbruck, Bürgerstraße 20/III,
Tel. 0512/58 60 66,
Telefax 0512/58 60 66-60
per 1. 7. 1999

Dr. BOSIN Ernst,
Wörgl, Bahnhofstraße 53,
Tel. 05332/747 44,
Telefax 05332/747 44,
per 1. 7. 1999

Liste der Rechtsanwaltsanwärter

Ersteintritte

RAA Mag. COMINA Peter
per 5. 5. 1999
bei Dr. Markus Skarics, Imst

RAA Mag. DÖLLER Ingrid Maria
per 1. 6. 1999
bei Dr. Andreas Ermacora, Innsbruck

RAA Mag. HUBER Johanna
per 1. 7. 1999
bei Dr. Georg Huber, Kufstein

RAA Mag. MAYR Hansjörg
per 2. 6. 1999
bei Dr. Heinz Mildner, Innsbruck

RAA Mag. PETTER Theresia
per 1. 6. 1999
bei Dr. Roland Kometer, Innsbruck

Vorarlberg

Liste der Rechtsanwälte

Neueintragung

Mag. SCHWENDINGER Gernot,
6850 Dornbirn, Riedgasse 20/III,
Tel. 05572/28 02 20,
Telefax 05572/299 56,
per 2. 7. 1999
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Wien

Liste der Rechtsanwälte

Neueintragungen

Dr. BISCHOF Gottfried,
1010 Wien, Bauernmarkt 24,
Tel. 01/531 32,
Telefax 01/531 32-40,
per 23. 6. 1999

Mag. OPETNIK Wilfried,
1010 Wien, Nibelungengasse 1,
Tel. 01/587 63 68,
Telefax 01/586 78 08,
korrespondiert in englischer Sprache,
per 23. 6. 1999

Mag. SLATIN Simone,
1010 Wien, Stubenring 18,
Tel. 01/516 60-0,
Telefax 01/516 60-60,
korrespondiert in englischer, französi-

scher und spanischer Sprache,
per 23. 6. 1999

Mag. DUENSING Andreas,
1010 Wien, Schmerlingplatz 3,
Tel. 01/402 12 27,
Telefax 01/408 55 38,
korrespondiert in englischer Sprache,
per 6. 7. 1999

Dr. RUEPRECHT Katharina,
1030 Wien, Hohlweggasse 13,
Tel. 01/798 95 94,
Telefax 01/799 12 23,
per 6. 7. 1999

Dr. ZORN Wolfgang Gerhard,
1010 Wien, Seilergasse 16,
Tel. 01/515 15-0,
Telefax 01/512 63 94,
korrespondiert in englischer Sprache,
per 6. 7. 1999

Kanzleisitzverlegungen

Kanzlei FIEBINGER & POLAK
Rechtsanwälte,
1060 Wien, Am Getreidemarkt 1,
Tel. 01/582 58-0,
Telefax 01/582 58 2,
e-mail: fpvienna@fpvienna.at,
per 1. 7. 1999

Dr. HASBERGER Michael, 1010 Wien,
Franz Josefs-Kai 27/Dachgeschoß,
Tel. 01/533 05 33,
Telefax 01/533 05 33-3,
e-mail: kanzlei@rechtso.at,
per 21. 6. 1999

Dr. OBERLECHNER Peter,
1010 Wien, Schubertring 8,
Tel. 01/515 10,
Telefax 01/515 10-25,
e-mail: Oberlechner@wtp.at,
per 1. 7. 1999
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Dr. MAYER Rudolf,
1090 Wien, Universitätsstraße 8/2,
Tel. 01/406 89 90,
Telefax 01/406 89 91

Dr. BENNING Martin,
1010 Wien, Bauernmarkt 6/1–2,
Tel. 01/533 90 63,
Telefax 01/533 90 45,
per Anfang Juli 1999

Dr. WÜRZL Thomas,
1010 Wien, Bauernmarkt 6/2/2,
Tel. 01/532 27 80,
Telefax 01/533 90 45,
per 1. 7. 1999

Änderung der Telefonnummern

Dr. DIETRICH Otto, Wien,
Tel. 01/512 49 98 entfällt!

Dr. HERMANN Gerhard R., Wien,
Tel. 01/534 37-0

Änderung der Telefaxnummern

DDr. LAURER René, Wien,
Telefax 01/504 41 46 46

Dr. RADLSPÖCK Barbara, Wien,
Telefax 01/408 78 38-22

e-mail-Adressen

Mag. WIDNER Bernd Jakob, Wien,
e-mail: widner@gmp.at

Dr. OZLBERGER Peter, Wien
e-mail: ozlberger@magnet.at

Namensänderungen

Dr. MUSIL Helga,
nunmehr Mag. Dr. Helga Musil

Mag. FRAD Thomas,
nunmehr Dr. Thomas Frad

Beschluß

Infolge der am 6. 7. 1999 erfolgten Wie-
dereintragung der Frau Dr. RUEPRECHT
Katharina, RA in 1030 Wien, Hohlweg-
gasse 13, in die Liste der Rechtsanwälte,
wird der infolge des seinerzeitigen Ver-
zichtes auf die Ausübung der Rechts-

anwaltschaft mit 31. 12. 1994 bestellte
mStv Herr Dr. Friedrich Reif-Breitwieser,
RA in 1030 Wien, Hohlweggasse 13, sei-
nes Amtes enthoben.

Mittlerweilige Stellvertretung

Der Ausschuß der RAK Wien hat in seiner
Sitzung vom 29. 6. 1999 gemäß § 28
Abs 1 lit h) RAO bzw § 43 Abs 3 der
Geschäftsordnung folgenden Beschluß ge-
faßt:

Die mittlerweilige Stellvertretung für den
am 6. 7. 1992 verst RA Dr. HUBER Am-
bros, 1010 Wien, Oppolzergasse 4, wird
über begründeten Antrag des bisherigen
mStvs, Dr. Alexander Deskovic, RA in
1010 Wien, Schottengasse 9, für beendet
erklärt. Es wird ihm jedoch die Auflage
erteilt, die Akten des verst RA Dr. Ambros
Huber weiterhin aufzubewahren.

Umbestellung des mStv

Der Ausschuß der RAK Wien hat über ein-
verständlichen Antrag vom 16. 6. 1999,
den mit ha Beschluß vom 31. 12. 1994,
GZ 2233/94, für den am 31. 12. 1994
emer RA, Dr. MARENZI Peter, 1010 Wien,
Franz-Josefs-Kai 41, bestellten mStv, Herrn
Dr. Alexander Deskovic, RA in 1010 Wien,
Schottengasse 9, seines Amtes enthoben
und Herrn Dr. Ivo Deskovic, RA in
1010 Wien, Rotenturmstraße 13, zummStv
bestellt.

Liste der Rechtsanwaltsanwärter

Ersteintritte

RAA Mag. BÖHM Rudolf
per 29. 6. 1999
bei Dr. Peter Jandl

RAA MMag. FROSCHAUER Elisabeth
Katharina
per 29. 6. 1999
bei Dr. Rudolph K. Fiebinger

RAA Dr. DORALT Paul
per 29. 6. 1999
bei Dr. Paul Doralt

RAA Mag. KUCHARSKI Michael
per 29. 6. 1999
bei Dr. Stefan Weber

RAA Mag. LAUSEGGER Maria
per 29. 6. 1999
bei Dr. Georg Fialka

RAA Mag. NEMETH Alexandra
per 29. 6. 1999
bei Dr. Wilhelm Schuster

RAA Mag. RABERGER Nina
per 29. 6. 1999
bei Dr. Christian Winternitz

RAA Mag. ROBIATI Marco
per 29. 6. 1999
bei Dr. Friedrich Schwank

RAA SCHMIDT Jentinus Menno
per 29. 6. 1999
bei Dr. Friedrich Schubert

RAA Mag. STOCKERT Therese
per 29. 6. 1999
bei Dr. Helmut Preyer

RAA Dr. WALLENTIN Tassilo
per 29. 6. 1999
bei Dr. Robert Wallentin

RAA Mag. WINKLER Wolfgang
per 29. 6. 1999
bei Dr. Maximilian Schludermann

Liste der Richteramtsanwärter

Ersteintritte

RiAA Mag. STIEFLER Irina
bei Dr. Heinrich Siegl

RiAA Mag. MASCHL Ingrid
bei Dr. Wilhelm Noverka
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Niederösterreich

Änderung der Geschäftsordnung
§ 1 Abs 2 entfällt.

§ 8 Abs 1 lautet nunmehr wie folgt:

(1) Die Beschlußfähigkeit und die Beschlußfassung der Plenarver-
sammlung richtet sich nach den Bestimmungen der Rechtsanwalts-
ordnung und dieser Geschäftsordnung.

§ 23 Abs 3 entfällt; die Numerierung der nachfolgenden Absätze
wird dementsprechend um eine Ziffer vermindert.

§ 27 Abs 3 lautet nunmehr wie folgt:

(3) Die Bestellung der Kollegen erfolgt in alphabetischer Reihen-
folge aus der vom Ausschuß für die einzelnen Landesgerichtsspren-
gel erstellten Liste der Verfahrenshelfer. Der Ausschuß kann unter
Bedachtnahme auf § 27 Abs 1 GeO und § 46 RAO diese Liste so
erstellen, daß die Rechtsanwälte, deren Kanzleisitz einem Landes-
gerichtssprengel benachbart sind oder in einem örtlichen Nahever-
hältnis zu diesem Sprengel sich befinden mit deren Zustimmung in
die Liste dieses Landesgerichtssprengels für die Verfahrenshilfe auf-
genommen werden. Sofern das Gesetz nichts anderes vorsieht,
sind zu Verfahrenshelfern jene Rechtsanwälte zu bestellen, die in
die Kammerliste für einen Gerichtshofsprengel erster Instanz einge-
tragen sind oder ihren Kanzleisitz im Sprengel des Bezirksgerich-
tes haben, bei dem die Rechtssache anhängig ist, oder die ihren
Kanzleisitz am Wohnort des Betroffenen haben.

§ 27 Abs 4 entfällt; die Numerierung der nachfolgenden Absätze
wird dementsprechend um eine Ziffer vermindert.

Satzung der Versorgungseinrichtung
der Rechtsanwaltskammer Niederösterreich

Teil C: Krankenversicherung

Inhaltsverzeichnis:

§ 1 Verpflichtende Krankenversicherung

§ 2 Persönlicher Geltungsbereich

§ 3 Dauer der Krankenversicherung

§ 4 Meldepflichten

§ 5 Rechtsverhältnis zwischen Versicherer und Versicherten

§ 1 Verpflichtende Krankenversicherung

(1) Durch das Arbeits- und Sozialrechts-Änderungsgesetz 1997
(ASRÄG 1997) wurde für selbständig erwerbstätige Rechtsanwälte
ab 1. 1. 2000 die Pflichtversicherung in der Krankenversicherung
nach dem GSVG begründet. Gemäß § 5 GSVG kann die Aus-
nahme von dieser Pflichtversicherung beantragt werden, wenn die
Rechtsanwaltskammer eine Krankenversicherung für ihre Mitglie-
der schafft und aufrecht erhält, welche auch in einer für alle Rechts-
anwälte und deren Angehörige verpflichtend abgeschlossenen ver-
traglichen Versicherung bestehen kann. Voraussetzung dafür ist,

daß alle Rechtsanwälte und deren Angehörige Anspruch auf Lei-
stungen haben, die den Leistungen nach dem GSVG gleichartig
oder zumindest annähernd gleichwertig sind.

(2) Die Rechtsanwaltskammer Niederösterreich errichtet eine Ein-
richtung zur Versorgung ihrer Mitglieder und deren Angehörigen
für den Fall der Krankheit in Form einer vertraglichen Gruppenver-
sicherung. Der Ausschuß der Rechtsanwaltskammer ist berechtigt,
zu diesem Zweck mit einer Versicherungsgesellschaft einen Grup-
pen-Krankenversicherungsvertrag abzuschließen, der die gesetzli-
che Pflichtversicherung ersetzt und die in § 5 GSVG festgelegten
Voraussetzungen für die Ausnahme von der Pflichtversicherung
erfüllt.

§ 2 Persönlicher Geltungsbereich

(1) Dem Gruppen-Krankenversicherungsvertrag unterliegt ab 1. 1.
2000 jeder selbständige erwerbstätige Rechtsanwalt, es sei denn,
daß für ihn eine verpflichtende Selbstversicherung nach § 16
ASVG oder § 14 GSVG besteht und dies der Rechtsanwalts-
kammer Niederösterreich durch Vorlage einer Bestätigung des zu-
ständigen Krankenversicherungsträgers nachgewiesen wird. Der
Rechtsanwalt ist verpflichtet, diese Selbstversicherung aufrecht zu
erhalten.
Dem Gruppen-Krankenversicherungsvertrag unterliegt auch der
Gesellschafter-Geschäftsführer einer Rechtsanwalts-Gesellschaft mit
beschränkter Haftung, es sei denn, daß er mit den Einkünften
aus dieser Tätigkeit der Pflichtversicherung nach dem ASVG unter-
liegt.

(2) Dem Gruppen-Krankenversicherungsvertrag unterliegen ferner
alle Angehörigen gemäß § 83 Abs 2 GSVG. Davon ausgenommen
sind lediglich Ehegatten, für welche eine gesetzliche Pflichtver-
sicherung in der Krankenversicherung oder eine verpflichtende
Selbstversicherung nach § 16 ASVG oder § 14a GSVG besteht
oder die in diesem Gruppen-Krankenversicherungsvertrag oder
einem anderen gleichartigen Gruppen-Krankenversicherungsver-
trag prämienpflichtig sind. Andere Angehörige können von diesem
Gruppen-Krankenversicherungsvertrag ausgenommen werden,
wenn sie in diesem prämienpflichtig sind und in der gesetzlichen
Krankenversicherung beitragsfreie Leistungsansprüche haben.

(3) Der Gruppen-Krankenversicherungsvertrag bleibt nach Eintritt
des Rechtsanwaltes in den Ruhestand sowohl für diesen als auch
für dessen Angehörige aufrecht.

§ 3 Dauer der Krankenversicherung

(1) Der Gruppen-Krankenversicherungsvertrag tritt mit 1. 1. 2000
in Kraft. Rechtsanwälte, welche erst nach diesem Zeitpunkt in die
Liste der Rechtsanwälte eingetragen werden oder eine selbständige
Erwerbstätigkeit als Rechtsanwalt aufnehmen, unterliegen, ausge-
nommen in den in § 2 Abs 1 genannten Fällen der Selbstversiche-
rung, ab diesem Zeitpunkt dem Gruppen-Krankenversicherungs-
vertrag.
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(2) Erlischt die Berechtigung zur Ausübung der Rechtsanwaltschaft
gemäß § 34 Abs 1 RAO, endet dieser Gruppen-Krankenversiche-
rungsvertrag für den betreffenden Rechtsanwalt und dessen Ange-
hörige, ausgenommen bei Verlust der Eigenberechtigung. Bei Ver-
zicht auf die Ausübung der Rechtsanwaltschaft endet der Gruppen-
Krankenversicherungsvertrag nicht, wenn der Rechtsanwalt über
Ansprüche oder aufrechte Anwartschaften gegenüber der Versor-
gungseinrichtung verfügt.

(3) Im Falle des Ablebens des Rechtsanwaltes oder eines ehema-
ligen Rechtsanwaltes, welcher über aufrechte Ansprüche oder
Anwartschaften gegenüber der Versorgungseinrichtung verfügt,
endet der Gruppen-Krankenversicherungsvertrag sowohl für den
betreffenden Rechtsanwalt als auch für dessen Angehörige, aus-
genommen für jene Angehörigen, welche Anspruch auf Leistungen
aus der Versorgungseinrichtung der Rechtsanwaltskammer haben
(Witwen/Witwer-Rente, Waisenrente). Der Gruppen-Krankenver-
sicherungsvertrag bleibt für Witwen/Witwer jedenfalls aufrecht,
solange sie über keine gesetzliche Krankenversicherung verfügen.

(4) Der Gruppen-Krankenversicherungsvertrag endet für den Ehe-
gatten nach Auflösung der Ehe mit Rechtskraft des für die Auf-
lösung der Ehe aussprechenden Urteils oder Beschlusses. Dasselbe
gilt bei sonstigem Verlust der Angehörigeneigenschaft.

(5) Eine ordentliche Kündigung einzelner Rechtsanwälte durch
den Versicherer ist unzulässig. Alle dem Gruppen-Krankenver-
sicherungsvertrag unterliegenden aktiven und ehemaligen Rechts-
anwälte sind zur Kündigung dieses Vertrages nur berechtigt, wenn
für sie eine Pflichtversicherung in der gesetzlichen Krankenversi-
cherung neu entsteht und dies durch Vorlage einer Bestätigung des
zuständigen Krankenversicherungsträgers nachgewiesen wird.

§ 4 Meldepflichten

(1) Jeder Rechtsanwalt ist verpflichtet, der Rechtsanwaltskammer
bis spätestens 15. 11. 1999, bei einer späteren Eintragung in die
Liste der Rechtsanwälte oder bei einem späteren Beginn der selb-
ständigen Erwerbstätigkeit zu diesem Zeitpunkt bekanntzugeben,

a) eine bestehende Selbstversicherung gemäß § 2 Abs 1 und

b) alle Angehörigen unter Anführung von Name, Geburtsdatum
und einer für diese bestehenden gesetzlichen Pflichtversiche-
rung, oder einer verpflichtenden Selbstversicherung (gemäß
§ 2 Abs 1) oder eines beitragsfreien Leistungsanspruches in der
gesetzlichen Krankenversicherung.

(2) Spätere Änderungen im Stande der Angehörigen sind dem
Versicherer binnen 14 Tagen zu melden, insbesondere alle Um-
stände, welche zu einem Eintritt oder einem Ausscheiden von mit-
versicherten Personen aus dem Gruppen-Krankenversicherungsver-
trag führen.

(3) Der Rechtsanwalt ist verpflichtet, diesen Meldepflichten recht-
zeitig und vollständig nachzukommen. Die Verpflichtung zur Prä-
mienzahlung gilt auch dann, wenn diese Meldepflichten verletzt
werden. Ab dem Zeitpunkt, zu welchem die Voraussetzungen für

das Ausscheiden aus dem Gruppen-Krankenversicherungsvertrag
eingetreten sind, kann der Versicherer die Einzelversicherungsprä-
mie vorschreiben.

§ 5 Rechtsverhältnis zwischen Versicherer und Versicherten

(1) Leistungsansprüche aus dem Gruppen-Krankenversicherungs-
vertrag bestehen nur gegenüber dem Versicherer und sind diesem
gegenüber geltend zu machen.

(2) Jeder dem Gruppen-Krankenversicherungsvertrag unterliegen-
de Rechtsanwalt oder Bezieher einer Leistung aus der Versor-
gungseinrichtung ist selbst Prämienschuldner und hat die für ihn
und seine Mitversicherten jeweils vorgeschriebenen Prämien an
den Versicherer zu entrichten.

(3) Die vom Versicherer vorzuschreibenden Prämien gelten jeweils
für den Rechtsanwalt und einen prämienfrei mitversicherten Ange-
hörigen. Prämienfrei mitversichert ist der Ehegatte, ausgenommen
in den Fällen des § 2 Abs 2. In diesen Fällen ist jenes älteste Kind
prämienfrei mitversichert, das weder in diesem noch in einem
gleichartigen Gruppen-Krankenversicherungsvertrag beim Ehegat-
ten prämienfrei mitversichert ist.

Leistungsordnung für das Jahr 2000

Versorgungseinrichtung Teil A

Die Leistungen aus der Versorgungseinrichtung für die gemäß
§§ 47–54 RAO Anspruchsberechtigten werden gemäß § 14
Abs 1 der Satzung der Versorgungseinrichtung wie folgt fest-
gesetzt:

1. Die Alters- und Berufsunfähigkeitsrente besteht aus der Grund-
rente und aus Zuschlägen. Die Grundrente beträgt ab 1. 1. 2000
S 20.500,–. Nach 15jähriger Berufstätigkeit als eingetragener
Rechtsanwalt erhöht sich bis zur Vollendung des 65. Lebensjahres
diese Rente um einen Zuschlag von 0,75% für jedes weitere, als
Rechtsanwalt vollendete Berufsjahr.

Für jedes nach Eintritt des Pensionsalters von 65 Jahren als Rechts-
anwalt vollendete Berufsjahr wird bis zur Vollendung des 75. Le-
bensjahres der Zuschlag auf 1% pro Jahr erhöht.

2. Die Grundrente einschließlich der Zuschläge sind Bemessungs-
grundlage für die Versorgungsleistungen an Angehörige gemäß
§ 8 bis § 9 der Satzung der Versorgungseinrichtung der Rechtsan-
waltskammer Niederösterreich.

Wenn der Anspruch der Witwen/Witwerrente sich darauf grün-
det, weil aus der Ehe Kinder entstammen (§ 8 Abs 2 lit b und Abs 3
lit c) wird eine Rente in der Höhe, die dem Mindestanspruch nach
§ 52 Abs 1 RAO entspricht, ausbezahlt.

3. Im Juni ist eine 13. und im Dezember eine 14. Rente auszu-
bezahlen.

4. Gemäß § 3 Abs 3 der Satzung ist der Ausschuß ab 1997
berechtigt, für außerordentliche Unterstützungen jeweils Beträge
bis zu insgesamt S 100.000,– jährlich zu vergeben.
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5. Der Todfallsbeitrag (§ 11 der Satzung der Versorgungseinrich-
tung) wird in der Höhe des Produktes aus der Anzahl der Kammer-
mitglieder zum Todestag und der von diesen zu leistenden Sterbe-
geldumlagen binnen 2 Monaten nach dem Ableben abzüglich
eines allfälligen Beitragsrückstandes ausbezahlt.

Versorgungseinrichtung Teil B

Die Leistung für Anspruchsberechtigte nach Maßgabe der jeweils
gültigen von der Vollversammlung beschlossenen Satzung der Ver-
sorgungseinrichtung, Teil B, errechnet sich wie folgt:

1. Die Alters- und Berufsunfähigkeitsrente ergibt sich aus den auf
dem Konto des Kammermitgliedes zum Zeitpunkt der Inanspruch-
nahme gutgeschriebenen Beiträge und erzielten Veranlagungs-
überschüssen nach Maßgabe des zum Zeitpunkt der Inanspruch-
nahme gültigen Verrentungsfaktor.

2. Je nach Eintrittsalter in die Zusatzpension wird jedoch folgende
Mindestrente im Falle der Berufsunfähigkeit festgelegt:

Eintrittsalter/Lebensjahr Mindestrente/Jahr

30 120.000,–
31 116.000,–
32 112.000,–
33 108.000,–
34 104.000,–
35 100.000,–
36 96.000,–
37 92.000,–
38 88.000,–
39 84.000,–
40 80.000,–
41 76.000,–
42 72.000,–
43 68.000,–
44 64.000,–
45 60.000,–
46 56.000,–
47 52.000,–
48 48.000,–
49 44.000,–
50 40.000,–
51 36.000,–
52 32.000,–
53 28.000,–
54 24.000,–
55 20.000,–
56 16.000,–
57 12.000,–
58 8.000,–
59 4.000,–

3. Das Sterbegeld beträgt 40% der auf den Konten des Kammer-
mitgliedes verbuchten Beiträge und erzielten Veranlagungsüber-

schüsse, mindestens jedoch das zehnfache der jährlichen Mindest-
witwen-/Witwerrente.

4. Die Teilabfindung bei Antritt einer Altersrente beträgt 50% der
auf dem Konto des Kammermitgliedes verbuchten Beiträge und
erzielten Veranlagungsüberschüsse.

Allgemeine Bestimmung für Teil A und B

Die Leistungsordnung bleibt bis zur Kundmachung einer neuen Lei-
stungsordnung in Kraft.

Leistungsordnung Teil C

Versicherungsschutz für Nicht-Pflichtversicherte mit Wertbeständigkeit

I. Stationärer Bereich

(Punkt 5.8. bis 5.15. Allgemeine Versicherungsbedingungen)

Der Versicherungsschutz umfaßt Leistungen für medizinisch not-
wendige Krankenaufenthalte wegen Krankheit, Unfall oder Entbin-
dung im folgenden Umfang:

1. Volle Garantie der Kostendeckung in Österreich und Europa

Bei Aufenthalten in der allgemeinen Gebührenklasse (3. Klasse)
eines österreichischen Krankenhauses oder eines allgemeinen
öffentlichen Krankenhauses in einem der auf der „Europaliste“ an-
geführten Staaten werden die vollen Kosten ohne zeitliche Begren-
zung in direkter Verrechnung übernommen.

2. Kostendeckung in besonderen Fällen

Ist eine stationäre Behandlung aufgrund des üblichen medizinisch
anerkannten Standards in einem Krankenhaus gemäß Punkt 1.
nicht möglich, werden die Kosten für den Krankenhausaufenthalt
in einem allgemeinen öffentlichen Krankenhaus ohne zeitliche
Begrenzung – unter Vorbehalt der Zustimmung des Versicherers –
weltweit übernommen.

3. Kostenersatz in allen anderen Fällen

Bei Aufenthalten in Krankenhäusern und Gebührenklassen, für die
die Kostendeckung gemäß Punkt 1 und 2 nicht zutrifft, beträgt der
Kostenersatz pro Tag ohne zeitliche Begrenzung bis . . S 7.000,–

4. Begleitperson

Bei nach diesem Tarif unter Versicherungsschutz stehenden Aufent-
halten von Kindern bis 12 Jahre werden für eine Begleitperson,
a) wenn der Aufenthalt gemäß Punkt 1. und 2. vergütet wird, die
vollen Kosten übernommen;
b) wenn der Aufenthalt gemäß Punkt 3. vergütet wird, pro Tag
bis . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . S 1.000,–
geleistet.

II. Tagesklinischer Bereich

(in Abänderung von Punkt 5.10. Allgemeine Versicherungsbedingungen)

Der Versicherungsschutz umfaßt Leistungen für medizinisch not-
wendige Heilbehandlungen und für Entbindungen, die in der Ordi-
nation eines Arztes oder in einer Tagesklinik durchgeführt werden
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und einen stationären Krankenhausaufenthalt nachweislich erset-
zen, im folgenden Umfang:

1. Volle Garantie der Kostendeckung

Die Behandlungskosten werden in direkter Verrechnung voll über-
nommen, soferne mit dem behandelnden Arzt bzw der Tagesklinik
eine vertragliche Regelung getroffen wurde (siehe Liste der Tages-
kliniken).

2. Kostenersatz in allen anderen Fällen

Ist keine vertragliche Regelung getroffen, stehen für die genannten
Behandlungen folgende Leistungen zur Verfügung:

a) Operationskosten (Punkt 5.13. Allgemeine Versicherungsbedin-
gungen) je nach Art des chirurgischen Eingriffes gemäß Operati-
onsgruppenschema für

Operationsgruppe I bis . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . S 2.900,–
Operationsgruppe II bis . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . S 5.350,–
Operationsgruppe III bis . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . S 8.700,–
Operationsgruppe IV bis . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . S 14.050,–
Operationsgruppe V bis . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . S 20.350,–
sowie zusätzlich pro Fall bis . . . . . . . . . . . . . . . . . . . S 1.270,–

Werden wegen desselben Krankheitsgeschehens oder im Zuge
einer Schmerzbetäubung mehrere operative Eingriffe durchge-
führt, so steht für die gemäß Operationsgruppenschema am höch-
sten einzustufende Operation der volle, für jede weitere Operation
der halbe Vergütungssatz zur Verfügung. Die Vergütung beträgt
maximal das Doppelte des Satzes für die höchst eingestufte Ope-
ration.

b) Behandlungskosten für
– diagnostische Maßnahmen unter Anwendung der Computer-
tomographie, der Kernspintomographie, von Isotopen oder Endo-
skopie pro Fall bis . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . S 5.000,–,
– interventionelle Endoskopie sowie Serienbehandlungen auf dem
Gebiet der Infusions- oder Chemotherapie
pro Fall bis . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . S 10.000,–

c) Entbindungskosten einschließlich Honorar für Arzt und Heb-
amme anstelle aller anderen Leistungen bis . . . . . . . . S 22.920,–

III. Ambulanter Bereich

(Punkt 5.2 bis 5.7. und 5.13. bis 5.15. Allgemeine Versicherungs-

bedingungen; Punkt A, Ergänzende Versicherungsbedingungen)

A) Vergütet werden 80% der Kosten für medizinisch notwendige

1.a) ambulante ärztliche Behandlung (einschließlich Komplemen-
tärmedizin)

b) ärztlich verordnete Hilfsmittel (Heilbehelfe) ausgenommen Seh-
behelfe

c) ärztlich verordnete physikotherapeutische Heilbehandlung (Heil-
mittel), ärztlich verordnete Ergotherapie, Logopädie sowie Haus-
krankenpflege durch diplomiertes Pflegepersonal

insgesamt bis . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . S 50.000,–
pro Kalenderjahr.

Ist der unter 1. angeführte Jahreshöchstbetrag erschöpft, stehen für
weitere ambulante ärztliche Behandlung (1a) folgende Leistungs-
beträge zur Verfügung:
pro einfacher ärztlicher Ordination 80% bis . . . . . . . . . . S 500,–
pro einfacher fachärztlicher Ordination und pro ärztlichem Haus-
besuch 80% bis . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . S 800,–

Werden im Rahmen der Ordination darüber hinausgehende am-
bulante Sonderleistungen (zB Injektion, Infusionen, EKG) erbracht,
werden die Kosten wie folgt vergütet:
bei einfacher ärztlicher Ordination 80% bis . . . . . . . S 1.000,–
bei einfacher fachärztlicher Ordination und ärztlichem Haus-
besuch 80% bis . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . S 1.600,–

Ist der unter 1. angeführte Jahreshöchstbetrag erschöpft, sind die
Kosten weiterer ärztlich verordneter Hilfsmittel und physikothera-
peutischer Heilbehandlung (1.b und c) bis . . . . . . . . . S 10.000,–
selbst zu tragen. Danach erfolgt die Vergütung wiederum zu 80%
durch den Versicherer.

Ist der unter 1. angeführte Jahreshöchstbetrag erschöpft, stehen für
Hauskrankenpflege pro Tag bis . . . . . . . . . . . . . . . . . . S 500,–
zur Verfügung.

2. ärztlich verordnete Arzneimittel. Erreicht – innerhalb eines
Kalenderjahres – die Selbstbeteiligung von 20% den Betrag von
S 10.000,–, so werden alle darüber hinausgehenden Kosten zu
100% vergütet.

3. Sehbehelfe

für Brillen bis . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . S 5.500,–
(davon für Brillenfassung) bis . . . . . . . . . . . . . . . . . . . S 1.500,–
für Brillengläser bis . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . S 4.000,–
oder Kontaktlinsen bis . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . S 5.500,–
pro zwei Kalenderjahre.

4. ärztlich verordnete Kieferregulierungen bis . . . . . . S 6.000,–
pro Kalenderjahr.

5. Zahnbehandlung einschließlich Zahnröntgen und Zahnersatz
bis . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . S 15.000,–
pro Kalenderjahr. Ist dieser Jahreshöchstbetrag erschöpft, stehen
für weitere zahnärztliche Ordinationen
pro Kalenderquartal bis . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . S 2.000,–
zur Verfügung.

6. ärztlich verordnete psychotherapeutische Behandlungen – unter
Vorbehalt der Zustimmung des Versicherers – bis . . . S 300,–
pro Sitzung.

B) Vergütet werden die vollen Kosten für medizinisch notwendige

1. Dialyse in Vertragseinrichtungen, ansonsten bis . . S 3.500,–
pro Behandlung.

2. Behandlungen im Rahmen der Mutterschaft sowie Leistungen
des Mutter-Kind-Passes.
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IV. Hausentbindung

Für eine Hausentbindung werden anstelle aller anderen Leistun-
gen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . S 30.000,–
zur Verfügung gestellt.

V. Rehabilitation

(in teilweiser Abänderung von Punkt 5.10. Allgemeine Versicherungs-

bedingungen; Punkt A, Ergänzende Versicherungsbedingungen)

Die Kosten einer medizinisch notwendigen stationären Rehabilita-
tionsbehandlung, die im Zusammenhang mit einer vorangegange-
nen, unter Versicherungsschutz stehenden stationären Heilbehand-
lung steht, und in einer Vertragseinrichtung erfolgt, werden – unter
Vorbehalt der Zustimmung des Versicherers – in direkter Verrech-
nung übernommen. Erfolgt die Rehabilitationsbehandlung nicht in
einer Vertragseinrichtung, werden pro Tag bis . . . . . S 2.500,–
längstens für 90 Tage vergütet.

VI. Kur

Für medizinisch notwendige Kuraufenthalte, die ärztlich verordnet
sind und deren Kurmittel- und Aufenthaltskosten nachgewiesen
werden, wird ein Kurtagegeld von . . . . . . . . . . . . . . . S 450,–
für längstens 28 Tage innerhalb von 2 Kalenderjahren geleistet.

VII. Krankentransport

(ergänzend zu Punkt 5.12. Allgemeine Versicherungsbedingungen)

a) Bei einem vom Versicherer organisierten medizinisch notwendi-
gen Transport mittels Krankenwagen, Bahn oder Taxi erfolgt voller
Kostenersatz ansonsten werden 80% bis . . . . . . . . . . S 10.000,–
pro Transport vergütet.

b) Die Kosten eines medizinisch notwendigen Transportes mittels
Hubschrauber werden bis . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . S 50.000,–
übernommen, wenn und soweit der Transport mit den unter a)
angeführten Mitteln aus medizinischen Gründen nicht möglich ist.

VIII. Bergungskosten (Punkt A, Ergänzende Versicherungsbedingungen)

Bergungskosten werden bis . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . S 10.000,–
bei Einsatz eines Haubschraubers jedoch bis . . . . . . S 20.000,–
pro Fall vergütet.

IX. Nottransport in die Heimat und Überführung eines Verstorbenen

(ergänzend zu Punkt 5.12. Allgemeine Versicherungsbedingungen;

Punkt A, Ergänzende Versicherungsbedingungen)

1. Nottransport in die Heimat

Der Versicherungsschutz umfaßt Leistungen für Krankenrücktrans-
porte wegen Krankheit oder Unfall in folgendem Umfang:

Vergütet werden die vollen Kosten:

– eines medizinisch begründeten Krankentransportes aus dem
Ausland (Rückholung) in eine österreichische Krankenanstalt oder
an den ständigen österreichischen Wohnsitz;
– der Mitbeförderung einer dem Transportierten nahestehenden
Person.

Die Rückholung muß von einer der auf der SOS-Karte angeführ-
ten Vertragsorganisationen organisiert werden, ansonsten werden
maximal S 25.000,– vergütet.

2. Überführung eines Verstorbenen
Vergütet werden die vollen Kosten der standardmäßigen Überfüh-
rung eines Verstorbenen in den österreichischen Heimatort.
Die Leistungen aus Punkt 1 und 2 werden nicht erbracht, wenn die
Rückholung oder Überführung im Zusammenhang mit einer Heil-
behandlung steht, die Zweck der Auslandsaufenthaltes war.

A. Ergänzende Versicherungsbedingungen

1. zu III. Ambulanter Bereich:

In Erweiterung von Punkt 1.2. und 5.15. Allgemeine Versi-
cherungsbedingungen stehen auch Heilbehandlungen, die nach
komplementärmedizinischen Erkenntnissen (Heilmethoden wie zB
Homöopathie, Akupunktur, Chiropraktik) erfolgen und von einem
Arzt durchgeführt werden, einschließlich ärztlich verordneter ho-
möopathischer Mittel, unter Versicherungsschutz.
2. zu V. Rehabilitation:
Versicherungsschutz besteht für Rehabilitationsbehandlungen in
geeigneten, behördlich anerkannten, stationären Einrichtungen.
Bei Inanspruchnahme einer ausländischen Rehabilitationseinrich-
tung werden Versicherungsleistungen nur insoweit erbracht, als
der Versicherer dies vor Beginn der Rehabilitationsbehandlung
schriftlich zugesagt hat.
3. zu VII. Bergungskosten:
Bergungskosten sind die nachgewiesenen Kosten des Suchens
nach dem Versicherten und seines Transportes bis zur nächsten
befahrbaren Straße oder bis zum, dem Unfallort nächstgelegenen
Krankenhaus.
Sie werden ersetzt, wenn der Versicherte einen Unfall erlitten hat
oder in Berg- oder Wassernot geraten ist und verletzt oder unver-
letzt geborgen werden muß bzw durch einen Unfall oder infolge
Berg- oder Wassernot den Tod erleidet und seine Bergung erfolgen
muß.
Die Leistung für eine Bergung unter Einsatz eines Hubschraubers
wird erbracht, wenn die Bergung nicht auf anderem Wege durch-
geführt werden konnte.
4. zu IX. SOS:
1. Voraussetzung für eine Rückholung ist neben der Transport-
fähigkeit des Versicherten, daß
– eine lebensbedrohende Störung des Gesundheitszustandes be-
steht oder
– aufgrund der vor Ort gegebenen medizinischen Versorgung
eine dem österreichischen Standard entsprechende Behandlung
nicht sichergestellt ist oder
– ein stationärer Krankenhausaufenthalt von mehr als zwei Wo-
chen zu erwarten ist.
2. Im Falle einer Rückholung ist die „Austria Assistance“ bzw eine
der auf der SOS-Karte angeführten Vertragsorganisationen oder
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die Austria-Collegalität zu verständigen. Um die erforderliche
Maßnahme treffen zu können, benötigt die Vertragsorganisation
die auf der SOS-Karte geforderten Angaben. Aufgrund der mit-
geteilten Angaben nimmt die Vertragsorganisation Verbindung mit
dem behandelnden Arzt auf und entscheidet anhand der im
Punkt 1 festgelegten Kriterien über die Durchführung und die Art
des Transportes (je nach Lage des Falles mittels Krankenwagen,
Bahn, Passagierflugzeug oder Ambulanzjet). Die Entscheidung
erfolgt in Abstimmung mit den vor Ort behandelnden Ärzten, die
endgültige Entscheidung liegt jedoch beim Arzt der Vertragsorga-
nisation.

Allfällig bestehende Pflicht- oder andere Privatversicherungen sind
vorrangig in Anspruch zu nehmen. Hat die Austria-Collegialität Lei-
stungen erbracht, so gehen gleichartige Ansprüche des Versicher-
ten gegen Dritte auf sie über.

B. Leistungs- und Prämienanpassung

1. Die Austria-Collegialität verpflichtet sich, im Falle einer Erhö-
hung der Preise der Gesundheitsleistungen ihre Leistungen so anzu-
passen, daß die volle Garantie der Kostendeckung in allen Punk-
ten, in denen sie ausdrücklich vorgesehen ist, aufrecht bleibt.

2. Die in Punkt I, II und IV betragsmäßig festgelegten Leistungen
sowie ein allfälliger Selbstbehalt gemäß Punkt I. werden entspre-
chend der Änderung der Kosten und Honorare der Vertragspartner
angepaßt. Kommt keine vertragliche Vereinbarung zustande, so
erfolgt die Anpassung aufgrund eines Vergleiches des vom Öster-
reichischen Statistischen Zentralamt zuletzt verlautbarten Verbrau-
cherpreisindexes mit demjenigen des Vorjahres bzw mit demjeni-
gen, der der letzten Anpassung zugrunde zu legen war. Die übri-
gen betragsmäßig festgelegten Leistungen und allfällige Selbst-
behalte werden stets nach diesem Index angepaßt.

Veränderungen des Gesundheitswesens oder der dafür geltenden
gesetzlichen Bestimmungen, die eine Änderung der Leistungen
erforderlich machen, sind bei der Anpassung der Leistungen eben-
falls zu berücksichtigen.

Die Anpassung erfolgt zum 1. Jänner bzw sobald die geänderten
Kosten und Honorare der Vertragskrankenhäuser und Vertragsein-
richtungen feststehen.

3. Die Anpassung der Leistungen erfolgt ohne Altersbegrenzung,
ohne Wartezeit für die Mehrleistungen und ungeachtet eines etwa
verschlechterten Gesundheitszustandes.

4. Die Neuberechnung der Prämien erfolgt entsprechend der Lei-
stungsanpassung gemäß Absatz 1 und 2 und unter Berücksichti-
gung von Veränderungen der durchschnittlichen Lebenserwartung,
der Häufigkeit der Inanspruchnahme von Leistungen und deren
Aufwendigkeit sowie des Gesundheitswesens oder der dafür gel-
tenden gesetzlichen Bestimmungen. Berücksichtigung finden auch
die Kosten der in Anspruch genommenen europäischen Kranken-
anstalten.

5. Die neuen Leistungen und Prämien sowie allfällige Selbstbehalte
werden zum 1. des Monats wirksam, der der schriftlichen Benach-
richtigung des Versicherungsnehmers folgt.

6. Der Versicherungsnehmer hat das Recht, innerhalb eines Mo-
nats die Leistungs- und Prämienanpassung schriftlich abzulehnen.
In diesem Fall wird die Versicherung zu einem Ersatztarif ohne
Anpassungszusage und ohne Garantie der Kostendeckung (Punkt I,
II und IX) fortgesetzt.

C. Sonstige Hinweise

1. SOS-Karte

Die auf der SOS-Karte angeführten Vertragsorganisationen bevor-
schussen die Kosten eines Krankenhausaufenthaltes im Ausland.

Beitragsordnung 2000

Kammerbeitrag

1. Der Grundbeitrag für die in die Liste der Rechts-
anwaltskammer Niederösterreich eingetragenen
Rechtsanwälte beträgt ab 1. 1. 2000 jährlich S 23.500,–.

2. Der Zuschlag gemäß § 32 Abs 2 GeoRAK be-
trägt für jeden bei einem Kammermitglied be-
schäftigen ersten Rechtsanwaltsanwärter S 5.000,–
und für jeden weiteren Rechtsanwaltsanwärter S 15.000,–

3. Der einmalige Zuschlag beträgt für die Ausstel-
lung der Beglaubigungsurkunde S 750,–
für die Eintragung in die Liste der Rechtsanwälte S 2.500,–
für die Eintragung in die Liste einer Rechts-
anwaltsgesellschaft pro Anwalt (Ges.b.R., EEG) S 2.000,–
für die Eintragung des Beitrittes in die Liste einer
Rechtsanwaltsgesellschaft pro Eintritt S 2.000,–

Die Beitragsordnung bleibt bis zur Kundmachung einer neuen Bei-
tragsordnung in Kraft.

Umlagenordnung für das Jahr 2000
1. Die Mittel für die Leistungen der Versorgungseinrichtung

(Satzung der Versorgungseinrichtung, Teil A) werden gemäß
§§ 47, 48, 51 und 53 RAO durch Pauschalvergütung und
durch Beiträge der Kammermitglieder, die Mittel der Leistun-
gen aus der Versorgungseinrichtung (Teil B) durch Beiträge
der Kammermitglieder aufgebracht. Jeder eingetragene
Rechtsanwalt hat für die Versorgungsreinrichtung folgenden
Beitrag zu zahlen:

Versorgungseinrichtung Teil A

2. Rechtsanwälte, die im Zeitpunkt der Eintragung das 34. Le-
bensjahr noch nicht vollendet haben, sind ein Jahr lang nach
der Eintragung von der Umlage befreit, sofern sie bisher
noch nicht als Rechtsanwalt, bei welcher Kammer auch im-
mer, eingetragen waren.
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2.1. Rechtsanwälte, die erstmals nach Vollendung ihres 50. Le-
bensjahres und nach dem 1. Jänner 1974 eingetragen
worden sind, zahlen ab 1. 1. 1997 eine Umlage von
S 120.000,– jährlich.

2.2. Alle anderen Rechtsanwälte zahlen ab 1. 1. 1997
S 78.000,–.

2.3. Kammermitglieder, die das 65. Lebensjahr vollendet haben,
sind von der Zahlung der Umlage befreit.

2.4. Weiterverpflichtete gemäß § 13 der Satzung der Versor-
gungseinrichtung zahlen zu den im Punkt 1 ff festgesetzten
Umlagen einen Beitragszuschlag gemäß § 13 Abs 3 der Sat-
zung der Versorgungseinrichtung in Höhe von S 50.000,–.

2.5. Die Umlage zum Todfallsbeitrag (§ 11 der Satzung der Ver-
sorgungseinrichtung) beträgt S 900,– pro Sterbefall für jedes
Kammermitglied. Wenn gemäß § 11 Abs 3 der Versorgungs-
einrichtung ein Sterbegeld nur in der Höhe der Begräbnis-
kosten zur Auszahlung gelangt, so errechnet sich die Umlage
zum Sterbegeld zuzüglich allfälliger Steuern in dem Anteil an
den Begräbniskosten, der sich aus der Anzahl aller Kammer-
mitglieder im Zeitpunkt des Sterbefalles ergibt.

2.6. Rückstände aus Verpflichtungen gem Satzung und Umlagen-
ordnung werden unter Bedachtnahme auf das Existenzmini-
mum mit Leistungen aus der Versorgungseinrichtung aufge-
rechnet.

Versorgungseinrichtung Teil B

3. Der Beitrag beträgt ab 1. 1. 2000 S 44.000,–

3.1. Der ermäßigte Beitrag gemäß § 2 Abs 3 der
Satzung (Teil B) beträgt ab 1. 1. 2000 S 17.600,–

3.2. Kammermitglieder, die nur während eines Teiles des Bei-
tragsjahres in der Liste der Rechtsanwaltskammer Nieder-
österreich eingetragen sind sowie Kammermitglieder, die
während des Kalenderjahres die Pensionsgrenze erreichen,
haben nur den zum Zeitraum ihrer Eintragung bzw auf den
Zeitraum vor Erreichen des Pensionsanspruches entfallenden
Teil des Beitrages zur Versorgungseinrichtung zu bezahlen.

Allgemeine Bestimmungen für Teil A und B

4. Sind Beiträge mehr als 1 Monat nach Fälligkeit rückständig,
so ist nach Ausstellung eines Rückstandsausweises ein Säum-
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niszuschlag von 7% des überfälligen Beitrages kontokorrent-
mäßig zu entrichten.

5. Diese Umlagenordnung bleibt bis zur Kundmachung einer
neuen Umlagenordnung in Kraft.

Umlagenordnung Teil C

Prämien Nichtpflichtversicherte („Opting Out“)

Einheitsprämie für Männer + Frauen (inkl 1 Mitvers)

inkl Vers-Steuer

M + F Allg Kl
18–25 1.761,40
26–30 2.143,20
31–35 2.731,00
36–40 3.166,40
41–45 3.542,10
46–50 3.968,30
51–55 4.396,50
56–60 4.677,30
61–65 5.119,70

Kind bis 18 Jahre 812,00

Kind über 18,
solange Familienbeihilfe 1.218,10

Prämien Nichtpflichtversicherte („Opting Out“)

Aufzahlung auf die Sonderklasse (pro Person!)

inkl Vers-Steuer
Männer
18–25 319,20
26–30 369,70
31–35 436,30
36–40 522,20
41–45 629,20
46–50 759,50
51–55 917,10
56–60 1.107,00
61–65 1.325,10

Frauen
18–25 393,90
26–30 434,30
31–35 469,70
36–40 515,10
41–45 580,80
46–50 662,60
51–55 757,50
56–60 868,60
61–65 1.012,00

Kind bis 18 Jahre 295,90

Kind über 18,
solange Familienbeihilfe 444,40

Vorarlberg
In der ordentlichen Plenarversammlung der Vorarlberger Rechts-
anwaltskammer vom 9. 6. 1999 wurde die Satzung der Ver-
sorgungseinrichtung Teil C beschlossen, das Bundesministerium für
Justiz hat die nun beschlossene Ergänzung gem § 27 Abs 5 RAO
genehmigt.

Satzung der Versorgungseinrichtung
der Vorarlberger Rechtsanwaltskammer

Teil C: Krankenversicherung

§ 1 Verpflichtende Krankenversicherung

(1) Durch das Arbeits- und Sozialrechts-Änderungsgesetz 1997
(ASRÄG 1997) wurde für selbständig erwerbstätige Rechtsanwälte
ab 1. 1. 2000 die Pflichtversicherung in der Krankenversicherung
nach dem GSVG begründet. Gemäß § 5 GSVG kann die Aus-
nahme von dieser Pflichtversicherung beantragt werden, wenn die
Rechtsanwaltskammer eine Krankenversicherung für ihre Mitglie-
der schafft und aufrecht erhält, welche auch in einer für alle Rechts-
anwälte und deren Angehörige verpflichtend abgeschlossenen ver-
traglichen Versicherung bestehen kann. Voraussetzung dafür ist,
daß alle Rechtsanwälte und deren Angehörige Anspruch auf Lei-
stungen haben, die den Leistungen nach dem GSVG gleichartig
oder zumindest annähernd gleichwertig sind.
(2) Die Vorarlberger Rechtsanwaltskammer errichtet eine Einrich-
tung zur Versorgung ihrer Mitglieder und deren Angehörigen für
den Fall der Krankheit in Form einer vertraglichen Gruppenver-
sicherung. Der Ausschuß der Vorarlberger Rechtsanwaltskammer
ist berechtigt, zu diesem Zweck mit einer Versicherungsgesellschaft
einen Gruppen-Krankenversicherungsvertrag abzuschließen, der
die gesetzliche Pflichtversicherung ersetzt und die in § 5 GSVG
festgelegten Voraussetzungen für die Ausnahme von der Pflichtver-
sicherung erfüllt.

§ 2 Persönlicher Geltungsbereich

(1) Dem Gruppen-Krankenversicherungsvertrag unterliegt ab 1. 1.
2000 jeder selbständige erwerbstätige Rechtsanwalt, es sei denn,
daß für ihn eine verpflichtende Selbstversicherung nach § 16
ASVG oder § 14 GSVG besteht und dies der Vorarlberger Rechts-
anwaltskammer durch Vorlage einer Bestätigung des zuständigen
Krankenversicherungsträgers nachgewiesen wird. Der Rechtsanwalt
ist verpflichtet, diese Selbstversicherung aufrecht zu erhalten.
Dem Gruppen-Krankenversicherungsvertrag unterliegt auch der
Gesellschafter-Geschäftsführer einer Rechtsanwalts-Gesellschaft
mit beschränkter Haftung, es sei denn, daß er mit den Einkünften
aus dieser Tätigkeit der Pflichtversicherung nach dem ASVG unter-
liegt.
(2) Dem Gruppen-Krankenversicherungsvertrag unterliegen ferner
alle Angehörigen gemäß § 83 Abs 2 GSVG. Davon ausgenom-
men sind lediglich Ehegatten, für welche eine gesetzliche Pflicht-
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versicherung in der Krankenversicherung oder eine verpflichtende
Selbstversicherung nach § 16 ASVG oder § 14a GSVG besteht
oder die in diesem Gruppen-Krankenversicherungsvertrag oder
einem anderen gleichartigen Gruppen-Krankenversicherungsver-
trag prämienpflichtig sind. Andere Angehörige können von die-
sem Gruppen-Krankenversicherungsvertrag ausgenommenwerden,
wenn sie in diesem prämienpflichtig sind und in der gesetzlichen
Krankenversicherung beitragsfreie Leistungsansprüche haben.
(3) Der Gruppen-Krankenversicherungsvertrag bleibt nach Eintritt
des Rechtsanwaltes in den Ruhestand sowohl für diesen als auch
für dessen Angehörige aufrecht.

§ 3 Dauer der Krankenversicherung

(1) Der Gruppen-Krankenversicherungsvertrag tritt mit 1. 1. 2000
in Kraft. Rechtsanwälte, welche erst nach diesem Zeitpunkt in die
Liste der Rechtsanwälte eingetragen werden oder eine selbständige
Erwerbstätigkeit als Rechtsanwalt aufnehmen, unterliegen, ausge-
nommen in den in § 2 Abs 1 genannten Fällen der Selbstversiche-
rung, ab diesem Zeitpunkt dem Gruppen-Krankenversicherungsver-
trag.
(2) Erlischt die Berechtigung zur Ausübung der Rechtsanwaltschaft
gemäß § 34 Abs 1 RAO, endet dieser Gruppen-Krankenversiche-
rungsvertrag für den betreffenden Rechtsanwalt und dessen Ange-
hörige, ausgenommen bei Verlust der Eigenberechtigung. Bei Ver-
zicht auf die Ausübung der Rechtsanwaltschaft endet der Gruppen-
Krankenversicherungsvertrag nicht, wenn der Rechtsanwalt über
Ansprüche oder aufrechte Anwartschaften gegenüber der Versor-
gungseinrichtung verfügt.
(3) Im Falle des Ablebens des Rechtsanwaltes oder eines ehe-
maligen Rechtsanwaltes, welcher über aufrechte Ansprüche oder
Anwartschaften gegenüber der Versorgungseinrichtung verfügt,
endet der Gruppen-Krankenversicherungsvertrag sowohl für den
betreffenden Rechtsanwalt als auch für dessen Angehörige, ausge-
nommen für jene Angehörigen, welche Anspruch auf Leistungen
aus der Versorgungseinrichtung der Rechtsanwaltskammer haben
(Witwen/Witwer-Rente, Waisenrente). Der Gruppen-Krankenver-
sicherungsvertrag bleibt für Witwen/Witwer jedenfalls aufrecht,
solange sie über keine gesetzliche Krankenversicherung verfügen.
(4) Der Gruppen-Krankenversicherungsvertrag endet für den Ehe-
gatten nach Auflösung der Ehe mit Rechtskraft des die Auflösung
der Ehe aussprechenden Urteils oder Beschlusses. Dasselbe gilt bei
sonstigem Verlust der Angehörigeneigenschaft.
(5) Eine ordentliche Kündigung einzelner Rechtsanwälte durch
den Versicherer ist unzulässig. Alle dem Gruppen-Krankenver-
sicherungsvertrag unterliegenden aktiven und ehemaligen Rechts-

anwälte sind zur Kündigung des Vertrages nur berechtigt, wenn für
sie eine Pflichtversicherung in der gesetzlichen Krankenversiche-
rung neu entsteht und dies durch Vorlage einer Bestätigung des
zuständigen Krankenversicherungsträgers nachgewiesen wird.

§ 4 Meldepflichten

(1) Jeder Rechtsanwalt ist verpflichtet, der Rechtsanwaltskammer
bis spätestens 15. 11. 1999, bei einer späteren Eintragung in die
Liste der Rechtsanwälte oder bei einem späteren Beginn der selb-
ständigen Erwerbstätigkeit zu diesem Zeitpunkt bekanntzugeben,

a) eine bestehende Selbstversicherung gemäß § 2 Abs 1 und

b) alle Angehörigen unter Anführung von Name, Geburtsdatum
und einer für diese bestehenden gesetzlichen Pflichtversicherung,
oder einer verpflichtenden Selbstversicherung (gemäß § 2 Abs 1)
oder eines beitragsfreien Leistungsanspruches in der gesetzlichen
Krankenversicherung.

(2) Spätere Änderungen im Stande der Angehörigen sind dem
Versicherer binnen 14 Tagen zu melden, insbesondere alle Um-
stände, welche zu einem Eintritt oder einem Ausscheiden von mit-
versicherten Personen aus dem Gruppen-Krankenversicherungsver-
trag führen.

(3) Der Rechtsanwalt ist verpflichtet, diesen Meldepflichten recht-
zeitig und vollständig nachzukommen. Die Verpflichtung zur Prä-
mienzahlung gilt auch dann, wenn diese Meldepflichten verletzt
werden. Ab dem Zeitpunkt, zu welchem die Voraussetzungen für
das Ausscheiden aus dem Gruppen-Krankenversicherungsvertrag
eingetreten sind, kann der Versicherer die Einzelversicherungsprä-
mie vorschreiben.

§ 5 Rechtsverhältnis zwischen Versicherer und Versicherten

(1) Leistungsansprüche aus dem Gruppen-Krankenversicherungs-
vertrag bestehen nur gegenüber dem Versicherer und sind diesem
gegenüber geltend zu machen.

(2) Jeder dem Gruppen-Krankenversicherungsvertrag unterliegen-
de Rechtsanwalt oder Bezieher einer Leistung aus der Versorgungs-
einrichtung ist selbst Prämienschuldner und hat die für ihn und
seine Mitversicherten jeweils vorgeschriebenen Prämien an den
Versicherer zu entrichten.

(3) Die vom Versicherer vorzuschreibenden Prämien gelten jeweils
für den Rechtsanwalt und einen prämienfrei mitversicherten Ange-
hörigen. Prämienfrei mitversichert ist der Ehegatte, ausgenommen
in den Fällen des § 2 Abs 2. In diesen Fällen ist jenes älteste Kind
prämienfrei mitversichert, das weder in diesem noch in einem
gleichartigen Gruppen-Krankenversicherungsvertrag beim Ehegat-
ten prämienfrei mitversichert ist.
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Gesetzgebung

B�ros in Linz Innenstadt, teilweise Terrassen,  wunder-
sch�ner Ausblick zu vermieten. 2 B�ros Volksgartenstra�e
(ab 220 m2)  Monatsmiete (inklusive BK und Heizung,
exklusive Mehrwertsteuer): nur �S 120,�.

Hochmoderne B�ros im Schillerparkkomplex:
2x 140 m2, Monatsmiete je m2 (inklusive BK, exklusive
USt.) �S 120,�.

Bitte kontaktieren Sie: Realit�tenverwaltungs- und
Restaurantbetriebsges.m.b.H., z.H. Herrn Mag. Hannes
Fahrnberger, per Fax 01/ 501 28 - 333.

Eingelangte Gesetzesentwürfe
Die eingelangten Gesetzesentwürfe sowie allenfalls bereits vor-
liegende Stellungnahmen im Begutachtungsverfahren können im
Generalsekretariat eingesehen werden.

99/135 Bundeskanzleramt
GZ 31.901/9-VI/B/12/99
Bundesgesetz über das Verbot des Inverkehrbringens
von kosmetischen Mitteln, die im Tierversuch überprüft
worden sind; Entwurf; vereinfachtes Begutachtungsver-
fahren

99/138 Bundesministerium für wirtschaftliche Angelegenheiten
GZ 20.176/92-II/11a/99
EU; Mexiko; Freihandelsabkommen (FHA); Dienstleistun-
gen; Ausnahmen
Referent: Dr. Benn-Ibler, RAK Wien
Stellungnahme abgegeben am: 14. 7. 1999

99/139 Bundesministerium für wirtschaftliche Angelegenheiten
GZ 33.200/43-III/A/1/99

Verordnung über Standes- und Ausübungsregeln für
Immobilienmakler; Höchstprovision; vereinfachtes Begut-
achtungsverfahren

99/141 Bundesministerium für Wissenschaft und Verkehr
GZ 52.306/30-I/D/2/99
Verordnung des Bundesministeriums für Wissenschaft
und Verkehr über den akademischen Grad „Master of
Advanced Studies (Civic Education)“; vereinfachtes Be-
gutachtungsverfahren

99/144 Bundesministerium für Arbeit, Gesundheit und Soziales
GZ 21.401/13-VIII/A/4/99
Verordnung über die Laborpraxis; vereinfachtes Begut-
achtungsverfahren

99/145 Bundesministerium für Wissenschaft und Verkehr
GZ 58.550/2-Z7/99
Zivilluftfahrt-Störungsverordnung ZSV 1999, Novelle der
Austro Controll Gebührenverordnung (ACGV)
Referent: Dr. Kallan, Steiermärkische RAK
Stellungnahme abgegeben am 27. 8. 1999
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Niederösterreich
Vollversammlung der Rechtsanwaltskammer
NÖ vom 17. 6. 1999

Die ordentliche Vollversammlung der Rechtsanwaltskammer Nie-
derösterreich fand am 17. 6. 1999 in den Räumlichkeiten der
Sparkasse Wr. Neustadt statt. Bei der Vollversammlung waren
130 von 288 eingetragenen Rechtsanwälten anwesend.

Der Präsident gedenkt der verstorbenen Mitglieder und des verstor-
benen, ehemaligen gemeinsamen Präsidenten und Präsidenten des
Österreichischen Rechtsanwaltskammertages, Herrn Dr. Walter
Schuppich.
Beschlossen wurden die Änderung der Geschäftsordnung, die Lei-
stungsordnung Teil A, B und C, die Beitragsordnung, die Umlagen-
ordnung Teil A, B und C und die Satzung der Versorgungseinrich-
tung der Rechtsanwaltskammer Niederösterreich Teil C. Entsprechend
dem Wahlvorschlag wurden gewählt Herr Dr. Jörg Beirer zum Prä-
sidenten, zu Ausschußmitgliedern Dr. Anton Bauer, Dr. Werner
Hetsch, Dr. Friedrich Nusterer und Dr. Werner Stolarz.
Zum Präsidenten des Disziplinarrates wurde gewählt Herr Dr. Peter
Kaupa, zu Disziplinarräten Dr. Alois Autherith, Dr. Franz Amler,
Dr. Gunther Bast, Dr. Rudolf Breuer, Dr. Herbert Handl, Dr. Rein-
hart Kolarz, Dr. Gerda Mahler-Hutter, Dr. Franz Müller, Dr. Martin
Neid, Dr. Karl Prisching, Dr. Wolfgang Rumpl, Dr. Josef Sailer,
Dr. Heide Strauss, Dr. Hansjörg Schachner, Dr. Walter Schuhmei-
ster, Dr. Reinhard Schuster, Dr. Andreas Wippel, Dr. Wolfgang
Raming, Dr. Günther Casr und Dr. Oswin Lukesch.
Zum Kammeranwalt wurde gewählt Dr. Hans Kaska und dessen
Stellvertretern Dr. Ferdinand Weber und Dr. Peter Eigenthaler.
Zu Prüfungskommissären für die Rechtsanwaltsprüfung wurden
gewählt Dr. Gottfried Forsthuber, Dr. Christian Falkner, Dr. Gernot
Hain, Dr. Anton Hintermeier, Dr. Hans Kaska, Dr. Reinhold Kloiber,
Dr. Peter Krömer, Dr. Heinrich Nagl, Dr. Michael Schwarz, Dr. Hel-
mut Steiner, Dr. Wolfgang Strasser, Dr. Reiner Weber, Dr. Wolf-
gang Schimek und Dr. Günther Viehböck. Zu Prüfungskommissären
für die Richteramtsprüfung wuden gewählt Dr. Gabriele Schubert,
Dr. Gottfried Forsthuber, Dr. Herwig Hammerer, Dr. Anton Hinter-
meier, Dr. Reinhold Kloiber, Dr. Michael Schwarz, Dr. Wolfgang
Strasser, Dr. Wolfgang Schimek und Dr. Günther Viehböck.
Der Antrag des Ausschusses, die Option gem § 5 GSVG in der
Kranken- und Pensionsversicherung in Anspruch zu nehmen, wurde
einstimmig angenommen.

Der Antrag des Ausschusses über Einbeziehung der Konzipienten
in die Unfallversicherung wurde mit 122 Prostimmen, 7 Stimment-
haltungen und 1 Gegenstimme angenommen.

Mit 123 Prostimmen, 3 Stimmenthaltungen und 4 Gegenstimmen
wurde auch angenommen der Antrag des Ausschusses, beim Bun-
desministerium für Arbeit, Gesundheit und Soziales den Antrag auf
Einbeziehung gem § 3 Abs 3 Bundespflegegeldgesetz zu stellen.

Der Präsident würdigte Herrn Dr. Norbert Kosch für seine Ver-
dienste und langjährige Funktionärstätigkeit als Disziplinarrat und
Anwaltsrichter und überreicht ihm als Auszeichnung die goldene
Nadel des Österreichischen Rechtsanwaltskammertages.

Im Anschluß an die Vollversammlung lud die Sparkasse Wr. Neu-
stadt die anwesenden Kollegen zu einem Buffet ein.

Dr. Jörg Beirer

Tag der Slowenischen
Rechtsanwälte 1999
Am 4. und 5. 6. 1999 fand in Rogaska Slatina, im Zdraviliski
dom, der Tag der Slowenischen Rechtsanwälte statt.

Nach einem Empfang der Teilnehmer am Freitag, dem 4. 6.
1999, von 9.00 bis 10.00 Uhr, in Kristalna dvorana im Zdraviliski
dom, hat Präsident Mitja Stupan, Präsident der Rechtsanwaltskam-
mer Sloweniens, alle erschienenen Gäste und Vortragenden herz-
lichst begrüßt.

Zum Thema „Die Grenzen des Auftritts des Rechtsanwaltes in der
Öffentlichkeit“ haben die Herren

Hinko Jenul, Rechtsanwalt aus Ljubljana,

Saso Krec, Rechtsanwalt aus Ljubljana,

Prof. Dr. Janez Sinkovec, ehem Verfassungsrichter aus Ljubljana,

Arno Vicic, Vertreter der Rechtsanwaltskammer Kroatiens in Za-
greb,

Dr. Dietrich Schümann, Vizepräsident der Bundesrechtsanwalts-
kammer, Bonn

Boris Grosman, Vizepräsident der Rechtsanwaltskammer Slowe-
niens und

Dr. Anton Gradischnig, Präsident der Rechtsanwaltskammer für
Kärnten und Vizepräsident des Österreichischen Rechtsanwalts-
kammertages,

Kurzreferate gehalten.

Bemerkenswert ist, daß die Redner von Slowenien und Kroa-
tien, einschließlich Österreich, zum Thema strenge und konser-
vative Standpunkte eingenommen und dargelegt haben, wogegen
Dr. Dietrich Schümann bekundete, daß in Deutschland nicht nur
eine großzügige Werbung dem einzelnen Rechtsanwalt bereits
offen steht, sondern daß die Werbung sogar über den angebote-
nen Preis für die zu erbringenden Leistungen geführt wird.

Um 13.30 Uhr hat Präsident Mitja Stupan den Vortragenden
gedankt und die Arbeitssitzung geschlossen und zum gemeinsamen
Mittagessen im Restaurant Haler in Podcetrtek eingeladen. Um
15.00 Uhr fand ein Ausflug nach Sladka gora statt, in dessen Rah-
men das Tagungsthema noch unter der Kollegenschaft aus subjek-
tiver Perspektive erörtert werden konnte. Der um 21.00 Uhr begon-
nene Festabend, mit Tanz im Kristalna dvorana, stellte den alljähr-
lich würdigen und stimmungsvollen Abschluß dieser Tagung dar.
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Nach einem Besuch einer der ältesten Apotheken in Europa in
Olimje (am Samstag, dem 5. 6. 1999, mit Beginn um 10.30 Uhr),
begann das für mittags, 12.00 Uhr, anberaumte Picknick im Re-
staurant Jelenov Greben in Olimje, das den gemütlichen Ausklang
des Tages der slowenischen Rechtsanwälte 1999 darstellte.

Dr. Anton Gradischnig

INCA – eine Kurzvorstellung
INCA – International Consultants Association – ist ein interprofes-
sioneller Berufsverband, bestehend aus Rechtsanwälten/-innen,
Wirtschaftsprüfern/-innen, Steuer- und Unternehmensberatern/-in-
nen sowie Personen aus anderen beratenden Berufen.
Er bezweckt den Aufbau eines internationalen Beraternetzes von
Fachleuten mit breiten Spezialkenntnissen, zugeschnitten auf die
Bedürfnisse der kleineren und mittleren Unternehmungen (KMU).
Zur Zeit gehören dem Verband Berater/-innen aus 7 Ländern,
nämlich Deutschland, Frankreich, Schweiz, Belgien, Großbritan-
nien, Luxemburg und Österreich, an, mit einem Schwergewicht bei
den rechtsberatenden Berufen. Wichtig sind einerseits die breiten
Kenntnisse des Mitgliedes in seinem/ihrem Fachbereich und eine
langjährige berufliche Tätigkeit, anderseits sollen sich Berater/-in-
nen im Hinblick auf die gemeinsame Tätigkeit oder bei der Über-
weisung von Klientenmandaten persönlich kennen. Dieses gegen-
seitige Sichkennenlernen erfolgt zweimal jährlich an den von

INCA organisierten Frühjahrs- und Herbsttagungen, welche jeweils
einem spezifischen Thema gewidmet sind, zB

– Mediation – Oktober 1998, Bordeaux, Frankreich
– Entwicklung in der Kommunikation / Controlling – Mai 1999,

Köln/Deutschland
– Iso-Zertifikation für Berater/-innen – Oktober 1999, Zürich/

Schweiz
– Der Berater im 21. Jahrhundert – Mai 2000, Antwerpen/Belgien
– Multikulturelle Arbeit in Unternehmungen – Oktober 2000, Tou-

louse/Frankreich

Zudem führen die Landesdelegationen (ab 10 Mitgliedern können
in den Ländern eigenständige Vereine auf Landesebene gegründet
werden) teilweise eigene Veranstaltungen durch.
Aufnahmebedingungen:

– Universitätsabschluß oder (je nach Land) vergleichbarer Ausweis
– fünfjährige Berufserfahrung als Berater/-in
– gute Kenntnisse mindestens zweier Sprachen

Die Vereinssprache ist Englisch.
Weitere Auskünfte:
– Frau Rechtsanwältin Gerda Ferch-Fischer, Goethestraße 11,
A-4020 Linz, Telefon (0732) 66 32 77-0, Fax (0732) 66 32 77-4,
e-mail: mag.gerdaferch.a@raon.at oder ra-ferch@tbxa.telecom.at
– Generalsekretariat INCA, Dählhölzliweg 3, Postfach 229,
CH-3000 Bern 6, Telefon (+41-31) 352 02 46, Fax (+41-31)
352 90 08, e-mail: inca@email.ch
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Privatissimum aus Privatrecht
Wintersemester 1999/2000

Die Professoren Franz Bydlinski, Koziol, Vize-Präs. des OGH iR
Schubert und Bollenberger veranstalten im Wintersemester 1999/
2000 ein Privatissimum aus Privatrecht, zu dem auch Praktiker
herzlich eingeladen sind. Die Veranstaltung findet jeweils am Mitt-
woch pünktlich ab 17 Uhr im Seminarraum 44 des Juridicums,
Schottenbastei 10–16, 1010 Wien, statt. Das Programm:

Verein zur juristischen Fort-
bildung – Niederösterreich
Seminarprogramm für das zweite Halbjahr 1999

1. Allgemeines

Veranstaltungsort: A-2103 Langenzersdorf, Kellergasse 37
Tel 02244/48 90 (oder 27 98)
Fax 02244/48 90 (oder 27 98)

13. 10.: Univ.-Prof. Dr. Rolf Stürner, Freiburg i.B.: Strafschäden
im Medienpersönlichkeitsrecht

20. 10.: RA Dr. Stephan Frotz: Gläubigeranfechtung und Gesell-
schaftsrecht

3. 11.: Univ.-Prof. Dr. Pierre Widmer, Lausanne: Neuere Ent-
wicklungen im Schadenersatzrecht

10. 11.: RA Univ.-Doz. Dr. Michael Enzinger: Eingriffskondiktion
bei Wettbewerbsverstößen?

17. 11.: Vize-Präs. des OGH iR Dr. Kurt Hofmann: Besprechung
aktueller Judikatur

24. 11.: Univ.-Ass. Dr. Andreas Vonkilch: Der Rechtsirrtum als
rechtsgeschäftlicher Willensmangel

1. 12.: Hon.-Prof. Dr. Andreas Heldrich, Rektor der Universität
München: Zivilrechtliche Sanktionen bei der Korruptions-
bekämpfung

15. 12.: Vorsteher des BGHS Wien Dr. Alexander Schmidt: Aktu-
elle Rechtsfragen des Reisevertragsrechts

12. 1.: RA Dr. Martin Oppitz: Aktuelle Rechtsfragen des Diffe-
renzgeschäftes in der Bankpraxis

19. 1.: Hon.-Prof. Dr. Karl-Heinz Danzl, Hofrat des OGH: Be-
merkenswerte schadenersatzrechtliche Entscheidungen
des OGH aus dem Jahr 1999 – Rückblick und Ausblick

26. 1.: Leitender StA Dr. Johannes Stabentheiner, BM für Justiz:
Erneuerung des Wohnrechts – Überlegungen zur legisti-
schen Standardanhebung, zu inhaltlichen Neuansätzen
und zur intertemporalen Harmonisierung

Erreichbar: Schnellbahn, Autobus, PKW.

Anmeldung: Schriftlich, telefonisch oder per Fax an den
Verein.

Teilnahmegebühr: Beinhaltet die schriftlichen Unterlagen, die
Pausengetränke und bei Ganztagsveranstal-
tungen auch das Mittagessen, bei Abendver-
anstaltungen hingegen ein kaltes Buffet (jeweils
inkl Getränk).

Konto des Vereins: Nr 00.063.370 bei der Raiffeisenbank Kor-
neuburg (BLZ 32.395).

Stornogebühr: Ein Viertel der Teilnahmegebühr.

Auskünfte erteilt gerne Dr. Franz Hartl, Tel 02244/27 98, 48 90
bzw 02262/799/260 (250) oder Dr. Werner Schoderböck, Tel
02266/624 54.

2. Fortbildung für Juristen (Notare und Rechtsanwälte)
sowie für Fachleute aus dem Gebiet der Steuerberatung,

Versicherung und Wirtschaft

Termin: 5. 10. 1999

Thema: Die Bankgarantie im Lichte der neuesten Judikatur

Referent: Dr. Horst Schlosser, Vizepräs des OGH

Termin: 20. 10. 1999

Thema: Der Sachschaden in der aktuellen Judikatur
Abgrenzung – Bemessung – Zurechnung

Referent: DDr. Paul Nechvatal, Senatvorsitzender des OLG Wien
und Vortragender

Termin: 16. 11. 1999

Thema: Neue Gesetzeslage zum elektronischen Geschäftsver-
kehr
Signaturrichtlinie und Signaturgesetz
sowie Richtlinie zum elektronischen Geschäftsverkehr

Referent: Dr. Christoph Brenn, Richter im BMJ, Autor und Literat
von Fachpublikationen sowie Vortragender

Termin: 24. 11. 1999

Thema: Das Eherechts-Änderungsgesetz 1999

Referent: Sektionschef Dr. Gerhard Hopf, Leiter der Zivilrechts-
sektion des BMJ, Autor einschlägiger Fachbücher

Termin: 1. 12. 1999

Thema: Aktuelle Rechtsprechung zum Zivilrecht
(Schwerpunkt: Vertragsrecht)

Referent: Dr. Robert Fucik, Richter des OLG Wien, Vortragender
und Fachliterat

Zeit: jeweils 18.00 bis 21.00 Uhr

Ort: jeweils A-2103 Langenzersdorf, Kellergasse 37

Teilnahmegebühr: jeweils S 2000,–
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3. Aus- und Fortbildung für Kanzleikräfte
(aber auch für Juristen und Wirtschaftsfachleute geeignet)

Termin: 8. 9. 1999

Thema: Grundbuchskurs für Kanzleikräfte – Teil 5
Komplizierte Grundbuchsgesuche – Schwerpunkt: Si-
multanhypotheken

Referent: ADir iR RegRat Franz Eidenberger, ehem Leiter des
ADV-Schulungszentrums beim OLG Wien und Rechts-
pfleger in Grundbuchssachen

Termin: 16. 9. 1999

Thema: Das Verlassenschaftsverfahren – Teil 1
Grundsätze des Verlassenschaftsverfahrens

Referentin: ADir Herta Habersam-Wenghoefer, Außerstreitrechts-
pflegerin am BG Schwechat und Vortragende an der
Bundesjustizschule Schwechat, Generalsekretärin der
EUR (Europäische Union der Rechtspfleger)

Termin: 12. 10. 1999

Thema: Grundbuchskurs für Kanzleikräfte – Teil 6
Teilung von Grundstücken – Ab- und Zuschreibungen

Referent: ADir iR RegRat Franz Eidenberger, ehem Leiter des
ADV-Schulungszentrums beim OLG Wien und Rechts-
pfleger in Grundbuchssachen

Termin: 9. 11. 1999

Thema: Grundbuchskurs für Kanzleikräfte – Fortsetzung von
Teil 6
Teilung von Grundstücken – Ab- und Zuschreibungen

Referent: ADir iR RegRat Franz Eidenberger, ehem Leiter des
ADV-Schulungszentrums beim OLG Wien und Rechts-
pfleger in Grundbuchssachen

Termin: 17. 11. 1999

Thema: Einführung in das Exekutionsrecht
(Ein Seminar für Anfänger)

Referent: ADir iR RegRat Alfred Trautmann, ehem Rechtspfleger
am EG Wien und Vortragender an der Justizschule
Schwechat sowie im Rahmen verschiedener öffentli-
cher Seminare

Termin: 30. 11. 1999

Thema: Das Verlassenschaftsverfahren – Teil 2
Grober Überblick über das Erbrecht

Referentin: ADir Herta Habersam-Wenghoefer, Außerstreitrechts-
pflegerin am BG Schwechat und Vortragende an der
Bundesjustizschule Schwechat, Generalsekretärin der
EUR (Europäische Union der Rechtspfleger)

Ort: jeweils A-2103 Langenzersdorf, Kellergasse 37

Zeit: jeweils 9.00 bis 16.00 Uhr

Teilnahmegebühr: jeweils S 2500,–

Plädoyer-Wettbewerb
Die Rechtsanwaltskammer Caen veranstaltet am 30. 1. 2000 zum
11. Mal den „Concours international de Plaidoiries“. Im Mittel-
punkt steht diesmal die Verteidigung der Menschenrechte. Anmel-
deschluß ist der 14. 11. 1999. Diesbezügliche Unterlagen können
beim ÖRAK angefordert werden.

Fußballweltmeisterschaft für
Rechtsanwälte
Im Juni 2000 findet in Marrakesch (Marokko) die 10. Mundiavo-
cat, die Fußballweltmeisterschaft für Rechtsanwaltsmannschaften,
statt. 32 Mannschaften aus allen Kontinenten werden an dieser
Veranstaltung teilnehmen. Titelverteidiger ist die Anwaltskammer
Rom, die 1998 das Turnier in Kusadasi (Türkei) siegreich beendet
hat.

Die teilnehmenden Mannschaften werden von den einzelnen
Rechtsanwaltskammern entsendet. Sollten Sie gemeinsam mit Ihren
sportbegeisterten Kollegen Interesse an einer Teilnahme haben,
so können Sie sich direkt an den Organisator der Mundiavocat,
Vincent Pinatel, Rechtsanwalt in Aix en Provence

Maître Vincent Pinatel c/o CSO
2, avenue Elsa Triolet – BP 63 – 13266

Marseille cedex 08 – Frankreich
Tel (+33-491) 16 53 14
Tel (+33-491) 16 53 15
Fax (+33-491) 17 60 59

e-mail: info@mundiavocat.com
Internet: www.mundiavocat.com

wenden, bzw Unterlagen vom ÖRAK anfordern.

AC
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Disziplinarrecht
7610

§ 9 Abs 1 RAO – unumwundenes Vorbringen
Die Formulierung in einer Berufung „Das Erstge-
richt hat aber die Augen vor einem am Richter-
tisch liegenden Beweismittel, das eine deutliche
Sprache spricht, verschlossen und damit bewußt
eine Entscheidung getroffen, die der materiellen
Wahrheit widerspricht“, die dem hier aktuellen
Teil des Verfahrensablaufes entspricht und daher
keinen fälschlichen Vorwurf des Mißbrauches
der Amtsgewalt darstellt, ist weder beleidigend
noch unsachlich, sondern stellt eine vertretbare,
wenn auch objektiv unrichtige Rechtsansicht dar.

OBDK 10. 5. 1999, 14 Bkd 13/98

Aus den Gründen:

Der inkriminierten Rechtsmittelpassage maß der DR disziplinar-
rechtliche Relevanz nicht bei; er stellte dabei – zusammengefaßt
wiedergegeben – zunächst darauf ab, daß dem DB nach Schluß
der Verhandlung erster Instanz von seiner Mandantschaft ein ver-
spätet aufgefundenes Beweisstück übermittelt wurde, dessen Be-
weiswert nach deren Überzeugung geeignet war, eine Entschei-
dung zu ihren Gunsten herbeizuführen. Davon ausgehend sei
die Ablehnung dieses Beweismittels durch das Gericht für die
Mandantschaft des DB somit „sicherlich nicht leicht verständlich“
gewesen und erkläre deren Wunsch nach „noch schärferer Formu-
lierung“ und damit auch die Rechtsmitteldiktion. Da den Rechtsmit-
telausführungen ferner zu entnehmen sei, daß der DB der erken-
nenden Richterin weder Amtsmißbrauch noch Parteilichkeit zum
Vorwurf mache, seien die inkriminierten Formulierungen zwar
überzogen, aber in Anbetracht bloß geringfügigen Verschuldens
und unbedeutender Folgen nicht strafwürdig (§ 3 DSt).

Der dagegen erhobenen Berufung der OStA X kommt keine Be-
rechtigung zu.

Der Berufungseinwand, wonach der Vorwurf, daß das Erstgericht
bewußt eine Entscheidung getroffen habe, die der materiellen
Wahrheit widerspreche, nicht nur eine überzogene Formulierung
darstelle, sondern darüber hinaus den Vorwurf des Mißbrauches
der Amtsgewalt beinhalte, ist unzutreffend.

Vorweg ist festzuhalten, daß die in Rede stehenden, grundsätz-
lich der Anspruchsdurchsetzung dienlichen, weder beleidigenden
noch unsachlichen Berufungsbehauptungen in ihrer Kernaussage
dem tatsächlichen – von den Prozeßgesetzen allerdings gedeck-
ten – hier aktuellen Teil des Verfahrensablaufes entsprechen und
damit schon aus diesem Grund keine Basis für einen fälschlichen

Vorwurf des Mißbrauches der Amtsgewalt, auf den die Berufungs-
werberin ersichtlich abstellt, zu bieten vermag. Abgesehen davon
nahm das BG X nach Meinung des DB zur Frage der Wiedereröff-
nung der Verhandlung und Zulassung des angebotenen Beweis-
mittels in seiner bekämpften Entscheidung einen formalistischen
Standpunkt ein, der zu einem – aus der Sicht des DB – materiell un-
richtigen Urteil führte. Diese im RM zum Ausdruck kommende –
nach Lage des Falles – vertretbare, wenn auch objektiv unrichtige
Rechtsansicht erfüllt, selbst wenn man dem im gegebenen Kontext
verwendeten Wort „bewußt“ fallbezogenen Kritikcharakter zuord-
net, jedenfalls die Prämissen des § 3 DSt, sodaß spruchgemäß zu
entscheiden war.

Anmerkung:
Schon der DR hatte den Besch freigesprochen, weil die „Ableh-
nung“ eines nach Verhandlungsschluß aufgefundenen Beweisstük-
kes für die von ihm vertretene Prozeßpartei „sicherlich nicht leicht
verständlich“ gewesen war. Die OBDK hat der Berufung der OStA
nicht Folge gegeben.
Nach den Argumenten der OBDK (für Anspruchsdurchsetzung
dienlich; weder beleidigend noch unsachlich; zwar fälschliche,
aber nach der Lage des Falles vertretbare Rechtsansicht) wäre es
durchaus denkbar gewesen, den Freispruch auch ohne Anwen-
dung des § 3 DSt zu begründen.

Strigl

7611

§ 35 DSt – Verhandlung in Abwesenheit des Besch
Die Mitteilung des Besch an den DR, daß er an
der Teilnahme der DisVerhandlung verhindert
sei, ohne eine Begründung, geschweige denn
eine ausreichende, für sein Fernbleiben darzu-
tun, beseitigt nicht die Voraussetzungen für die
Durchführung der DisVerhandlung in seiner Ab-
wesenheit (§ 35 DSt).

Selbst wenn die Anwendung des § 250 StPO im
DisVerfahren im Hinblick auf § 77 Abs 3 DSt be-
jaht wird, hätte dies keine Nichtigkeitsfolgen.

OBDK 15. 3. 1999, 9 Bkd 5/98

Aus den Gründen:

Der DB vertritt in seiner Berufung die Ansicht, daß das zu dem
angefochtenen DisErk führende Verfahren deshalb mit Nichtigkeit
behaftet sei, weil der DR verabsäumt habe, in analoger Anwen-
dung der Bestimmungen des § 250 StPo ihn über den Inhalt der
Aussagen der in seiner Abwesenheit vernommenen Zeugen zu
informieren. Der behauptete Nichtigkeitsgrund liegt nicht vor.
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Es mag dahingestellt bleiben, ob im Hinblick auf § 77 Abs 3 DSt
die Bestimmungen des § 250 StPo im DisVerfahren anzuwenden
sind. Selbst wenn dies bejaht wird, hätte dies keine Nichtigkeitsfol-
gen für das gegenständliche Verfahren (§ 281 Abs 3 StPO). Abge-
sehen davon ist Voraussetzung für die Verpflichtung des Vorsitzen-
den, den Angeklagten von allem in Kenntnis zu setzen, was in sei-
ner Abwesenheit vorgenommen wurde, insbesondere von den Aus-
sagen, die inzwischen gemacht worden sein, daß der Vorsitzende
von seiner Befugnis Gebrauch machte, den Angeklagten während
der Abhörung eines Zeugen oder eines Mitangeklagten aus dem
Sitzungssaal abtreten zu lassen. Wie sich aus dem Akt ergibt, hat
der Vorsitzende des DR aber gegenüber dem DB zu keinem der-
artigen Mittel gegriffen, sondern ist der DB vielmehr fast während
der gesamten Aufnahme der Beweise der DisVerhandlung fernge-
blieben, wobei allerdings sein Verteidiger während der gesamten
Zeit der Verhandlung anwesend war und der DB selbst in seinem
Schreiben an den DR sich mit der Durchführung der Zeugeneinver-
nahmen in seiner Abwesenheit einverstanden erklärt hatte.

Zu prüfen bleibt daher, ob die in § 35 DSt geforderten Vorausset-
zungen für die Durchführung der Verhandlung und die Fällung des
DisErk in Abwesenheit des DB vorliegen; nämlich die ordnungsge-
mäße Ladung des DB und daß ihm vor der DisVerhandlung Gele-
genheit zur Stellungnahme gegeben wurde. Beide Voraussetzun-
gen liegen vor. Dem DB wurde die Ladung am 19. 3. 1998 zuge-
stellt und hatte er bei seiner Befragung vor dem UK am 11. 7.
1996 Gelegenheit, zu den wider ihn erhobenen Vorwürfen Stel-
lung zu nehmen.

Auch kann von einer ausreichenden Entschuldigung des DB für
seine Abwesenheit bei der DisVerhandlung nicht gesprochen wer-
den. Der DB hat nach Erhalt der Ladung des DR der RAK lediglich
bekanntgegeben, daß er an der Teilnahme verhindert sei, ohne
eine Begründung, geschweige denn eine ausreichende, für sein
Fernbleiben darzutun. Es lagen daher alle Voraussetzungen für die
Durchführung der DisVerhandlung in Abwesenheiten des DB gem
§ 35 DSt vor.

Anmerkung:

Keiner näheren Begründung bedarf, daß eine bloße Mitteilung
über eine „Verhinderung an der Teilnahme“ (an der DisVerhand-
lung) kein ausreichender Entschuldigungs- oder Vertagungsgrund
ist. Da der Besch in seiner Mitteilung für den Fall, daß der Ver-
handlungstermin nicht vertagt werden sollte, das Erscheinen seines
Kanzleipartners als Verteidiger ankündigte und beifügte, daß „mit
den Zeugeneinvernahmen begonnen werden könne“ (was beides
geschah), und auch der Besch im späteren Verlauf der Verhand-
lung ohnehin auch selbst erschienen war, hat der Senat offensicht-
lich weiterverhandelt, ohne den Besch über die in seiner Abwesen-
heit in der Verhandlung erfolgten Zeugenaussagen im Detail zu
informieren; im übrigen hatte er vor dem UK ohnehin zur Sache

Stellung genommen und die Ladung zur Verhandlung war ihm per-
sönlich zugestellt worden.

Strigl

7612

§ 115 Abs 3 StGB – Entrüstungsbeleidigung
§ 39 DSt – Schuldspruch ohne Strafe

Die fallbezogene Bezeichnung der Leiterin einer
Strafgerichtsgeschäftsabteilung als „billige Be-
amtin“ anläßlich eines von der Beamtin ohne
Rücksprache mit dem zuständigen Richter ge-
führten und aggressiv begonnenen telefonischen
Anrufes kann die analoge Anwendung des Ent-
schuldigungsgrundes des § 115 Abs 3 StGB ge-
boten erscheinen lassen, wobei nach den hier
gegebenen Tatmodalitäten nach § 39 DSt vorge-
gangen werden konnte.

OBDK 10. 5. 1999, 14 Bkd 2/99

Aus den Gründen:

Der Besch beantragte, ihm eine Kopie des Strafaktes zur Ver-
fügung zu stellen. Am 2. 3. 1998 stellte der DB schriftlich den
Antrag auf Übersendung des Strafaktes an das BG Y zum Zwecke
der Akteneinsicht. Wenige Tage später erhielt er die Ladung zur
HV am 19. 5. 1998 und beantragte in der Folge am 10. 3. 1998
abermals schriftlich die Aktenübersendung an das BG Y. Mit Note
des LG X vom 23. 3. 1998 wurde dem DB mitgeteilt, daß eine
Übersendung des Aktes vorerst nicht möglich sei, weil er sich beim
Sachverständigen Dipl.-Ing. Z befinde.
Um sicherzustellen, daß die Akteneinsicht noch rechtzeitig erfol-
gen könne, erkundigte sich der DB telefonisch beim SV, bis wann
mit dem Gutachten und der Rückstellung des Aktes an das LG X
gerechnet werden könne und erhielt die Auskunft, daß der SV in
den nächsten Tagen auf Urlaub gehen werde, sodaß mit dem Gut-
achten und auch der Rücksendung des Aktes daher erst kurz vor
dem HVTermin zu rechnen sei. Der DB ersuchte nun die Gattin des
SV, den Akt an das LG X rückzumitteln, damit er dort während des
Urlaubs des SV Akteneinsicht nehmen könne. Er ersuchte ferner,
aus Anlaß der Rücksendung des Aktes seine Bitte zu vermerken,
das LG Z möge ihn zu diesem Zweck nach Einlangen des Aktes
telefonisch kontaktieren.
Nachdem der Akt samt entsprechendem Vermerk am 2. 4. 1998
in der Gesch Abtlg 24 des LG X eingelangt war, rief die Kanzlei-
leiterin am 3. 4. 1998 – ohne vorher mit dem zuständigen Richter
Rücksprache gehalten zu haben – den DB an und machte diesem
in aggressivem Ton Vorhaltungen, daß er sich in den Tätigkeits-
bereich des Gerichtes eingemischt und den Aktenlauf beeinflußt
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habe. Selbst der Einwand des DB, daß er bereits mehrere Anträge
auf Akteneinsicht gestellt habe, um sich auf den Verhandlungs-
termin vorbereiten zu können, änderte nichts an der aggressiven
Einstellung der Beamtin. Im Zuge des weiteren, im Detail nicht
mehr rekonstruierbaren Gespräches, das jedenfalls sehr emotionell
geführt wurde, bezeichnete der DB die Kanzleileiterin schließlich
als „billige Beamtin“, die diese Angelegenheit ohnehin nichts
angehe.
In rechtlicher Hinsicht kam der DR zum Ergebnis, daß die Bezeich-
nung „billige Beamtin“ als beleidigende Äußerung zu werten sei,
welche mit den Pflichten eines RA gem § 10 Abs 2 RAO sowie § 2
der Richtlinien für die Ausübung des RA-Berufes nicht vereinbar sei.
Die Äußerung sei daher als Berufspflichtenverletzung zu werten.
Darüber hinaus sei das Verhalten des DB, das einem größeren
Personenkreis zur Kenntnis gelangt sei, auch geeignet, Ehre und
Ansehen des Standes zu verletzen, weshalb der DB spruchgemäß
schuldig zu erkennen gewesen sei.
Zur Sanktionsfrage wurde im Erk ausgeführt, daß das Telefonat
vom 3. 4. 1998 von der Kanzleileiterin schon sehr aggressiv be-
gonnen wurde. Ohne Rücksprache mit dem zuständigen Richter
habe sie den DB angerufen und zurechtgewiesen; sie habe damit
ihre Kompetenz eindeutig überschritten. Auch von ihr sei im übri-
gen ein gegenüber einem RA korrektes Verhalten zu erwarten
gewesen. Da der Beamtin auch die näheren Umstände der Aktivi-
täten und die Beweggründe des DB bekanntgewesen seien, sei es
verständlich, daß dieser durch das aggressive Verhalten aufge-
bracht gewesen sei; dies umsomehr, als die Leiterin der Geschäfts-
abteilung erklärte, „momentan“ keine Akteneinsicht zu gewähren
und den DB auch mit dem zuständigen Richter nicht verbinden zu
können. Da der DB in disziplinärer Hinsicht unbescholten sei und
anläßlich der DisVerhandlung erklärt habe, sich bei der Kanzleilei-
terin entschuldigen zu wollen, sofern er sie tatsächlich als „billige
Beamtin“ bezeichnet haben sollte, gelangte der DR zur Überzeu-
gung, daß nach den Umständen des Falles und bei Würdigung
der Persönlichkeit des Besch ein Schuldspruch allein genüge, um
den DB von weiteren DisVergehen abzuhalten. Von der Verhän-
gung einer DisStrafe wurde daher gem § 39 DSt abgesehen.
Nur dagegen richtet sich die Berufung des KA, die unter Betonung
des Umstandes, daß der DB sowohl die Berufspflichtenverletzung
als auch eine Beeinträchtigung von Ehre und Ansehen des Stan-
des zu verantworten hat sowie der Hinweis auf generalpräventive
Erfordernisse die Verhängung einer angemessenen Geldstrafe
anstrebt. Sie ist nicht berechtigt.
Obgleich die einem disziplinarrechtlichen Tatbestand zugrundelie-
gende Beleidigung nicht mit dem strafrechtlichen Tatbestand der
Beleidigung nach § 115 StGB ident sein muß, ist die Heranziehung
strafrechtlicher Regelungskriterien zur Lösung disziplinarrechtlicher
Problemstellungen nach Ansicht des Senates zulässig.
Für bestimmte, dem § 115 StGB zu unterstellende Ehrenbeleidun-
gen normiert dessen Absatz 3 einen Entschuldigungsgrund. Ent-

schuldigt ist der Täter solcher Beleidigungen demnach, wenn er
sich zur Tat nur durch Entrüstung über das Verhalten eines anderen
hinreißen läßt, die Entrüstung allgemein begreiflich ist und die
Beschimpfung in einer den Umständen nach entschuldbaren Weise
geschah. Zieht man diese Bestimmung des Strafgesetzbuches als
Maßstab für die Beurteilung des Verhaltens des DB heran, der
sich – wie bereits ausführt – mit einer gleichbleibend aggressiv-
emotionellen Diktion der Leiterin der Geschäftsabteilung konfro-
niert sah, die sich darüber hinaus selbstherrlich ihr nicht zuste-
hende Kompetenzen angemaßt hatte, dann konnte nach Ansicht
des Senates bei den hier gegebenen Tatmodalitäten nach § 39
DSt, dessen Prämissen voll erfüllt sind, vorgegangen werden.

Anmerkung:

Der Fall zeigt, daß sich der Besch als Verteidiger in mehreren
Eingaben außerordentlich um Einsicht in den Gerichtsakt bemüht
hatte. Die Kanzleileiterin, der dies offenbar bekannt war, ver-
weigerte die Akteneinsicht und war auch nicht bereit, ihn mit
dem Richter zu verbinden. Bei diesem „sehr emotionell geführten“,
im Detail nicht mehr rekonstruierbaren Telefonat fiel offenbar der
Ausdruck „billige Beamtin“, für den der Besch – in taktisch weiser
Weise – sich zu entschuldigen bereit erklärte. Der OBDK-Senat hat
den Entschuldigungsgrund des § 115 StGB angewendet und eben-
so wie der DR der Kanzleileiterin „selbstherrliche Anmaßung ihr
nicht zustehender Kompetenzen“ attestiert und den erstinstanz-
lichen „Schuldspruch ohne Strafe“, also den seltenen Fall der
Anwendung des § 39 DSt, bestätigt.

Der Besch mag sich gedacht haben: Wenn das sehr emotionell
geführte Telefonat im Detail nicht rekonstruierbar war und wenn
nicht nur dessen aggressiver Beginn durch die Kanzleileiterin fest-
gestellt und wenn außerdem zugrunde gelegt wurde, daß er sich
zur Verunglimpfung („billige Beamtin“) – was immer das im gege-
benen Zusammenhang bedeuten soll – hinreißen ließ und wenn der
Grund für sein Hinreißen die „allgemein begreifliche Entrüstung“
der zur Verweigerung der Amtshandlung (Akteneinsicht) gar nicht
kompetenden Kanzleileiterin war, hätte er zumindest unter Anwen-
dung des § 3 DSt (dessen Voraussetzungen wohl vorlagen) – auch
freigesprochen werden können. Warum eigentlich nicht?

Strigl

Amtshaftungsrecht
7613

§ 11 AHG – keine Bindung an
Haftprüfungsbescheide des UVS

Art 5 Abs 5 MRK / Art 7 PersFrG – volle Genugtuung
Der UVS wies die Beschwerde des Kl wegen sei-
ner Anhaltung in Schubhaft als unbegründet ab.
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Der VwGH hat unter Hinweis auf § 51 FrG (1992)
eine Überprüfung der Berechtigung der Schub-
haft abgelehnt. Das Amtshaftungsgericht kann
daher die Rechtswidrigkeit des UVS-Bescheides
selbständig feststellen. Steht aber die Rechtswid-
rigkeit der Schubhaft fest, so gewährt Art 5
Abs 5 MRK bzw Art 7 PersFrG einen Anspruch
auf volle Genugtuung.

OLG Wien 26. 3. 1999, 14 R 151/98y

Nach der nunmehr stRsp von VfGH und VwGH (VfSlg 13.988,
14.730; VwGH 97/02/0383 vom 28. 4. 1998 in ÖJZ 1999,
156 Nr 36) darf die Schubhaft während eines Aufenthalts des
Fremden im Bundesgebiet die Gesamtdauer von 6 Monaten nicht
überschreiten. Der UVS OÖ hat in seinem Erkenntnis zwar die
Beschwerde des Kl wegen seiner Anhaltung in Schubhaft als unbe-
gründet abgewiesen, ebenso der UVS Wien, doch hat . . . der
VwGH unter Hinweis auf § 51 FrG (Anm: FrG 1992) eine Über-
prüfung der Berechtigung der Schubhaft . . . abgelehnt. Das Amts-
haftungsgericht kann daher die Rechtswidrigkeit der Bescheide der
UVS selbständig feststellen (Schwimann/Mader ABGB2 VII Rz 11
zu § 11 AHG). Steht aber die Rechtswidrigkeit der Schubhaft fest,
soweit sie insgesamt 6 Monate übersteigt, so gewährt Art 5 Abs 5
MRK bzw Art 7 PersFrG einen Anspruch auf volle Genugtuung
einschließlich des Ersatzes nicht vermögensrechtlichen Schadens.
Diese Ansprüche sind nach den Regeln des AHG gegen den
Rechtsträger, dessen Organe die Gesetze verletzten, geltend zu
machen und sind vom Verschulden der Organe unabhängig (SZ
48/69, SZ 63/223; SZ 68/102).

Anmerkung:

Der Kläger versuchte nach längerem, erfolglosem Asylverfahren
und einem zweimonatigem Schubhaftaufenthalt auszureisen. Bei
seiner Betretung gab er eine andere Identität vor und erklärte, daß
er erst zwei Tage zuvor eingereist sei. Die Schubhaftbehörde
erlangte von der wahren Identität erst kurz vor Ende der sechs-
monatigen Schubhaft-Höchstdauer (einschließlich der zuvor unter
der richtigen Identität zugebrachten Haft) Kenntnis und setzte die
Haft trotzdem noch ein Monat und 28 Tage lang fort. Der UVS OÖ
gründete seine Abweisung der Haftbeschwerde auf Zweckmäßig-
keitsüberlegungen (sonstige Vereitelung des Haftzweckes, Gene-
ralprävention). Der UVS Wien meinte, aus dieser Rechtmäßigerklä-
rung sei auch jene hinsichtlich zweier in der Folge in Wien zuge-
brachter Schubhafttage abzuleiten (weil erst dann die 6 Monate
ab der [angeblichen, neuerlichen] Einreise ausgeschöpft gewesen
seien).

Der VfGH lehnte die Behandlung beider Beschwerden ab. Der
VwGH verneinte die bloße Möglichkeit der Rechtsverletzung, weil

die Haftbeschwerden erst nach der Entlassung erhoben worden
waren (§§ 51f FrG 1992).

Die Entscheidung ist insbesondere im Hinblick auf den Dauerstreit
von Lehre und Judikatur zur Bindung des Amtshaftungsgerichts
an Haftprüfungsentscheidungen der UVS erfreulich (vgl Drucken-
thaner in ÖJZ 1997, 256ff, vgl auch RZ 1996, 176).

Als Wermutstropfen bleibt die – in diesem Verfahren nicht auf-
geworfene – grundsätzliche Pflicht des Schubhäftlings gem § 79
Abs 1 FrG (1992 = § 103 Abs 1 FrG 1997) zur Tragung der
Schubhaftkosten (von derzeit S 300,–/Tag). Nach inzwischen
stRsp des VwGH ist die kostenvorschreibende Behörde an die Fest-
stellung der Rechtmäßigkeit der Haft durch den UVS gebunden.
Sie kann die Rechtswidrigkeit nicht selbst nachprüfen. Im Amtshaf-
tungsverfahren wird dies zur compensando-Einwendung der be-
reits bescheidmäßig festgesetzten Kosten bzw Aufrechnung gegen
den vom Gericht zuerkannten Schadenersatz (in Wien derzeit
S 1000,–/Hafttag) führen.

Dies entspricht nicht der in Art 5 Abs 5 MRK bzw Art 7 PersFrG
garantierten „vollen Genugtuung“, was in der Praxis dazu führen
muß, daß der Ersatzwerber von vornherein, im Hinblick auf seine
Kostentragungspflicht nach § 103 FrG, seinen Haftentschädigungs-
anspruch zuzüglich des für den jeweiligen Haftzeitraum geltenden
Schubhaftkostenersatzes wird geltend machen müssen.

RA Dr. Wolfgang Rainer
(am Verfahren beteiligt)

Verfahrensrecht
7614

§ 28 Abs 1 Z 4 VwGG
Auslegung des Beschwerdepunktes anhand der
Beschwerdebegründung.

VwGH 22. 3. 1999, 98/17/0134

Unter der Bezeichnung „Beschwerdepunkt“ führte der Bf aus, er
erachte sich durch den angef Besch in seinem Recht auf Aufstellung
von gesetzlich erlaubten, näher bezeichneten Spielautomaten, ver-
letzt. Die Bescheidbegründung läßt erkennen, daß der Bf die Auf-
fassung vertritt, er habe das Tatbild des § 52 Abs 1 Z 5 GlSpG
nicht verwirklicht, weshalb auch weder ein Schuldspruch gefällt
noch der Verfall ausgesprochen hätte werden dürfen.

In ihrer Gegenschrift beantragt die bel Beh vorerst die Zurückwei-
sung der vorliegenden Beschwerde „mangels richtiger Bezeich-
nung des Beschwerdepunkts iSd § 28 Abs 1 Z 4 VwGG 1985“.
Der Bf habe sich in seinem „Recht auf Aufstellung von gesetzlich
erlaubten Spielautomaten“ verletzt erachtet. Ein derartiges Recht
sei ihm jedoch mit dem angefochtenen Bescheid nicht versagt wor-
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den. Vielmehr sei er nach § 52 Abs 1 Z 5 GlSpG bestraft worden.
Er hätte demnach das Recht, nicht nach dieser Bestimmung bestraft
zu werden, geltend machen müssen. Aufgrund der unmißverständ-
lichen Bezeichnung des zu Unrecht geltend gemachten Rechtes
auf Aufstellung gesetzlich erlaubter Spielautomaten sei auch eine
Ermittlung des Beschwerdepunktes im Wege der Auslegung im
Gesamtzusammenhang der Beschwerde zufolge näher wiederge-
gebener Entscheidungen des VwGH unzulässig.
Im Gegensatz zur Auffassung der bel Beh läßt aber der vom Bf
umschriebene Beschwerdepunkt im Zusammenhang mit einer Be-
scheidbeschwerde gegen den eine Verwaltungsstrafe ausspre-
chenden und den Verfall verfügenden Bescheid auch ohne Heran-
ziehung der Begründung mit hinreichender Deutlichkeit erkennen,
daß in Wahrheit eine Verletzung des subjektiven Rechtes geltend
gemacht wird, die in Rede stehenden Automaten aufstellen (betrei-
ben) zu dürfen, ohne daß dieses Verhalten durch die Verhängung
einer Strafe nach § 52 Abs 1 GlSpG oder den Ausspruch des Ver-
falls geahndet wird.
In Ansehung des so zu verstehenden Beschwerdepunktes ist aber
die Möglichkeit einer Rechtsverletzung durch den angef Besch je-
denfalls gegeben. Die Beschwerde erweist sich daher als zulässig.

RA Dr. Wolf-Dieter Arnold

Kostenrecht
7615

§ 12 NTG
Eine Auslegung des § 12 NTG dahin, daß darin
die Zahlungspflicht eines Teilnehmers unabhän-
gig davon festgelegt wird, ob er – ausdrücklich
oder schlüssig – dem Notar einen Auftrag erteilt
hat, wäre eine gleichheitswidrige Privilegierung
eines Rechtsberufes.

Nur jene Personen sind als Teilnehmer iSd § 12
NTG zur Entrichtung des Notar-Honorars ver-
pflichtet, aus deren Verhalten iSd § 863 ABGB
abzuleiten ist, daß sie den Notar unabhängig
von einem durch einen anderen ausdrücklich
erteilten Auftrag ihrerseits mit der Ausführung
der in Rechnung gestellten Tätigkeit beauftragt
haben.

OGH 3. 12. 1998, 2 Ob 166/97v

Sachverhalt

Die A-GmbH beabsichtigte, ein ihr gehöriges Areal samt Hallen zu
vermieten. Die bekl Partei hatte von dieser Absicht erfahren und

Interesse an der Anmietung des Objektes gezeigt. Über Auftrag
der A-GmbH als zukünftiger Vermieterin errichtete der Kläger, ein
öffentlicher Notar, einen Mietvertragsentwurf. In einem an die bekl
Partei gerichtetes Schreiben, in dem sich der Kläger als Macht-
haber der A-GmbH bezeichnete, unterbreitete er in dieser Eigen-
schaft der bekl Partei ein Anbot auf Abschluß des beigelegten
Mietvertragsentwurfes. Der Kl hielt fest, daß die Vermieterin an das
beigelegte Anbot für eine bestimmte Zeit gebunden sei. Die bekl
Partei reagierte auf das Schreiben mit der Bitte um Berücksichti-
gung verschiedener von ihr geäußerter Vertragsergänzungs- und
Änderungswünsche.
Die Verhandlungen der Parteien scheiterten, sodaß – außer Streit
stehend – ein Bestandvertrag nicht wirksam zustande gekommen
ist.
Der kl Notar begehrte nun von der bekl Partei – noch dazu unter
offenkundiger Schonung seiner Partei (seines Auftraggebers) – das
Entgelt für die Errichtung des Mietvertragsentwurfes unter Berufung
auf § 12 NTG.
Die bekl Partei bestritt eine Haftung und Zahlungsverpflichtung für
dieses Entgelt.
Das Erstgericht wies die Klage ab. Das Berufungsgericht bestätigte
die Klagsabweisung, ließ jedoch eine Anrufung des OGH zu. Der
OGH bestätigte die klagsabweisenden Entscheidungen der Unter-
instanzen.

Aus der Begründung des OGH:

. . . Bei neuerlicher Prüfung der Rechtslage ist zunächst der von
M. Bydlinski (RdW 1993, 102) und auch der in der Revisions-
beantwortung vertretenen Rechtsmeinung grundsätzlich zuzustim-
men, daß die Auslegung der strittigen Bestimmung (§ 12 NTG) da-
hin, daß darin die Zahlungspflicht eines Teilnehmers unabhängig
davon festgelegt wird, ob er, sei es ausdrücklich, sei es schlüssig,
dem Notar einen Auftrag erteilt hat, eine unzulässige, weil gleich-
heitswidrige Privilegierung eines Rechtsberufes darstellen würde.
Die in der Entscheidung JBl 1975, 328 = NZ 1975, 170, vertre-
tene Meinung, daß ein Notar zum Unterschied von einem Rechts-
anwalt bei der Errichtung von Privaturkunden, wenngleich er nur
von einer Partei hierzu (auch ausdrücklich) beauftragt wurde, die
Interessen auch der anderen Vertragspartei zu beachten habe, ent-
spricht nämlich nicht der herrschenden Auffassung, die in diesem
Punkt beide Berufe gleich behandelt (vgl NZ 1970, 104 mwN;
Strasser in Rummel, § 1009 RZ 22). Eine dem Gleichheitsprinzip
entsprechende verfassungskonforme Interpretation der strittigen Be-
stimmung erfordert daher die Auslegung, daß unter dem Begriff
„Teilnehmer“ iSd § 12 NTG alle jene Personen verstanden wer-
den, die – zumindest – schlüssig dem Notar einen Auftrag erteilt
haben. Dies bedeutet, daß die Formulierung „Zur Entrichtung der
Gebühr sind alle Personen verpflichtet, die (eine) Tätigkeit dem
Notar aufgetragen haben oder Teilnehmer des mit ihrem Einver-
ständnis notariell errichteten, beurkundeten oder beglaubigten Ge-
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schäftes gewesen sind“ einerseits jene Personen umfaßt, die dem
Notar ausdrücklich einen Auftrag erteilt haben und darüber hinaus
(nur) jene, aus deren Verhalten iSd § 863 ABGB abzuleiten ist, daß
sie den Notar unabhängig von einem, durch einen anderen aus-
drücklich erteilten Auftrag ihrerseits mit der Ausführung der in
Rechnung gestellten Tätigkeit beauftragt haben. Nur eine derart
verfassungskonforme Interpretation vermeidet eine oben darge-
stellte ungleiche Behandlung einer – zumindest in Fällen der Ver-
tragserrichtung durch Notare oder Rechtsanwälte – gleichartigen
Tätigkeit . . .

Auf den vorliegenden Fall bezogen bedeutet dies, daß die bekl
Partei für den eingeklagten Betrag nach dem ersten Fall des § 12
NTG nicht haftet, weil sie dem Kl einen ausdrücklichen Auftrag zur
Erstellung des Mietvertrages nicht erteilt hat und nach dem gesam-
ten Sachverhalt aber auch kein Anlaß besteht, eine iSd § 863
ABGB erfolgte schlüssige Auftragserteilung anzunehmen. Die Bei-
ziehung des Kl wurde durch die bekl Partei weder „verlangt“, noch
wurde das Geschäft rechtswirksam abgeschlossen. Der bekl Partei
wäre es auch nicht zumutbar, zur Vermeidung von Gebühren, zu
deren Tragung sie sich nur im Falle des Vertragsabschlusses ver-
pflichtet hätte, von vornherein die Vertretung des Vertragspartners
durch einen Notar abzulehnen . . .

Anmerkung:

Diese Entscheidung des OGH ist aus mehreren Gründen bemer-
kenswert:

1. Der bereits von Bydlinski in seinem Aufsatz in RdW 1993,
Seite 103 geäußerten Kritik folgend, beseitigt oder beschränkt der
OGH zumindest nunmehr die durch § 12 NTG bisher faktisch gel-
tende Privilegierung der Notare, die aufgrund der bisherigen wei-
ten Interpretation des Teilnehmerbegriffes beinahe jeden „Teilneh-
mer“ als honorarpflichtig in Anspruch nehmen konnten.

2. Der OGH hat nunmehr erstmalig den Begriff des „Teilnehmers“
einer klaren Definition zugeführt, insbesondere deshalb, weil er
ausdrücklich festhielt, daß Voraussetzung für die Teilnehmer-Haf-
tung nach § 12 NTG eine zumindest schlüssige Auftragserteilung
ist.

3. Die vorliegende Entscheidung, obwohl nach ihrer Begründung
lediglich eine Einzelfallsentscheidung, erscheint in der Tat in ihren
Auswirkungen als Grundsatzentscheidung und als Einleitung einer
absoluten – und auch verfassungskonformen – Wende bei der Aus-
legung des § 12 NTG. Wenn der OGH auch weiterhin die Frage,
wann nun eine „schlüssige Auftragserteilung“ vorliegt, von den
Umständen des jeweiligen Einzelfalles abhängig macht, so signa-
lisiert er mit dieser Entscheidung tatsächlich aber doch eine deut-
liche Trendumkehr bei der Auslegung dieser Gesetzesbestimmung
im Sinne einer Verfassungs- und EU-konformen Auslegung.

Dr. Gert Seeber
 (am Verfahren beteiligt)

Gebühren- und Steuerrecht:
Gebührenpflicht gem § 24
Abs 3 VwGG bei Abtretung
einer Beschwerde vom VfGH
an den VwGH

7616

§ 17a Abs 1 VfGG und § 24 Abs 3 VwGG
Bei Einbringung einer Beschwerde an den VfGH
und der folgenden Abtretung an den VwGH ist
nur die Gebühr nach § 17a Abs 1 VfGG, nicht
aber jene nach § 24 Abs 3 VwGG zu entrichten.

VwGH 16. 12. 1998, 98/03/0211

Spruch:

Abweisung des Antrages auf Aufwandersatz.

Aus den Gründen:

Die Kostenentscheidung beruht auf den §§ 47ff VwGG iVm der
VO BGBl 1994/416. In Ansehung der vom Bf entrichteten Gebühr
von S 2500,– konnte kein Aufwandersatz zugesprochen werden.
Nach st Rsp (vgl den Beschluß vom 27. 6. 1985, Slg 11.815/A =
ZfVB 1986/2/767, unter Bezugnahme auf das Erk eines verstärk-
ten Senates vom 16. 11. 1979, Slg 9970/A = ZfVB 1980/5/
1688, und auf das Erk des VfGH vom 27. 2. 1985, Slg 10.367 =
ZfVB 1985/5/2083) handelt es sich in den Fällen einer abgetre-
tenen Beschwerde um die Einbringung einer Beschwerde, die suk-
zessiv zuerst vom VfGH und dann vom VwGH zu behandeln ist.
Für eine solche Beschwerde ist lediglich die Gebühr nach § 17a
Abs 1 VfGG, nicht aber auch die nach § 24 Abs 3 VwGG zu ent-
richten. Dies folgt auch aus § 14 TP 6 Abs 5 Z 1 des Gebührenge-
setzes 1957 idF BGBl I 1997/88, welche Bestimmung von einer
alternativen Pflicht zur Entrichtung einer der genannten Gebühren
ausgeht (arg: „. . . oder . . .“).

Anmerkung:

Siehe das unten abgedruckte Erk des VwGH vom 5. 7. 1999, 99/
16/0182.

Christoph Urtz

7617

§ 17a Abs 1 VfGG und § 24 Abs 3 VwGG
Bei Einbringung einer Beschwerde an den VfGH
und der folgenden Abtretung an den VwGH ist
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neben der Gebühr nach § 17a Abs 1 VfGG auch
eine Gebühr nach § 24 Abs 3 VwGG zu entrich-
ten.

VwGH 30. 4. 1999, 98/16/0130

Spruch:

Stattgebung des Antrages auf Aufwandersatz.

Aus den Gründen:

Die Kostenentscheidung stützt sich auf die §§ 47ff VwGG iVm der
VO BGBl 1994/416. Dabei war dem Bf neben dem Ersatz des
Schriftsatzaufwandes auch der Ersatz der Gebühr nach § 24
Abs 3 VwGG zuzusprechen. Nach dieser Gesetzesstelle ist unter
anderem für Beschwerden an den VwGH eine Gebühr in Höhe
von S 2500,– zu entrichten. Die Gebührenschuld nach § 24 Abs 3
VwGG entsteht dabei mit der Überreichung der Beschwerde. Unter
Überreichung einer Eingabe ist das Einlangen derselben bei der
Behörde zu verstehen (vgl Fellner, Stempel- und Rechtsgebühren,
§ 11 GebG, 2). Im Falle der Abtretung einer zunächst an den
VfGH gerichteten Beschwerde (sogenannte Sukzessivbeschwer-
de) – die bei ihrer Überreichung an den VfGH bereits einer Ge-
bühr in Höhe von (gleichfalls) S 2500,– unterlegen ist – ist davon
auszugehen, daß es sich bei den Gebühren nach § 17a VfGG ei-
nerseits und nach § 24 Abs 3 VwGG andererseits um jeweils ver-
schiedene Abgabentatbestände handelt. (So differenziert auch der
Gesetzgeber im § 207 Abs 2 BAO idF des AbgÄG 1997, BGBl
I 1998/9 zwischen Gebühren nach § 17a VfGG und Gebühren
nach § 24 Abs 3 VwGG.) Mit dem Einlangen der abgetretenen Be-
schwerde beim VwGH ist der gebührenpflichtige Tatbestand iSd
§ 24 Abs 3 VwGG erfüllt (vgl im Ergebnis Fellner, RdW 1997,
517ff; R. Müller, AnwBl 1997, 880ff; derselbe, Neuerungen bei
Gebühren und Kosten im Verfahren vor dem VwGH, in Thienel,
Hrsg, Verwaltungsgerichtsbarkeit im Wandel, 1999, 135; aA Ar-
nold, Gebühren bei Einbringung der Beschwerde und Aufwander-
satz, in Holoubek/M. Lang, Hrsg, Das verwaltungsgerichtliche
Verfahren in Steuersachen, 1999, 197). Dabei kommt der Frage,
ob es sich in den Fällen einer Sukzessivbeschwerde um die Einbrin-
gung einer Beschwerde handelt (vgl den Beschluß VwSlg 11.815/
A unter Berufung auf das Erk eines verstärkten Senates VwSlg
9970/A), für die Gebührenpflicht der Beschwerde nach § 24
Abs 3 VwGG keine Bedeutung zu. Selbst wenn man der Auffas-
sung wäre, daß es sich bei einer sogenannten Sukzessivbeschwer-
de um eine einzige handelt, könnte die Erfüllung des Tatbestandes
nach § 24 Abs 3 VwGG nicht in Zweifel gezogen werden, weil es
dem Gesetzgeber nicht verwehrt ist, ein und denselben Sachver-
halt zwei oder mehreren Abgaben zu unterwerfen. In Hinblick auf
die Höhe der jeweiligen Gebühr von je S 2500,– kann auch von
einer exzessiven Besteuerung der Überreichung von Beschwerden

an die Höchstgerichte keine Rede sein. Die vorliegende Beschwer-
de unterlag somit der Gebühr von S 2500,–, die dem Bf nach § 48
Abs 1 Z 1 VwGG idgF zu ersetzen war.

Anmerkung:

Siehe das unten abgedruckte Erk des VwGH vom 5. 7. 1999, 99/
16/0182.

Christoph Urtz

7618

§ 17a Abs 1 VfGG, § 24 Abs 3 VwGG,
§ 11 Z 1 GebG

„Überreicht“ iSd § 24 Abs 3 VwGG sowie des
§ 11 Z 1 GebG ist eine Beschwerde nicht im Zeit-
punkt der Postaufgabe, sondern im Zeitpunkt
des Einlangens beim VwGH. Dieser Zeitpunkt ist
für die Entstehung der Gebührenschuld maßgeb-
lich.

VwGH 27. 5. 1999, 99/16/0118

Sachverhalt:

Der Bf übermittelte am 29. 8. 1997 per Post 14 Bescheidbe-
schwerden an den VwGH und entrichtete gem § 14 TP 5 und 6 die
Eingaben- und Beilagengebühr in Bundesstempelmarken. Diese
Beschwerden langten beim VwGH am 1. 9. 1997 ein. Über Auf-
forderung der Geschäftsstelle des VwGH entrichtete der Bf Bundes-
stempelmarken soweit, daß pro Beschwerde die gem § 24 Abs 3
VwGG, BGBl I 1997/88, festgelegte Höhe von S 2500,– erreicht
wurde. Mit Schreiben vom 16. 10. 1997 ersuchte der Bf um Rück-
erstattung der nachgezahlten Gebühren; dieser Antrag wurde mit
Bescheid des Finanzamtes für Gebühren und Verkehrsteuern vom
14. 4. 1998 als unbegründet abgewiesen. Der dagegen erstatte-
ten Berufung gab die bel Beh mit dem angef B keine Folge. Nach
Auffassung der bel Beh komme es bei der Frage, welche Gebüh-
renbestimmung zur Anwendung gelange, auf das Einlangen beim
VwGH an. Die Neuregelung der Gebührenentrichtung sei am
1. 9. 1997 in Kraft getreten; es gehe nicht um die Einhaltung einer
Frist, sodaß § 33 Abs 3 AVG nicht zur Anwendung gelange.

Spruch:

Abweisung als unbegründet.

Aus den Gründen:

Das Gebührengesetz 1957 wurde durch Art III im Bundesgesetz
BGBl I 1997/88 geändert. Die Änderung des Gebührengesetzes
trat am 1. 9. 1997 in Kraft; bis dahin lautete § 14 TP 6 Abs 5 Z 1
wie folgt:
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„Der Eingabengebühr unterliegen nicht 1. Eingaben an die Gerichte mit
Ausnahme der Eingaben an den VfGH und an den VwGH; in Justizver-
waltungsangelegenheiten jedoch nur, wenn hierfür eine Justizverwaltungs-
gebühr vorgesehen ist; . . .“

Dieser Gesetzeswortlaut erfuhr durch das BGBl I 1997/88 eine
Änderung.

Der neue § 24 Abs 3 VwGG stellt wie schon § 11 Z 1 GebG hin-
sichtlich des Entstehens der Gebührenschuld auf den Zeitpunkt der
Überreichung ab; zwischen den Parteien des verwaltungsgerichtli-
chen Verfahrens ist alleine die Frage strittig, ob das Tatbestands-
merkmal „Überreichung“ schon durch die Postaufgabe oder erst
durch das Einlangen beim VwGH erfüllt ist. Der Bf führt seinen
Standpunkt, daß das Tatbestandsmerkmal „Überreichung“ schon
mit der Abgabe an die Post erfüllt sei, eine Reihe von Belegstellen
aus der Literatur an. Damit hat sich zuletzt Fellner im Kommentar
zum Gebührengesetz, § 11 GebG, Ergänzung L, Jänner 1999, 2 L
wie folgt auseinandergesetzt:

„In der Literatur wird für den Fall der Übersendung einer Eingabe auf dem
Postweg die Auffassung vertreten, daß die ‚Überreichung‘ bereits mit der
Postaufgabe erfolgt ist. Soweit als Stütze für diese Auffassung die Entschei-
dung des VwGH vom 12. 11. 1976, 2131, 2340/75 (vgl ua die Nach-
bemerkung Arnold im AnwBl 1977, 310), herangezogen wird, ist – abge-
sehen davon, daß aus dem Erkenntnis der tatsächliche Sachverhalt nur
undeutlich zu erkennen ist – darauf zu verweisen, daß die Aussage zu § 11
Z 1 GebG nur die Kostenentscheidung betrifft; da von einer Kostenentschei-
dung aber ohne Befassung eines verstärkten Senats abgegangen werden
kann (vgl § 13 Abs 2 VwGG), kann ihr keine Relevanz zugesprochen
werden. Die aus § 33 Abs 3 AVG bzw § 108 Abs 4 BAO abgeleitete Auf-
fassung, die Post sei gleichsam als verlängerter Arm der Stelle, an die die
Eingabe gerichtet ist, zu verstehen (vgl ua Frotz/Hügel/Popp, GebG, § 14
TP 6, 28 f), erscheint durch den Umstand, daß das staatliche Postmonopol
de facto aufgegeben worden ist, obsolet. Vielmehr spricht gerade der Um-
stand, daß nach den Fristenregelungen des § 33 Abs 3 AVG bzw § 108
Abs 4 BAO die Tage des Postenlaufes in eine Frist eingerechnet werden, für
die Auffassung, daß im Falle der Benutzung des Postweges die Überrei-
chung der Eingabe erst mit dem tatsächlichen Einlangen der Eingabe bei
der Behörde erfolgt ist. Hat nämlich der Gesetzgeber im § 33 Abs 3 AVG
bzw § 108 Abs 4 BAO die Nichteinrechnung des Postenlaufes ausdrück-
lich bestimmt, so ist er offenkundig davon ausgegangen, daß die ‚Post‘
nicht der ‚verlängerte Arm‘ der Behörde ist, weil diese Bestimmung dann
überflüssig wäre. Die Frage der Überreichung der Eingabe iSd § 11 Z 1
GebG stellt sich aber keineswegs als Frage nach einer Frist dar, sodaß die
Bestimmungen des § 33 Abs 3 AVG bzw § 108 Abs 4 BAO unanwendbar
sind. Unter Überreichung einer Eingabe außerhalb einer bestehenden Frist
ist aber notwendigerweise das Einlangen derselben bei der Behörde zu ver-
stehen (in diesem Sinne zur Erhebung einer Säumnisbeschwerde VwGH
vom 14. 8. 1991, 91/17/0039 und zB vom 13. 12. 1995, 93/13/
0242).“

In den zuletzt zitierten Beschlüssen ging es jeweils um Säumnis-
beschwerden, die zurückgewiesen wurden; es wurde ausgeführt,
daß die Säumnisbeschwerde nicht schon durch die Postaufgabe,
sondern erst beim Einlangen beim VwGH „erhoben“ iSd Art 132
B-VG wird.

Der Bf versucht nun, das von ihm gewünschte Interpretations-
ergebnis aus dem Umstand abzuleiten, daß im § 27 VwGG bzw
Art 132 B-VG vom „Erheben“ der Beschwerde, im § 24 Abs 3
VwGG aber von der „Überreichung“ die Rede sei. Dies überzeugt
jedoch nicht. Mit der Verwendung des Begriffes „Überreichung“ in
BGBl I 1997/88 folgte der Gesetzgeber bloß der bisherigen Ter-
minologie des GebG; daß damit ein Gegensatz zu dem die Vor-
aussetzungen der Erhebung einer Säumnisbeschwerde regelnden
Art 132 B-VG verwendeten Begriff der „Erhebung“ geschaffen
werden sollte, ist in keiner Weise ersichtlich. Vielmehr gelten die
Erwägungen, die der VwGH im schon genannten Beschluss vom
14. 8. 1991 dargelegt hat auch hier: § 33 AVG regelt lediglich
den Fristenlauf; etwa hinsichtlich der Frist des § 26 VwGG wird
festgesetzt, daß die Tage des Postenlaufes in die sechswöchige
Beschwerdefrist nicht eingerechnet werden. Das hat nichts damit
zu tun, wann bzw wodurch eine Beschwerde iSd seinerzeitigen
§ 11 GebG oder des nunmehrigen § 24 Abs 3 VwGG „über-
reicht“ ist; folgte man dem Standpunkt des Bf, daß die Übergabe
an die Post jeweils schon die Überreichung bedeute, dann bedürfte
es tatsächlich einer Regelung wie der des § 33 Abs 3 AVG nicht.
Vielmehr mußte, gerade weil mit der Übergabe an die Post noch
keine Überreichung erfolgt, eine derartige Bestimmung geschaffen
werden, um für die Partei die Ausnützung der Frist in vollem Um-
fang zu gewährleisten.

„Überreicht“ wurden die hier gegenständlichen Beschwerdeschrif-
ten erst am 1. 9. 1997; ob sie fristgerecht überreicht worden sind,
hat damit nichts zu tun; dies war allenfalls unter Anwendung des
§ 33 Abs 4 AVG zu beantworten.

Anmerkung:

Siehe das unten abgedruckte Erk des VwGH vom 5. 7. 1999, 99/
16/0182.

Christoph Urtz

7619

§ 17a Abs 1 VfGG und § 24 Abs 3 VwGG

1. Bei Einbringung einer Beschwerde an den
VfGH und der folgenden Abtretung an den
VwGH ist neben der Gebühr nach § 17a Abs 1
VfGG auch eine Gebühr nach § 24 Abs 3 VwGG
zu entrichten.

2. Die Gebührenschuld nach § 24 Abs 3 VwGG
entsteht mit der Überreichung der Beschwerde;
unter Überreichung ist das „Einlangen“ beim
VwGH zu verstehen.

VwGH 5. 7. 1999, 99/16/0182
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Sachverhalt:

Von der Bf wurde am 31. 12. 1997 beim VfGH eine ordnungsge-
mäß gestempelte Beschwerdeschrift eingebracht. Der VfGH lehnte
die Behandlung dieser Beschwerde mit Beschluß ab. Daraufhin
beantragte die Bf am 9. 4. 1998, die Rechtssache an den VwGH
abzutreten. Der Antrag war mit S 180,– Bundesstempelmarken
gestempelt. In Stattgebung dieses Antrages trat der VfGH die
Beschwerde mit Beschluss vom 14. 4. 1998 dem VwGH zur weite-
ren Behandlung ab.

Mit Schreiben vom 13. 5. 1998 wurde die Bf aufgefordert, binnen
Wochenfrist ein festgestelltes Stempelgebrechen durch Nachrei-
chung von S 2320,– [Anmerkung: S 2500,– – S 180,–] in Bun-
desstempelmarken zu beheben. Dieser Aufforderung kam die Bf
nach und stellte am 14. 5. 1998 beim Finanzamt für Gebühren
und Verkehrsteuern Wien den Antrag auf Rückerstattung der
S 2320,–, weil für den Abtretungsantrag lediglich S 180,– Bundes-
stempel zu entrichten gewesen wären. Das Finanzamt erledigte
diesen Antrag nicht, weshalb die Bf gem § 311 Abs 2 BAO einen
Devolutionsantrag an die bel Beh richtete.

Mit dem hier angef B wies die bel Beh das Ansuchen der Bf
um Rückerstattung von S 2320,– Bundesstempelmarken ab. Die Bf
habe übersehen, daß im Zeitpunkt des Einlangens des Antrages
auf Entscheidung über die Beschwerde beim VwGH die Gebühr
gem § 24 Abs 3 VwGG zu entrichten gewesen sei. Das Ersuchen
an den VwGH, in der Rechtssache zu entscheiden, sei als eigene
Beschwerde gebührenpflichtig.

Spruch:

Abweisung als unbegründet.

Aus den Gründen:

Die Bf hat zunächst anläßlich der VfGH-Beschwerde eine Gebühr
gem § 17a Abs 1 VfGG (in der Fassung BGBl I 1997/88) entrich-
tet. Aufgrund einer Aufforderung durch den VwGH hat die Bf die
Gebühr nach § 24 Abs 3 VwGG (in der Fassung BGBl I 1997/87)
entrichtet, deren Rückerstattung (abgesehen von S 180,–) sie nun-
mehr begehrt.

Strittig ist im vorliegenden Fall, ob neben der gem § 17a VfGG be-
reits entrichteten Gebühr im Falle der Abtretung der Beschwerde
an den VwGH aufgrund eines gem Art 144 Abs 3 gestellten Antra-
ges auch die Gebühr nach § 24 Abs 3 VwGG anfällt. Die Bf
meint dazu, daß der Abgabentatbestand des § 24 Abs 3 VwGG
durch eine Sukzessivbeschwerde gar nicht verwirklicht werde, weil
weder eine neue Beschwerde eingebracht werde, noch eine der
in jener Gesetzesbestimmung taxativ aufgezählten Eingaben vor-
liege, sodaß für einen Abtretungsantrag ebenso wie einen allfälli-
gen ergänzenden Schriftsatz alleine die Gebührenpflicht nach
§ 14 TP 5 und 6 GebG zum Tragen komme. Abtretungsanträge
wie auch ergänzende Schriftsätze gem § 34 Abs 2 VwGG seien

im § 24 Abs 3 VwGG nicht genannt, ebenso wenig wie ein Ge-
bührentatbestand „Sukzessivbeschwerde“. Der Umstand, daß ein
und dieselbe Beschwerde, allenfalls nach Ergänzung, einer Prü-
fung nach unterschiedlichen Gesichtspunkten unterzogen werde,
führe nicht zum Entstehen eines im Gesetz nicht vorgesehenen Ab-
gabentatbestandes.

Die Frage der Vergebührung der Sukzessivbeschwerde wurde in
der Literatur schon mehrfach behandelt; verwiesen sei hier auf die
aktuellsten Ausführungen von Müller, Neuerungen bei Gebühren
und Kosten im Verfahren vor dem VwGH, in Thienel, Hrsg, Ver-
waltungsgerichtsbarkeit im Wandel, 1999, 135ff, sowie Arnold,
Gebühren bei Einbringung der Beschwerde und Aufwandersatz, in
Holoubek/M. Lang, Hrsg, Das verwaltungsgerichtliche Verfahren
in Steuersachen, 1999, 197ff).

Arnold verweist darauf, daß der Abtretungsantrag wie die Urbe-
schwerde selbst an den VfGH zu richten waren, sodaß dafür der
abgabenrechtliche Tatbestand des VwGG nicht erfüllt werde. Bei
der Sukzessivbeschwerde gebe es keine „zweite“ Beschwerde, es
komme auch zu keiner „Überreichung“ der Beschwerde beim
VwGH. Der Autor kommt zum Ergebnis, daß für Sukzessiv-
beschwerden keine neuerliche Gebühr anfalle.

Auch Müller geht davon aus, daß der Abtretungsantrag nicht den
Gebührentatbestand des § 24 Abs 3 VwGG erfüllen kann. Nach
kritischer Auseinandersetzung mit der Jud, wonach es sich bei der
abgetretenen Beschwerde um eine Beschwerde handle, welche
sukzessive erst vom VfGH und dann vom VwGH zu behandeln sei
(VwSlg 11.815/A), gelangt er zum Ergebnis, daß es, wenn es
zwei Verfahren gebe, prozessual gesehen es auch zwei prozeß-
einleitende Anträge, also zwei Beschwerden geben müsse. Die
Erlaubnis, die zweite Beschwerde auch noch nach Ablauf der
Beschwerdefrist beim VwGH einbringen zu dürfen (mittels rechtzei-
tig gestellten Abtretungsantrages), sei der eigentliche Kern des
Rechtsinstitutes der Sukzessivbeschwerde und setze daher konse-
quenterweise eine zulässige und rechtzeitige VfGH-Beschwerde
voraus. Es sei daher nicht schon der Abtretungsantrag, wohl aber
die VwGH-Beschwerde iSd § 24 Abs 3 VwGG gebührenpflichtig
und werde die Beschwerdegebühr nach dieser Bestimmung mit
dem Einlangen des Aktes beim VwGH fällig.

Aus nachstehenden Erwägungen, die auch schon in der Kostenent-
scheidung im Erk vom 30. 4. 1999, 99/16/0130, ausgespro-
chen wurden, nimmt der VwGH das Vorliegen des Gebührentatbe-
standes des § 24 Abs 3 VwGG auch bei der Sukzessivbeschwerde
an:

Die Gebührenschuld nach § 24 Abs 3 VwGG entsteht mit der
Überreichung der Beschwerde; unter Überreichung ist aber, wie
zuletzt im Erk vom 27. 5. 1999, 99/16/0118, dargetan wurde,
das „Einlangen“ beim VwGH zu verstehen. Wenn Arnold (aaO,
227f) damit argumentiert, daß es zu keiner „Überreichung“ beim
VwGH komme, wenn der VfGH den Akt mit Abtretungsbeschluß
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an den VwGH zur Entscheidung abtritt, ist dem zu entgegnen, daß
auch bei der Postaufgabe keine „Überreichung“ im Wortsinn er-
folgt. Es kann aber nicht bezweifelt werden, daß eine unmittelbar
an den VwGH gerichtete, im Postweg übermittelte Beschwerde den
Gebührentatbestand des § 24 Abs 3 VwGG erfüllt. Vielmehr ist
davon auszugehen, daß die Beschwerde unabhängig davon
„überreicht“ wird, ob sie in der Einlaufstelle abgegeben, per Post
übersendet oder vom VfGH über die Einlaufstelle übermittelt wird.
Bei § 17a VfGG einerseits und § 24 Abs 3 VwGG andererseits
handelt es sich um jeweils verschiedene Abgabentatbestände, die
aufeinander in keiner Weise Bezug nehmen. Der Gesetzgeber dif-
ferenziert auch im § 207 Abs 2 BAO in der Fassung des Abgaben-
änderungsgesetzes 1997, BGBl I 1998/9, zwischen Gebühren
nach § 17a VfGG und Gebühren nach § 24 Abs 3 VwGG. Mit
dem Einlangen der abgetretenen Beschwerde beim VwGH ist der
gebührenpflichtige Tatbestand iSd § 24 Abs 3 VwGG somit (selb-
ständig) erfüllt.

Die Frage, ob es sich bei der Sukzessivbeschwerde um eine Be-
schwerde handelt oder ob in Wahrheit zwei Beschwerden vor-
liegen, muß nicht gelöst werden, weil es dem Gesetzgeber nicht
verwehrt ist, ein und denselben Sachverhalt zwei oder mehreren
Abgaben zu unterwerfen. Im Hinblick auf die Höhe der jeweiligen
Gebühr von je S 2500,– kann auch von einer exzessiven Besteue-
rung der Überreichung von Beschwerden an beide Höchstgerichte
keine Rede sein.

Da somit im vorliegenden Fall die Entrichtung der vollen Gebühr
des § 24 Abs 3 VwGG im Gesetz Deckung fand, hat die bel Beh
das Rückzahlungsbegehren zu Recht abgewiesen.

Anmerkung:

Die Rubrik „Gebühren- und Steuerrecht“ ist in diesem Heft einem
besonderen Thema gewidmet. Die vier abgedruckten Erk spiegeln
die Entwicklung der Rsp zur Frage der Gebührenpflicht gem § 24
Abs 3 VwGG bei Abtretung einer beim Verfassungsgerichtshof ein-
gebrachten Bescheidbeschwerde an den Verwaltungsgerichtshof
(sogenannte „Sukzessivbeschwerde“) wider.

1. Historische Entwicklung und Inhalt des § 17a Abs 1 VfGG und
§ 24 Abs 3 VwGG: Bis zum 31. 8. 1997 unterlag jede Eingabe an
die Gerichtshöfe des öffentlichen Rechts pro Ausfertigung einer
Eingabengebühr von S 120,– gem § 14 TP 6 GebG, die Beilagen
einer Gebühr von S 30,– pro Bogen, höchstens jedoch S 180,–
gem § 14 TP 5 GebG. Diese Gebühren wurden durch BGBl
I 1997/88 modifiziert. Sowohl im für Verfahren vor dem VfGH
(§ 17a Abs 1 VfGG) als auch vor dem VwGH (§ 24 Abs 3
VwGG) wurde eine neue Gebühr iHv jeweils S 2500,– eingeführt.
Die alte Stempelgebühr nach § 14 TP 6 kommt bei Erfüllung der
Tatbestände des § 17a Abs 1 VfGG und des § 24 Abs 3 VwGG
nicht mehr zur Anwendung. Der entscheidende Tatbestand des
§ 17a Abs 1 VfGG lautet: „Für Anträge einzelner, mit Ausnahme

von Gebietskörperschaften, nach § 15 Abs 1 – einschließlich der
Beilagen – ist spätestens im Zeitpunkt ihrer Überreichung eine Ge-
bühr von S 2.500,– zu entrichten“; jener des § 24 Abs 3 VwGG
lautet: „Für Beschwerden, Anträge auf Wiedereinsetzung in den
vorigen Stand sowie Anträge auf Wiederaufnahme des Verfahrens
einzelner, mit Ausnahme von Gebietskörperschaften – einschließ-
lich der Beilagen –, ist spätestens im Zeitpunkt ihrer Überreichung
eine Gebühr von S 2.500,– zu entrichten.“ Beide Bestimmungen
enthalten weiters insbesondere noch Regelungen über die Entrich-
tung entweder durch das Aufkleben von Stempelmarken oder die
Bareinzahlung mit Erlagschein (sowie über die Entwertung der
Stempelmarken und den Nachweis der Erlagscheineinzahlung)
und ordnen „im übrigen“ die sinngemäße Anwendung der auch
für Eingaben maßgeblichen sonstigen Bestimmungen des Gebüh-
rengesetzes an. Die Gebühr wird pro „Antrag“ (§ 17a Abs 1
VfGG) bzw pro „Beschwerde“ (§ 24 Abs 3 VwGG) erhoben; für
weitere Ausfertigungen einer Beschwerde sowie für Beilagen fällt
keine Gebühr mehr an (Erläuterungen zur RV 576 BlgNR 20. GP,
6 sowie weiters Fellner, RdW 1997, 517ff). Daneben unterliegen
aber jene Eingaben an den VwGH oder VfGH, die nicht unter
§ 17a Abs 1 VfGG oder § 24 Abs 3 VwGG fallen, weiterhin der
Eingabengebühr nach § 14 TP 6 GebG (nunmehr in Höhe von
S 180,–). Dabei kann es sich neben Gegenschriften einer beklag-
ten oder mitbeteiligten Partei (vgl den Bericht des Verfassungsaus-
schusses 784 BlgNR 20. GP, 1 sowie Fellner, RdW 1997, 517ff)
zB um Abtretungsanträge nach Art 144 Abs 3 B-VG handeln, wie
sogleich ausgeführt werden soll.

2. Entwicklung der Rsp: Von den ersten zwei abgedruckten Erk
sind nur die relevanten Kostenentscheidungen abgedruckt; die letz-
ten beiden Erk sind vom Sachverhalt her insoweit anders gelagert,
als ein Rückzahlungsantrag an das für die Gebühren gem § 17a
Abs 1 VfGG und § 24 Abs 3 VwGG in erster Instanz zuständige
Finanzamt für Gebühren und Verkehrsteuern in Wien gestellt
wurde. Dieser Rückzahlungsantrag wurde (auch) in der zweiten
Instanz bescheidmäßig abgelehnt und vor dem VwGH bekämpft.
Das erste Erk vom 16. 12. 1998, 98/03/0211 verneinte noch
die strittige Frage der Gebührenpflicht einer Sukzessivbeschwerde;
mit dem Erk vom 30. 4. 1999, 98/16/0130 schwenkte die Rsp
um. Bei diesem Erk handelt es sich ebenfalls um eine Kostenent-
scheidung; der Vollständigkeit halber sei angemerkt, daß trotz der
damit uneinheitlich gelösten Frage für die Entscheidung gem § 13
Abs 2 VwGG kein verstärkter Senat zuständig war. Im Erk 27. 5.
1999, 99/16/0118 ist allein die Frage strittig, wann der die
Gebührenpflicht auslösende Tatbestand erfüllt ist; der Bf hatte näm-
lich die Beschwerden an den VwGH kurz vor Inkrafttreten des Tat-
bestandes des § 24 Abs 3 VwGG (am 1. 9. 1997) übermittelt. Mit
dem Erk 5. 7. 1999, 99/16/0182 wird schließlich die Frage der
Gebührenpflicht einer Sukzessivbeschwerde – soweit ersichtlich,
erstmalig – nicht im Rahmen einer Kostenentscheidung, sondern
als Beschwerdegegenstand behandelt. Der zuständige 16. Senat
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vertritt hier die Ansicht, daß auch eine Sukzessivbeschwerde die
Gebühr in Höhe von S 2500,– gem § 24 Abs 3 VwGG auslöst.

3. Der Abtretungsantrag als gebührenpflichtiger Vorgang: In wei-
terer Folge soll unter kritischer Würdigung dieser Rsp die Frage
untersucht werden, ob bei Abtretung einer an den VfGH gerichte-
ten Beschwerde an den VwGH tatsächlich eine weitere Gebühr in
Höhe von S 2500,– anfällt. Bei der Prüfung dieser Frage ist zwi-
schen den einzelnen Vorgängen zu unterscheiden. Unzweifelhaft
fällt zunächst für die Erhebung einer Bescheidbeschwerde vor dem
VfGH – unabhängig von deren Abtretung an den VwGH gem
Art 144 Abs 3 B-VG – die Gebühr gem § 17a Abs 1 VfGG in
Höhe von S 2500,– an. Beim nächsten Schritt, nämlich der Stel-
lung eines Abtretungsantrages, stellt sich aber bereits die Frage,
ob nicht bereits der Abtretungsantrag einer Gebühr unterliegt. Prüft
man die Gebührenpflicht eines Abtretungsantrages gem Art 144
Abs 3 B-VG, so kommt allerdings keine Gebührenpflicht nach § 24
Abs 3 VwGG, sondern nur nach § 17a Abs 1 VfGG in Betracht.
In § 24 Abs 3 VwGG ist der Abtretungsantrag nämlich nicht
erwähnt (er erfüllt weder für sich betrachtet den Tatbestand der
„Beschwerde“, noch fällt er unter die Anträge auf Wiederauf-
nahme oder Wiedereinsetzung); überdies wird mit diesem Antrag
der VwGH auch gar nicht befaßt. Daher ist nur die Gebühren-
pflicht nach § 17a Abs 1 VfGG zu untersuchen. Diese Frage geht
über die in den oben abgedruckten Erk problematisierten Themen
hinaus; ob die Praxis des VfGH einen Abtretungsantrag der Ge-
bühr nach § 17a Abs 1 VfGG unterwirft, geht aus ihnen nämlich
nicht hervor. Im Schrifttum wird die Gebührenpflicht dafür überwie-
gend verneint (Müller, Neuerungen bei Gebühren und Kosten im
Verfahren vor dem VwGH, in Thienel, Hrsg, Verwaltungsgerichts-
barkeit im Wandel, 1999, 137ff; Arnold, Gebühren bei Einbrin-
gung der Beschwerde und Aufwandersatz, in Holoubek/M. Lang,
Hrsg, Das verwaltungsgerichtliche Verfahren in Steuersachen,
1999, 224ff). Die Argumente für eine Gebührenpflicht nach
§ 17a Abs 1 VfGG sind allerdings durchaus beachtlich: So spricht
zunächst der Wortlaut des § 17a Abs 1 VfGG dafür, daß der
Gebührenpflicht „Anträge einzelner . . . nach § 15 Abs 1“ VfGG
unterliegen (vgl Arnold in Holoubek/M. Lang, Hrsg, Verwaltungs-
gerichtliches Verfahren in Steuersachen, 218). Unter diese Anträge
fallen – aufgrund des Verweises in § 15 Abs 1 VfGG auf die
Art 137 bis 145 B-VG – auch Abtretungsanträge gem Art 144
Abs 3 B-VG. Weiters könnte auch die Bestimmung des § 12 Abs 1
GebG – die aufgrund des sinngemäßen Verweises auf die Vor-
schriften des GebG in § 24 Abs 3 fünfter Satz VwGG zur Anwen-
dung kommt – für die Gebührenpflicht sprechen (vgl Fellner, RdW
1997, 517ff; kritisch dazu allerdings Müller in Thienel, Hrsg, Ver-
waltungsgerichtsbarkeit, 138 FN 5; Arnold in Holoubek/M. Lang,
Hrsg, Verwaltungsgerichtliches Verfahren in Steuersachen, 226).
Nach dieser Bestimmung ist bei mehreren Ansuchen, die in einer
Eingabe gestellt werden, für jedes Ansuchen die Gebühr zu ent-
richten. Lediglich Anträge, die untereinander in einem inneren

Zusammenhang stehen und deren rechtliches Schicksal nicht ver-
schieden ist (dazu VwGH 18. 12. 1997, 96/16/0218, AnwBl
1998/10/Nr 7539, mit Anm von Urtz. Ein Indiz für das Vorliegen
eines oder mehrerer Ansuchen kann auch die Zahl der dadurch
veranlaßten Amtshandlungen sein; vgl VwGH 12. 11. 1997, 96/
16/0287, AnwBl 1998/10/Nr 7537, mit Anm von Urtz) sind
nach der Rsp als ein Ansuchen zu werten und daher nur einfach zu
vergebühren. In dieser Linie steht auch ein Erk zur Frage der
Gebührenpflicht gem § 14 TP 6 GebG aF, in dem der VwGH
ausdrücklich entschieden hat, daß ein Abtretungsantrag gesondert
gebührenpflichtig ist (VwGH 25. 1. 1988, 87/15/0143, ÖStZB
1988, 373 = AnwBl 1988/5/Nr 2843 mit Anm von Arnold; vgl
auch VwGH 22. 2. 1988, 87/15/0149). Für die Annahme ver-
schiedener „Anträge“ spricht auch, daß der Abtretungsantrag ja
nicht in der Beschwerde gestellt werden muß, sondern nachträg-
lich bis zu zwei Wochen nach Zustellung der Entscheidung des
VfGH gestellt werden kann (§ 87 Abs 3 VfGG). Gegen die Gebüh-
renpflicht eines Abtretungsantrages spricht allerdings die histori-
sche Absicht des Gesetzgebers. In den Erläuterungen zur RV (Erl
zur RV 576 BlgNR 20. GP, 5) wird zu den Änderungen des VfGG
(= Einführung des § 17a) wörtlich ausgeführt: „Im besonderen sei
darauf hingewiesen, daß bei Beschwerden nach Art 144 B-VG
Anträge . . . auf Abtretung an den Verwaltungsgerichtshof keiner
gesonderten Gebühr unterliegen, sondern als Teil der Beschwerde
gelten, somit auch im Fall der Abtretung beim Verwaltungsgerichts-
hof nicht neuerlich zu vergebühren sind.“ Mit der Formulierung „im
Fall der Abtretung“ wollen die Erläuterungen offenbar besonders
betonen, daß der Antrag gerade dann, wenn über ihn entschieden
werden mußte, keiner Gebühr unterliegt. Damit stellen die Erläute-
rungen klar, daß die gebührenrechtliche Behandlung nicht davon
abhängen kann, ob die Entscheidung über den Abtretungsantrag
hinfällig wird, weil beispielsweise der Beschwerde vom VfGH
ohnehin stattgegeben wurde, oder ob es tatsächlich zur Abtretung
kommt. Im Ergebnis ist aufgrund der eindeutigen Aussagen in den
Gesetzesmaterialien trotz des weitergehenden Wortlautes davon
auszugehen, daß der Abtretungsantrag gem Art 144 Abs 3 B-VG
keiner Gebühr nach § 17a Abs 1 VfGG – und auch nicht nach
§ 24 Abs 3 VwGG – unterliegt. Daran ändert auch der Umstand
nichts, daß die Erläuterungen von einem anderen Wortlaut ausgin-
gen und § 17a Abs 1 erster Satz VfGG vom Verfassungsausschuß
neu formuliert wurde (anders offenbar Fellner, RdW 1997, 517ff).
Im Ausschußbericht wird nämlich ausdrücklich darauf hingewie-
sen, daß die Änderungen nur klarstellende Bedeutung haben soll-
ten (AB 784 BlgNR 20. GP, 1). Letztlich kann daher lediglich die
Erhebung der bereits erwähnten Stempelgebühr nach § 14 TP 6
GebG in Höhe von S 180,– in Betracht kommen (für Gebühren-
pflicht nach dieser Bestimmung Müller in Thienel, Hrsg, Verwal-
tungsgerichtsbarkeit, 140 FN 15).

4. Gebührenpflicht der Abtretung gem § 24 Abs 3 VwGG: Somit
verbleibt zu prüfen, ob die tatsächliche Abtretung der Beschwerde
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an den VwGH eine Gebührenpflicht nach § 24 Abs 3 VwGG aus-
löst. Hier werden in den abgedruckten Erk sowie im Schrifttum ver-
schiedene Argumente verwendet:

4.1 Zunächst wird überlegt, ob es sich bei einer zunächst an den
VfGH gerichteten Beschwerde, die an den VwGH abgetreten wird,
um eine oder um zwei Beschwerden handelt. Unter Berufung auf
Jud des VwGH wird vom Gerichtshof (siehe die Nachweise im
abgedruckten Erk vom 16. 12. 1998, 98/03/02111) und vom
Schrifttum (vgl Arnold in Holoubek/M. Lang, Hrsg, Verwaltungs-
gerichtliches Verfahren in Steuersachen, 227; vgl auch Müller in
Thienel, Hrsg, Verwaltungsgerichtsbarkeit 139) argumentiert, daß
nur eine Beschwerde vorliege, die eben sukzessiv zuerst vom
VfGH und dann vom VwGH behandelt wird. Geht man von der
Richtigkeit dieser Auffassung aus, ist in einem zweiten Schritt
folgendes zu überlegen: wenn nur eine Beschwerde vorliegt, muß
diese auch den Tatbestand des § 24 Abs 3 VwGG erfüllen, da
eine nochmalige Gebühr nach § 17a Abs 1 VfGG – ebenso wie
für den Abtretungsantrag – nicht in Betracht kommt. Schließlich ist,
auch wenn – trotz des Vorliegens einer einzigen Beschwerde – der
Tatbestand des § 24 Abs 3 VwGG erfüllt wäre, zu prüfen, ob die
Regelungen des § 17a Abs 1 VfGG und des § 24 Abs 3 VwGG
nebeneinander zur Anwendung kommen können und damit die
Gebührenpflicht doppelt entstehen kann. Der VwGH löst in den
abgedruckten Erk (VwGH 30. 4. 1999, 98/16/0130; VwGH
5. 7. 1999, 99/16/0182) die im zweiten Schritt aufgeworfenen
Fragen verkürzt: Er unterstellt zunächst, daß durch die tatsächliche
Abtretung der Beschwerde (siehe dazu ausführlich VwGH 27. 5.
1999, 99/16/0118) der Tatbestand des § 24 Abs 3 VwGG
erfüllt ist (ohne dies zu begründen) und führt dann weiters aus, daß
die beiden Tatbestände des § 17a Abs 1 VfGG und des § 24
Abs 3 VwGG nebeneinander zur Anwendung kommen. Letztere
Aussage begründet er im wesentlichen damit, daß die beiden Tat-
bestände aufeinander keinen Bezug nehmen und daß der Gesetz-
geber in § 207 Abs 2 BAO zwischen diesen beiden Tatbeständen
differenziert.

4.2 Untersucht man die einzelnen Argumentationsschritte, kommt
man zu folgendem Ergebnis: Zunächst sprechen gute Gründe da-
für, daß auch dann, wenn man eine einzige Beschwerde annimmt,
durch die tatsächliche Abtretung der Tatbestand des § 24 Abs 3
VwGG erfüllt ist. Geht man davon aus, daß der Begriff der
„Beschwerde“ aufgrund des systematischen Zusammenhanges im
Sinne anderer Bestimmungen des VwGG zu verstehen ist, so er-
gibt sich ein weiter Beschwerdebegriff. Selbst Begehren, die sich
beispielsweise wegen offenbarer Unzuständigkeit des VwGH
nicht zur Verhandlung eignen oder denen der Mangel der Berech-
tigung der Erhebung entgegensteht, werden von § 34 VwGG
nämlich ausdrücklich als „Beschwerde“ bezeichnet (vgl Arnold in
Holoubek/M. Lang, Hrsg, Verwaltungsgerichtliches Verfahren in
Steuersachen, 223). Daher ist es überzeugend, auch abgetretene
VfGH-Beschwerden als solche iSd § 24 Abs 3 VwGG zu werten.

Weiters kann man auch aufgrund des Umstandes, daß letztlich
zwei Verfahren zu führen sind, eine Beschwerde iSd § 24 Abs 3
VwGG unterstellen (Müller in Thienel, Hrsg, Verwaltungsgerichts-
barkeit, 140). Dies steht letztlich auch mit den Gesetzesmateria-
lien in Einklang, die die Entlastung des Verwaltungsgerichtshofes
als Ziel der neuen Gebühren betonen. Diese Zielsetzung ist zwar
vage; es ist aber plausibel, daß es der Absicht des historischen
Gesetzgebers entspricht, wenn gerade die Abtretung der Be-
schwerde als Voraussetzung der Durchführung eines zweiten, den
VwGH sozusagen belastenden Verfahrens der Gebühr unterwor-
fen wird. Im Ergebnis ist daher dem VwGH recht zu geben, wenn
er davon ausgeht, daß – auch bei Annahme einer einzigen Be-
schwerde – durch die Abtretung der Tatbestand des § 24 Abs 3
VwGG erfüllt wird (VwGH 30. 4. 1999, 98/16/0130; VwGH
5. 7. 1999, 99/16/0182; anders noch VwGH 16. 12. 1998,
98/03/0211).

4.3. Somit bleibt noch die Frage zu klären, ob die Gebühren gem
§ 17a Abs 1 VfGG und § 24 Abs 3 VwGG nebeneinander zur An-
wendung kommen. Hier argumentiert der VwGH mit den Bestim-
mungen des § 207 Abs 2 BAO (VwGH 30. 4. 1999, 98/16/
0130; VwGH 5. 7. 1999, 99/16/0182) einerseits und des § 14
TP 6 Abs 5 Z 1 GebG (VwGH 16. 12. 1998, 98/03/0211)
andererseits. Aus beiden Bestimmungen kann allerdings nichts ge-
wonnen werden. § 207 Abs 2 BAO normiert sowohl für Gebühren
gem § 17a Abs 1 VfGG als auch nach § 24 Abs 3 VwGG die
gleiche Verjährungsfrist von drei Jahren; damit wird aber über das
Verhältnis dieser beiden Bestimmungen keine Aussage getroffen.
Das gleiche gilt für § 14 TP 6 Abs 5 Z 1 GebG, der für den Fall
einer fehlenden Gebührenpflicht nach den § 17a Abs 1 VfGG
oder § 24 Abs 3 VwGG eine Stempelgebühr in Höhe von S 180,–
anordnet. Über das Verhältnis dieser beiden Bestimmungen wird
dort ebenfalls nichts gesagt. Daher kann dem VwGH auf der
Grundlage dieser Argumentation weder darin zugestimmt werden,
daß die beiden Gebühren gem § 17a Abs 1 VfGG oder § 24
Abs 3 VwGG nebeneinander erhoben werden können, noch darin,
daß immer nur eine der beiden Gebühren einzeln anfallen kann
(vgl zu letzterem Argument VwGH 16. 12. 1998, 98/03/0211).
Ob beide Tatbestände nebeneinander zur Anwendung kommen
oder nicht, kann damit nur aus den § 17a Abs 1 VfGG und § 24
Abs 3 VwGG selbst abgeleitet werden. Zunächst sei festgehalten,
daß eine ausdrückliche Regelung über den Vorrang einer dieser
beiden Bestimmungen im Konkurrenzfall fehlt. Auch aus den all-
gemeinen Grundsätzen über die Lösung von Normenkonkurrenz
kann kein Vorrang einer dieser beiden Bestimmungen abgeleitet
werden. Weder die Lex-posterior-Regel (da beide Bestimmungen
durch BGBl I 1997/88 gleichzeitig eingeführt wurden) noch die
Lex-specialis-Regel (da für eine Spezialität einer dieser beiden
Bestimmungen zur jeweils anderen keine Anhaltspunkte bestehen)
führen zu einem solchen Vorrang. Damit kann im Ergebnis nur fest-
gestellt werden, daß mangels eines Vorrangs die Tatbestände des
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§ 17a Abs 1 VfGG und des § 24 Abs 3 VwGG nebeneinander
zur Anwendung kommen und damit doppelte Gebührenpflicht ent-
stehen kann.

5. Schließlich soll noch kurz auf den Zeitpunkt der Entstehung der
Gebührenschuld eingegangen werden. Der Zeitpunkt ist ua des-
wegen von Bedeutung, da im Schrifttum die Ansicht vertreten wird,
daß der Zeitpunkt der Entstehung der Gebührenschuld gem § 24
Abs 3 VwGG bei einer Sukzessivbeschwerde nicht eindeutig fest-
stellbar sei und dies letztlich auch gegen den Anfall einer Gebühr
gem § 24 Abs 3 spreche (Arnold in Holoubek/M. Lang, Hrsg,
Verwaltungsgerichtliches Verfahren in Steuersachen, 227). Nach
Ansicht des VwGH ist der Tatbestand des § 24 Abs 3 VwGG, die
„Überreichung“ der Beschwerde, im Zeitpunkt des Einlangens der
Beschwerde beim VwGH erfüllt (eingehend VwGH 27. 5. 1999,
99/16/0118; siehe auch schon VwGH 30. 4. 1999, 98/16/
0130). Da § 24 Abs 3 VwGG insoweit Parallelen zu § 11 Z 1
GebG aufweist und die Bestimmungen des GebG, wie erwähnt,
für die Anwendung des § 24 Abs 3 VwGG sinngemäß anzuwen-
den sind, kann das zu dieser Bestimmung vertretene Verständnis
der „Überreichung“ als Zeitpunkt des Einlangens (vgl Fellner, Ge-
bühren und Verkehrsteuern, Band I, Stempel- und Rechtsgebühren
§ 11 GebG Ergänzung 2 L; derselbe, Stempel- und Rechtsgebüh-
ren6 § 11 Anm 2) auch auf § 24 Abs 3 VwGG übertragen wer-
den. Die Auffassung des VwGH, daß der Gebührentatbestand mit
dem Zeitpunkt des Einlangens erfüllt ist, ist daher schlüssig. Nicht
verständlich ist allerdings zum Teil die Begründung des Gerichts-
hofes (VwGH 27. 5. 1999, 99/16/0118). Einerseits führt er näm-
lich aus, daß die – gem § 62 Abs 1 VwGG sinngemäß anzuwen-
dende – Bestimmung des § 33 Abs 3 AVG, nach der die Tage des
Postenlaufes nicht in die Frist einzurechnen sind, für die Definition
der „Überreichung“ als Zeitpunkt des Einlangens spreche; würde
nämlich bereits mit der Postaufgabe eine „Überreichung“ vorlie-
gen, wäre diese Bestimmung entbehrlich. Andererseits habe der
Zeitpunkt des Entstehens der Gebührenpflicht gem § 24 Abs 3
VwGG nichts mit der fristgerechten Erhebung einer Beschwerde zu
tun. Nur den letztgenannten Ausführungen des VwGH kann zuge-
stimmt werden: Da die fristgerechte Beschwerdeerhebung tatsäch-
lich nichts mit dem Zeitpunkt des Entstehens der Gebührenschuld
zu tun hat, kann aus § 33 Abs 3 AVG auch nichts gewonnen wer-
den. Aufgrund der Parallelen zu § 11 Z 1 GebG hat die Ansicht
des VwGH allerdings gute Gründe für sich, daß die Gebühren-
pflicht zum Zeitpunkt des Einlangens der Beschwerde beim VwGH
entsteht. Damit kann auch nicht mehr argumentiert werden, daß es
mangels einer eindeutigen Regelung über den Zeitpunkt des Entste-
hens der Gebührenpflicht nicht zu einer Gebühr gem § 24 Abs 3
VwGG für Sukzessivbeschwerden kommen kann.

6. Ob verfassungsrechtliche Bedenken einer doppelten Gebüh-
renpflicht für Sukzessivbeschwerden nach § 17a Abs 1 VfGG und
§ 24 Abs 3 VwGG entgegenstehen, soll hier nicht abschließend
geklärt werden. Hier sollen lediglich einzelne Argumente aufge-

zeigt werden. Verfassungsrechtliche Überlegungen klingen auch
in den Aussagen des VwGH in den zwei abgedruckten Erk
(VwGH 30. 4. 1999, 98/16/0130 und 5. 7. 1999, 99/16/
0182) an: dem Gesetzgeber stehe es frei, denselben Sachverhalt
zwei oder mehreren Abgaben zu unterwerfen; eine „exzessive
Besteuerung“ durch den Anfall von zweimal S 2500,– sei nicht zu
erwarten. Der VwGH skizziert damit mögliche Bedenken, und
zwar offenbar wegen eines Verstoßes gegen den Gleichheits-
grundsatz (Art 7 B-VG, Art 2 StGG), nur sehr grob. Im Ergebnis
hegt der Gerichtshof offenbar keine gleichheitsrechtlichen Beden-
ken. Diese Ansicht wird durch eine gleichheitsrechtliche Prüfung
nicht leicht zu entkräften sein. Bei Sukzessivbeschwerden werden
nämlich grundsätzlich beide Gerichtshöfe im Rahmen eines Ver-
fahrens tätig. Wenn für diese Tätigkeit eine Gebühr von jeweils
S 2500,– eingehoben wird, so ist die Gebührenpflicht auf den
ersten Blick auch vor dem Hintergrund der beabsichtigten Entla-
stung der Gerichtshöfe nicht gleichheitswidrig. Es mögen aller-
dings durchaus einzelne Sachverhalte denkbar sein, die über
einen „Härtefall“ hinausgehen und die Regelung des § 24 Abs 3
VwGG, insoweit sie zwischen Sukzessivbeschwerden und ande-
ren Beschwerden nicht differenziert, gleichheitswidrig machen.
Arnold in Holoubek/M. Lang, Hrsg, Verwaltungsgerichtliches Ver-
fahren in Steuersachen, 229, führt folgendes Beispiel an: Da die
Voraussetzungen der Verletzung des Rechts auf den gesetzlichen
Richter (Art 83 Abs 2 B-VG) auf verfassungsrechtlicher Ebene
jenen der Rechtswidrigkeit aufgrund der Entscheidung durch eine
unzuständige Behörde (§ 42 Abs 2 Z 2 VwGG) entsprechen, kann
leicht der Fall eintreten, daß der VfGH von dem ihm eingeräumten
Ermessen iSd Art 144 Abs 2 B-VG in dem Sinn Gebrauch macht,
daß er die Beschwerde an den VwGH abtritt, da die Klärung einer
verfassungsrechtlichen Frage nicht zu erwarten ist (Art 144 Abs 2
zweite Variante). Damit entsteht doppelte Gebührenpflicht. Hätte
der VfGH selbst – nach den gleichen Kriterien wie gem § 42
Abs 2 Z 2 VwGG – über die Verletzung des Art 83 Abs 2 B-VG
entschieden, wäre die Gebühr hingegen nur einmal angefallen.
Eine Gleichheitswidrigkeit kann in diesem Fall allerdings leicht ver-
mieden werden, wenn man sich vor Augen führt, daß der Umstand
einer doppelten Gebührenpflicht für den VfGH als Ermessenskrite-
rium für die Entscheidung beachtet werden muß, ob er die Be-
handlung einer Beschwerde gem § 144 Abs 2 B-VG ablehnt und
diese an den VwGH abtritt oder selbst entscheidet (die Bedenken
von Arnold in Holoubek/M. Lang, Hrsg, Verwaltungsgerichtliches
Verfahren in Steuersachen, 229 FN 136, daß die einfachgesetz-
liche Bestimmung des § 24 Abs 3 VwGG wohl nicht zu einer Ein-
schränkung der verfassungsrechtlichen Norm des Art 144 Abs 2
B-VG führen wird, teile ich nicht). Dieser Fall ist daher nicht gleich-
heitsrechtlich bedenklich. Ob es allerdings noch andere Sachver-
halte gibt, die letztlich zu einer Gleichheitswidrigkeit führen kön-
nen, sei hier dahingestellt.

Christoph Urtz
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Für Sie gelesen
■ Die Verwaltungsverfahrensnovellen

1998. Von Robert Walter/Rudolf Thie-
nel. Verlag Manz, Wien 1999. 8°, X,
234 Seiten, br, S 380,–.

1998 sind bekanntlich die Verwaltungs-
verfahrensgesetze – und damit im Zusam-
menhang auch einige andere Gesetze –
zum Teil sehr maßgebend verändert wor-
den (BGBl I 1998/158 und Druckfehlerbe-
richtigung BGBl I 1998/164). Es handelt
sich um eine für die „moderne“ Gesetz-
gebung typische, die Rechtszersplitterung
nachhaltig fördernde „Sammelnovelle“,
worauf auch in der Einleitung des vorlie-
genden Buches mit Recht hingewiesen
wird.

Auf die Vorbereitung der in Frage stehen-
den Novellierungen ist viel Mühe und Zeit
aufgewendet worden. Dennoch enthalten
sie zahlreiche Unklarheiten und Unge-
reimtheiten – einfach deshalb, weil „Kom-
promisse“ gefunden werden mußten. Im
wesentlichen geht es bekanntlich um die
Neuregelung der Präklusionswirkungen,
um Regelungen für Großverfahren und um
Verfahrensänderungen im Zusammenhang
mit den UVS. Dazu kommen zahlreiche
Detailvorschriften, wie etwa die Möglich-
keit, den Schluß des Ermittlungsverfahrens
zu erklären (§ 39 Abs 3 AVG). Letzteres
offenbar nach – pointiert formuliert – nicht
richtig verstandenen Vorbildern in der
ZPO und in der StPO. Daß nach dem AVG
die Grundsätze der Amtswegigkeit und
der Erforschung der materiellen Wahrheit
gelten und daß es für das Berufungsver-
fahren kein Neuerungsverbot gibt, das ist
nämlich keineswegs übersehen worden.
Im Begutachtungsverfahren ist nämlich
mehrfach darauf hingewiesen worden.
Das für das AVG verfehlte und unbrauch-
bare Institut „Schluß des Ermittlungsverfah-
rens“ wurde offenbar ganz einfach als Teil
eines „Kompromißpakets“ Gesetz.

Die beiden Autoren deuten im Vorwort
sehr vornehm an, daß zu den Novellie-
rungen rechtshistorisch, politologisch und

auch vom Standpunkt der Zweckmäßigkeit
her einiges zu sagen wäre, sie aber rein
dogmatisch vorgehen wollen. Diese Ab-
sicht ist den Autoren voll gelungen. Sie
präsentieren zu den verschiedenen Neu-
regelungen – sie tragen, wie bereits
erwähnt, nicht immer zur Klarheit bei,
sondern sie schaffen vielfach neue Pro-
bleme – verschiedene Auslegungsmöglich-
keiten und stellen auch die Zusammen-
hänge mit dem Verfassungsrecht (verfas-
sungskonforme Auslegung) und mit dem
Gemeinschaftsrecht dar. Damit ist das vor-
liegende Werk eine besonders wertvolle
Hilfe in der juristischen Praxis. Ein Beispiel:
§ 17 Abs 2 HGB, welcher ebenfalls geän-
dert worden ist, besagt nunmehr, daß ein
Kaufmann auch vor Verwaltungsbehörden
seine Firma als Parteibezeichnung führen
und mit seiner Firma als Partei bezeichnet
werden kann (allerdings nicht im Straf-
verfahren). Welche Probleme damit in
Wahrheit verbunden sind, was alles nicht
bedacht worden ist, welche Derogations-
probleme entstanden sind etc, das alles
führen uns die Autoren anschaulich vor
Augen. Die Praxis wird auf diese Ausfüh-
rungen – und die damit verbundenen Vor-
schläge – gerne zurückgreifen.
Ein Buch mit hohem wissenschaftlichem
Niveau und gleichzeitig größter Praxis-
orientiertheit.

Walter Barfuß

■ Österreichisches Wohnrecht. Band 1:
Entscheidungen Mietrecht (Wien 1998),
Band 2: Entscheidungen Wohnungsei-
gentumsrecht (Wien 1999). Von Wolf-
gang Dirnbacher / Peter Rustler / Patri-
cia Wolf. Verlag Österreichischer Ver-
band der Immobilientreuhänder (Hrsg),
Bd 1: 588 Seiten, br, S 1574,–; Bd 2:
464 Seiten, br, S 1080,–.

Das Mietrecht gilt schon lange als Geheim-
wissenschaft. Es ist daher umso erfreuli-
cher, daß drei Autoren einen Anlauf unter-
nehmen, diesen Mythos zu entzaubern
und der Praxis ihr besonderes Fachwissen
durch eine Darstellung der höchstrichterli-

chen Judikatur zum MRG (Band 1) und
zum WEG (Band 2) zugänglich machen.

Die zunehmende Dichte der Judikatur, die
in den zu besprechenden beiden Bänden
zum Ausdruck kommt, ist beeindruckend.
Obwohl sich das Autorenteam eine Selbst-
beschränkung auf die aktuelle Judikatur,
etwa der letzten 10 Jahre, auferlegt hat,
füllt diese 501 Seiten (Band 1) bzw
409 Seiten (Band 2). Selbst wenn man
Doppelzitate zu einzelnen Paragraphen
ausklammert, ist dies für eine zivilrechtli-
che Spezialmaterie bemerkenswert und
stimmt nachdenklich. Wer einerseits leicht
lesbare Gesetze verlangt und andererseits
Regelungen schafft, wie zuletzt das Abga-
benänderungsgesetz 1998, mit dem ua
das MRG im Zusammenhang mit der Ver-
längerung der Auflösungsfrist für steuerli-
che Mietzinsrücklagen geändert wurde
(BGBl I 1999/24), dessen Inhalt nicht ein-
mal für besonders versierte Mietrechtsspe-
zialisten ohne wissenschaftliche Untersu-
chungen und Zuhilfenahme der Erläutern-
den Bemerkungen nachvollziehbar ist,
darf sich über die mangelnde Akzeptanz
von Regelungen bei den Rechtsunterworfe-
nen und die hohe Streitträchtigkeit nicht
beklagen.

Die Einschätzbarkeit eines Rechtsproblems
und damit die Vorhersehbarkeit der
Rechtslage ist wesentlicher Bestandteil der
Rechtsstaatlichkeit. Gerade in einem durch
die Fülle von Judikatur geprägten Bereich
ist eine möglichst breite Kenntnis der vor-
handenen Rechtsprechung nötig. Daher
trägt die vorgelegte übersichtliche Ent-
scheidungssammlung zur Rechtssicherheit
bei.

Die Entscheidungen sind nach Paragra-
phen geordnet, mit Überschriften versehen
und leitsatzartig dargestellt. Dies ersetzt
naturgemäß nicht die Kenntnis des Ge-
samttextes der Entscheidung einschließlich
der Sachverhaltsgrundlagen, stellt aber ei-
ne sehr sinnvolle Möglichkeit dar, System
in die oft verschlungenen Wege der
höchstrichterlichen Judikatur zu bringen
und verschafft einen Gesamtüberblick. Da-
her sind die Verweise auf die Haupt-
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fundstellen sowie die Geschäftszahl eben-
so zur zweckentsprechenden Rechtsver-
folgung dienlich wie die Querverweise.
Diese ermöglichen es vielfach erst, zwi-
schen einhelliger Judikatur, Einzelentschei-
dungen oder Ausreißern zu differenzieren
(Vorwort Band 1, Seite III). Der Entschei-
dungsapparat wird, wo es nötig ist, mit
Hinweise auf allfällige Auswirkungen
durch die Novellierungen des MRG und
des WEG abgerundet.

In jenen Bereichen, in denen sich die
Spruchpraxis der einzelnen Senate des
OGH voneinander unterscheidet, sind die
beiden Entscheidungssammlungen beson-
ders hilfreich. Es ist schon vom Grunde her
bedenklich, daß gerade jenes Gericht,
das iS des § 502 ZPO eine die Rechtsein-
heit wahrende Funktion haben soll, in vol-
ler Kenntnis dieses Umstandes gegenteili-
ge Ansichten vertritt und es bloß dem Zu-
fall überlassen bleibt, bei welchem Senat
der Rechtssuchende sich wieder findet. Es
wäre daher gewiß lohnend, darüber nach-
zudenken, ob durch die Schaffung eines
wohnrechtlichen Senats beim OGH nicht
doch ein Beitrag zur Rechtssicherheit gelei-
stet werden könnte. Besonders markant ist
dieses Problem zuletzt bei der Frage zu-
tage getreten, ob zur Aufkündigung eines
vor Begründung von Wohnungseigentum
geschlossenen Mietvertrages der einzelne
(nachmalige) Wohnungseigentümer, die
Wohnungseigentümergemeinschaft als ei-
genständiges Rechtssubjekt oder die Mehr-
heit der Mit- und Wohnungseigentümer be-
fugt ist. Der 5. und 6. Senat haben in meh-
reren, kurz nacheinander ergangenen Ent-
scheidungen seit 1997 ihre zunächst ab-
weichenden Auffassungen aufgegeben
(siehe Call, Mietrecht und Wohnungs-
eigentumsrecht im MRG-Althaus, wobl
1998, 161). Die ist an sich erfreulich, weil
nunmehr als gesichert gilt, daß der einzel-
ne Wohnungseigentümer zur Aufkündi-
gung legitimiert ist (OGH 24. 11. 1998,
5 Ob 258/98x, ÖWR E 48 zu § 13
WEG). Ein Wermutstropfen liegt freilich
darin, daß derselbe Senat noch kurz da-
vor auch der Mehrheit der Wohnungsei-

gentümer die Kündigungsbefugnis zugebil-
ligt hat (OGH 13. 10. 1998, 5 Ob 238/
98f, ÖWR E 46 zu § 13 WEG), was die
Autoren offenbar dazu veranlaßt hat, die
jüngere Entscheidung (E 48) mit einem
mehrdeutigen Fragezeichen zu versehen.
Das Ergebnis – Kündigung durch den ein-
zelnen Wohnungseigentümer überzeugt
auch in der Begründung. Durch die Woh-
nungseigentumsbegründung soll keine
sachlich nicht gerechtfertigte Verbesserung
der Rechtsstellung des Mieters entstehen,
die aus der Notwendigkeit folgen würde,
alle Wohnungseigentümer in das Prozeß-
verhältnis (mit Kostenrisiko!) einzubezie-
hen. Da es aus der Sicht des betroffenen
Mieters lediglich klar und sichergestellt
sein muß, daß es bei einer Mehrheit auf
der Vertragsgegenseite nicht durch unlieb-
same und von ihm nicht beurteilbare Mei-
nungsdifferenzen innerhalb der Willensbil-
dung zur Gefährdung seiner Rechte kom-
men darf, ist kein Grund zu ersehen, dem
Mieter Verteidigungsmöglichkeiten an die
Hand zu geben, die ohne die von ihm
nicht beeinflußbare Wohnungseigentums-
begründung nicht hätte. Der argumentati-
ve Weg zu diesem Ergebnis ist rechtsdsog-
matisch hoch interessant. Der 5. Senat fol-
gert die alleinige Kündigungsbefugnis
durch ergänzende Auslegung des Woh-
nungseigentumsvertrages dahingehend,
daß dem Wohnungseigentümer mit der
alleinigen Nutzungsbefugnis iS des § 1
Abs 1 WEG auch die Verfügungsrechte
und damit die Verwaltungsbefugnis seines
WE-Objektes überbunden werden. Zur
Auslegung des sehr häufig auf standardi-
sierten Texten bestehenden WE-Vertrages
gibt es, soweit ersichtlich, nur sehr spärli-
che Stellungnahmen. Da die vertraglich in
aller Regel ausdrücklich festgehaltene
Übertragung der ausschließlichen Nut-
zungsbefugnis gesetzlich zwingend vorge-
geben ist, also auch ohne Vertragsrege-
lung gilt, wäre eine Überprüfung lohnend,
ob das Ergebnis nicht schon unmittelbar
aus dem WEG zu folgern ist. Die Auswir-
kungen dieses unterschiedlichen Ansatzes
dürften darin liegen, daß die ergänzende

Vertragsauslegung zwar auch auf norma-
tiven Grundlagen basiert, aber aus dem
hypothetischen Willen der ursprünglichen
Vertragspartner abgeleitet wird und nicht
aus den Wertungen des Gesetzgebers.

Dirnbacher/Rustler/Wolf haben im Rah-
men ihres Vorwortes die Bitte an die Benut-
zer gerichtet, nachsichtig bei Fehlern zu
sein und sich im vorhinein für Verbesse-
rungshinweise bedankt. Die Prophylaxe
wäre nicht nötig, denn über einzelne For-
mulierungen läßt sich unter Juristen immer
diskutieren. Letztendlich ist dies das Salz
für einen ganzen Berufsstand. Ein einziges
Anliegen muß man als Benutzer des Wer-
kes dem Autorenteam pro futuro mitgeben,
nämlich sich auch den Mühen der ange-
kündigten Folgeauflagen, die angesichts
der steigenden Zahl von Entscheidungen
bald nötig sein werden, zu unterscheiden,
denn sie dienen der zweckentsprechenden
Rechtsverfolgung.

Michael Enzinger

■ Einführung in das Bürgerliche Recht
mit IPR. Springers Kurzlehrbücher der
Rechtswissenschaft. 4., überarbeitete
Auflage. Von Richard Holzhammer /
Marianne Roth. Springer-Verlag, Wien-
New York 1999. XXVIII, 424 Seiten,
br, S 620,–, Hörerpreis S 496,–.

Nach 13 Jahren liegt nunmehr die überar-
beitete vierte Auflage der Einführung in
das Bürgerliche Recht mit IPR vor. Anlie-
gen der Autoren ist es, in dem sich in erster
Linie an Studenten der Rechtswissenschaf-
ten richtenden Werk mit möglichst gerin-
gem Umfang das gesamte zivilrechtliche
Basiswissen zu vermitteln. Dementspre-
chend wird weitgehend auf Zitate aus Lite-
ratur und Rechtsprechung verzichtet und
von vornherein auf vertiefende Lehrbücher
verwiesen. Diesem beabsichtigten Zweck,
einen raschen und prägnanten Einstieg in
das Bürgerliche Recht zu bieten, wird das
vorliegende Werk zweifellos gerecht,
doch sollte seine Bedeutung damit nicht
abgetan sein: Auch für den Praktiker, der
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in Anbetracht der hohen Komplexität ein-
zelner Rechtsgebiete mitunter „den Wald
vor lauter Bäumen nicht mehr sieht“, kann
dann Verwendung für die Einführung von
Holzhammer/Roth bestehen, wenn einmal
zur Strukturierung juristischer Gedanken
auf die knappe verständliche Basis der
Grundbegriffe des Bürgerlichen Rechts zu-
rückgegriffen werden soll. Unter diesem
Gesichtspunkt kommt dem vorliegenden
Werk auch für den Praktiker durchaus Ge-
wicht zu.

Harald Bisanz

■ Die Einführung des EURO aus rechtli-
cher Sicht. Schriftenreihe NÖ juristische
Gesellschaft Band 77. Von Thomas
Sternbach. Verlag Orac, Wien 1999.
48 Seiten, br, S 120,–.

Diese kurze Monographie ist eine aktuali-
sierte und erweiterte Fassung des Vortra-

ges des Autors vom 17. 6. 1998, den die-
ser in Retz vor der NÖ juristischen Gesell-
schaft gehalten habe.

Für den juristischen Praktiker ist die kurze
Behandlung des § 988 ABGB im Verhält-
nis zur Umstellung auf den Euro beachtens-
wert. Dabei ist jedoch leise zu kritisieren,
daß er die von ihm erwähnte Rsp (Begriff
„ältere Judikatur“) nicht zitierte. Insbeson-
dere ist es die von ihm erwähnte Entschei-
dung aus dem Jahre 1924, die nicht aus-
drücklich erwähnt ist. Bei Durchsicht von
Dittrich/Tades35 hat der Rezensent eine
große Anzahl von Entscheidungen aus die-
sem Jahr gefunden, jedoch nicht die vom
Autor gemeinte.

Da infolge der niedrigen Zinsen – zum
Zeitpunkt der Rezession dieses Buches –
viele Personen Kredite in Schweizer Fran-
ken aufnehmen, ist die Bedeutung des § 5
Euro-JuBeG vom Autor in dankenswerter
Weise (Seite 40ff) erwähnt und kurz unter-

sucht worden. Er weist deutlich den Weg
darauf, daß Hypothekardarlehen in
Schweizer Franken als Liechtenstein’sche
Währung, somit als EWR-Währung, titu-
liert werden sollen, um eine Eintragung ins
Grundbuch zu erwirken. Bedauerlicher-
weise hat er den grundlegenden Vorlage-
beschluß des OGH vom 27. 5. 1997
(OGH, B 27. 5. 1997, 5 Ob 160/97h =
ÖBA 1998, 142f) nicht entsprechend zi-
tiert und gewürdigt, der eine grundlegen-
de Änderung der bisherigen Rsp bedeute-
te. Aus diesem ist der Schluß zu ziehen,
daß nach dem 1. 1. 1999 begründete Hy-
pothekardarlehen in Euro und in den ande-
ren Währungsarten der Euro-Zone verbü-
chert werden dürfen.

Dieses Buch ist als kurze Einführung zur
Euro-Umstellung geeignet, um sich einen
schnellen Überblick über die Rechtslage zu
verschaffen.

Wolf-Georg Schärf
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■ USA Businesswise – Ein praktischer
Wegweiser für Exporte und Firmen-
gründungen in den Vereinigten Staaten
von Amerika. VonGerhardApfelthaler /
Hans Kausl. Linde Verlag, Wien 1997.
333 Seiten, geb, S 492,–.

Dieses Buch bietet einen soliden allge-
meinen Überblick über eine Reihe von
US-Rechtsfragen, mit denen österreichi-
sche Exporteure öfters konfrontiert sind.
Der große Vorteil des Buches liegt in sei-
ner Praxisbezogenheit. Die Autoren schil-
dern beispielsweise die Vor- und Nach-
teile der verschiedenen Aufenthaltsgeneh-
migungen, die im Rahmen des US-Visa-
rechts erlangt werden können. Das Buch
deckt auch ein weites Spektrum verschie-
dener Rechtsgebiete ab. Es werden unter
anderem das US-Wettbewerbsrecht, Pro-
dukthaftung, Umweltschutz, Konsumenten-
schutz und Handelsvertreterrecht behandelt
und anschließend verschiedene Musterver-
träge beigelegt.

Zu betonen ist jedoch, daß das Buch ledig-
lich einen allgemeinen Überblick über die
meisten Rechtsgebiete enthält. Für diejeni-
gen, die sich schon mit US-Recht näher
beschäftigt haben, wird das Buch nicht viel
Neues bieten. Wichtig zu erwähnen ist
auch, daß das Buch an verschiedenen
Stellen dazu tendiert, zu sehr zu verallge-
meinern. In der Behandlung des Abschnit-
tes über die in den USA geltenden Ver-
jährungsfristen – ein zweifellos wichtiges
Rechtsgebiet für die Rechtsdurchsetzung –
wird angeführt, daß die Verjährungsfristen
je nach Art des Vertrages bzw Rechts-
geschäftes und je nach Bundesstaat zwi-
schen drei und sechs Jahren variieren.
Dem ist nicht so. Verjährungsfristen für
Ansprüche aus Vertragsverletzungen be-
tragen in vielen Bundesstaaten mehr als
sechs Jahre (zB 15 Jahre für vertragliche
Ansprüche nach dem Recht des Bundes-
staates Ohio). Im Umweltschutzkapitel ist
zu bemängeln, daß die zweifellos wichtig-
ste Gesetzgebung für Erzeuger von Abfäl-
len und daher auch für Niederlassungen
von österreichischen Firmen in den USA

die Superfund-Gesetzgebung darstellt, die
im Rahmen eines im Jahr 1980 abgeschlos-
senen Gesetzes eine sehr weitgehende,
rückwirkende und verschuldensunabhän-
gige Haftungsgrundlage unter anderem für
Erzeuger von Abfällen vorsieht.

Paul Luiki

■ Arbeiter und Angestellte. Verfassungs-
rechtliche Aspekte arbeitsrechtlicher
Ungleichbehandlung. Von Monika Drs.
Verlag Orac, Wien 1999. 304 Seiten,
br, S 850,–.

Bei dem vorliegenden Werk handelt es
sich um die aktualisierte Fassung der Dis-
sertation von Frau Dr. Drs. Weite Teile wie
die Entstehungsgeschichte oder die verfas-
sungsrechtlichen Überlegungen sind mehr
von akademischem Interesse als von prak-
tischem für den Arbeitsrechtler. Die Autorin
zeigt aber beispielsweise Sinn für Humor,
wenn das Buch eine Ratetabelle beinhaltet,
welche Berufe Arbeiter und welche Ange-
stellte sein sollen nach – diesbezüglich
auch nicht einheitlicher – Judikatur. Im
längsten und ausführlichsten dritten Teil
finden sich die einzelnen Kapitel der auf-
grund der bestehenden Rechtslage unter-
schiedlichen Behandlung, am wesentlich-
sten bei den Kündigungsfristen und der Ent-
geltfortzahlung. Die Autorin zitiert ausführ-
lich Literatur und Judikatur unter häufiger
Bezugnahme – naturgemäß – auf Marti-
nek/Schwarz, Dittrich/Tades und Floretta/
Spielbüchler/Strasser. Auch auf die deut-
sche Rechtslage wird vergleichend einge-
gangen. Wirklich praktisch ist die Über-
sichtstabelle über die Entgeltfortzahlung im
Krankheitsfall auf Seite 124.

Die derzeitige Diskussion über gesetzliche
Gleichstellung von Arbeitern und Ange-
stellten verleiht dem Werk hohe Aktualität.

Ruth E. Hütthaler-Brandauer

■ Fremdenrecht in der EU. Von „Helping
Hands“ (Hrsg). Verlag Österreich,
Wien 1998. 416 Seiten, br, S 598,–.

Dieses Buch hat als zentrales Thema das
Recht der Freizügigkeit der Person in der
Europäischen Union zum Gegenstand und
wurde von „Helping Hands“ herausge-
geben, einem Verein, der mit dem Projekt
„Rechtsberatung im Bereich des Fremden-
rechts“ befaßt ist, an welchem Rechts-
anwälte und Mitglieder des Lehrkörpers
der rechtswissenschaftlichen Fakultät der
Universität Wien beteiligt sind. An der
Verfassung des Buches waren größtenteils
Autoren beteiligt, die in diesem Projekt
tätig waren bzw sind.

Das Handbuch gliedert sich in 4 Teile:

Der erste Teil befaßt sich mit der Rechtsord-
nung der EG im allgemeinen, insbeson-
dere der Organisation und den Rechtset-
zungsakten der EU und dem Prinzip der
3 Säulen sowie den Auswirkungen des
Gemeinschaftsrechtes auf die Rechtsord-
nungen der Mitgliedsstaaten.

Der zweite Teil ist der Freizügigkeit der
Arbeitnehmer gewidmet, wobei das Pri-
märrecht (Art 48 EGV) und das Sekundär-
recht für Arbeitnehmer und deren Familien-
angehörige beleuchtet wird.

Der dritte Teil untersucht die Außenkompe-
tenz der EG nach dem EGV. Abkommen
gem Art 228 EGV sind mit Inkrafttreten Be-
standteil des Gemeinschaftsrechtes. Gem
Art 238 EGV können Assoziationsabkom-
men mit einem Drittstaat abgeschlossen
werden, wobei die Vertragsbestimmungen
eine Zwischenstellung von Primär- und
Sekundärrecht im Rahmen des Gemein-
schaftsrechtes einnehmen. In diesem Zu-
sammenhang wird auch die Frage der
unmittelbaren Wirkung diskutiert, welche
von Fall zu Fall ähnlich wie bei Richtlinien
zu interpretieren ist. Die diversen Rechts-
fragen und ihre Lösungen werden mit den
wesentlichen Urteilen des EuGH hiezu be-
legt. Eingehend besprochen werden dar-
über hinaus die einzelnen Abkommen mit
Marokko, Algerien und Tunesien, den ost-
und mitteleuropäischen Staaten und vor
allem mit der Türkei. Besonderes Augen-
merk wird im letztgenannten Fall auch
dem Beschluß 1/80 des Assoziationsrates
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vom 19. 9. 1980 sowie seiner Auslegung
durch den EuGH und seiner Anwendung
in Österreich geschenkt.

Der vierte Teil behandelt schließlich die
intergouvernementale Zusammenarbeit in
den Bereichen Justiz und Inneres im Zuge
der Entwicklung über das Schengener
Durchführungsübereinkommen, den Ver-
trag von Maastricht bis zum Vertrag von
Amsterdam. Ein neuer Titel mit der Über-
schrift „Freier Personenverkehr, Asylrecht
und Einwanderung“ wird eingeführt und
somit eine Vergemeinschaftung dieser
Materie durchgeführt. Eine Bewertung der
Rechtsentwicklung schließt dieses Kapitel
ab.

Im letzten Kapitel des vierten Teiles finden
sich Gedanken zur Institutionenreform und
Erweiterung der EU.

Abgerundet wird das Buch durch eine Liste
der einschlägigen Rechtsakte zum 4. Teil
des Buches sowie durch umfangreiche
Literatur-, Autoren- und Stichwortverzeich-
nisse.

Das vorliegende Werk bietet einen klaren
Überblick über die komplexe Materie des
Fremdenrechts in der EU und darüber hin-
aus auch ein wertvolles Nachschlagewerk
über Detailfragen auf diesem Gebiet.

Erich Heliczer

■ Rechtssuche im Internet – Schnell und
aktuell. Von Johann Punz, herausgege-
ben von der Wirtschaftskammer Ober-
österreich 1999, Wien 1999. 47 Sei-
ten, br, S 165,– für WK-Mitglieder,
S 330,– für Nichtmitglieder.

Der Cyberspace wird zunehmend auch als
Rechtsraum entdeckt. Pars pro toto steht
dabei das Internet im Mittelpunkt des (juri-
stischen) Interesses. Sind erst einmal die
Hardwareprobleme – wie schließe ich das
Modem an, um online zu sein – überwun-
den, stellt sich für jeden Neo-Cybersurfer
das Problem der effektiven Nutzung der
schier unerschöpflichen Ressourcen des
World Wide Web (WWW). Was sind da-
bei die besten Sprungbretter („links“) in

die schöne neue Datenwelt? Genau hier
setzt die von der Wirtschaftskammer Ober-
österreich herausgegebene Broschüre
„Rechtssuche im Internet“ an. Deren erklär-
tes Ziel ist es, Benutzern von Rechtsdaten-
banken im Internet Tips für eine effiziente
Suche zu geben, sowie denjenigen, die
ihre Rechtsinformationen noch nicht über
das Internet beziehen, die Möglichkeiten
dieses Mediums aufzuzeigen. Letzteres
Anliegen kann wohl nur als Denkanstoß
verstanden werden, da Cybersurfen im
„Trockentraining“ nicht zu bewerkstelligen
ist.

Der Schwerpunkt der „Rechtssuche im In-
ternet“ liegt erwartungsgemäß bei der
Erörterung des Rechtsinformationssystems
des Bundeskanzleramtes (RIS – http://

www.ris.bka.gv.at). Anhand von über-
sichtlich glossierten Bildschirmdarstellun-
gen werden die einzelnen Suchmasken er-
klärt und Beispiele (im Anhang) veran-
schaulicht. Schritt für Schritt findet der Le-
ser (pardon Cybersurfer) Erläuterungen zu
den einzelnen Hypertextfeldern. Abgerun-
det wird das praxisorientierte Büchlein ua
durch eine kurze Darstellung der auf den
Webpages des VfGH, des Parlaments, der
Europäischen Union und des Landes Ober-
österreich dargebotenen Inhalte. Zusam-
menfassend erleichtert der vorliegende Be-
helf den Einstieg in die juristische Abtei-
lung des Internet und ist weiters zur Opti-
mierung der Datenbankrecherche gut
brauchbar.

Clemens Thiele

Indexzahlen Juni 1999

Berechnet vom Österreichischen Statistischen Zentralamt

Index der Verbraucherpreise 96 (∅ 1996 = 100) 102,6

Großhandelsindex (∅ 1996 = 100) 99,2

Verkettete Vergleichsziffern

Index der Verbraucherpreise 86 (∅ 1986 = 100) 134,2

Index der Verbraucherpreise 76 (∅ 1976 = 100) 208,6

Index der Verbraucherpreise 66 (∅ 1966 = 100) 366,0

Verbraucherpreisindex I (∅ 1958 = 100) 466,3

Verbraucherpreisindex II (∅ 1958 = 100) 467,8

Lebenshaltungskostenindex (April 1945 = 100) 4097,4

Lebenshaltungskostenindex (April 1938 = 100) 3480,2

Kleinhandelsindex (März 1938 = 100) 3531,4

Großhandelsindex (∅ 1986 = 100) 103,5

Großhandelsindex (∅ 1976 = 100) 137,7

Großhandelsindex (∅ 1964 = 100) 229,3

Großhandelsindex (März 1938 = 100) ohne MWSt 2236,9
Zahlenangaben ohne Gewähr
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Anzeigen

Übernehme Substitutionen in Wien und Umgebung, auch kurzfri-
stig, in Zivil- und Strafsachen (Jugendgerichtshofnähe). Dr. Christa
Scheimpflug, Rechtsanwalt, Erdberger Lände 6, 1030 Wien.

Telefon (01) 713 78 33, 713 78 34 und 712 32 28, auch außer-
halb der Bürozeiten, Telefax 713 78 33-74 oder 713 78 34-74
oder Mobiltelefon (0663) 02 86 36.

■

RA Dr. Klaus Estl, Schanzlgasse 4a, 5020 Salzburg (100 Meter
vom Landesgerichtsgebäude Salzburg entfernt), übernimmt Substi-
tutionen in Zivil- und Strafsachen.

Telefon (0662) 84 31 64, 84 31 65, Telefax 84 44 43.

■

RA Dr. Michael Drexler, 1090 Wien, Hörlgasse 4/5, übernimmt
Substitutionen in Zivil- und Strafsachen.

Telefon (01) 317 42 88, Telefax 317 42 88-20.

■

RA Dr. Elisabeth Nowak, 1190 Wien, Gymnasiumstraße 68/6,
Telefon (01) 369 59 34, Telefax (01) 369 59 34-4, übernimmt
Substitutionen in Zivil- und Strafsachen in Wien und Umgebung,
insbesondere vor den Bezirksgerichten Döbling und Hernals.

Substitutionen in Salzburg und Umgebung, vor Gerichten, Ämtern
und Behörden, macht für Sie Dr. Christian Greinz, RA, 5020 Salz-
burg, Fürstenallee 50, Telefon (0662) 82 57 53, Telefax (0662)
82 57 05, Mobiltelefon (0663) 06 89 83, Privatanschluß (06212)
71 60, durchgehend erreichbar.

■

RA Dr. Helmut Denck, 1010 Wien, Fütterergasse 1, übernimmt
Substitutionen in Zivil- und Strafsachen.

Telefon (01) 535 60 92, Telefax 535 53 88.

■

Substitutionen in Zivil- und Strafsachen übernimmt Dr. Ruth Mirecki,
RA in Wien 3, Reisnerstraße 25/2, Telefon (01) 712 35 70,
713 16 41, jetzt ganztägig erreichbar.

■

RA Dr. Christian Leskoschek, 1010 Wien, Schwertgasse 2/XIII,
Telefon (01) 533 85 90, Telefax (01) 533 85 90-11, übernimmt
Substitutionen in Zivil- und Strafsachen in Wien und Umgebung.

■

RA Dr. Christian Adam, 5020 Salzburg, Sigmund Haffner-Gasse 3,
übernimmt Substitutionen aller Art in Salzburg und Umgebung.

Telefon (0662) 84 12 22-0, Telefax (0662) 84 12 22-6.

■

Substitutionen in Wien und Umgebung in Zivil- und Strafsachen
übernimmt RA Mag. Erich Hochauer, 1010 Wien, Fütterergasse 1.

Telefon (01) 532 19 99, Telefax (01) 535 53 88.

■

RA Dr. Wolf-Georg Schärf, 1010 Wien, Kramergasse 1/12, über-
nimmt Substitutionen in Zivil- und Strafsachen in Wien sowie vor
den Bezirksgerichten Mödling und Purkersdorf sowie Interventio-
nen bei Exekutionen ab einem Streitwert von S 100.000,–.

Telefon (01) 533 39 51, Telefax (01) 533 39 52.

■

Substitutionen aller Art in Wien und Umgebung, insbesondere vor
den BG Liesing und Hietzing, übernimmt – auch kurzfristig –
RA Mag. Irene Haase, An der Au 9, 1230 Wien.

Telefon/Telefax (01) 888 24 71, (0676) 528 3114, durchgehend
erreichbar.

■

Übernehme Substitutionen aller Art, auch kurzfristig in Wien
und Umgebung: Dr. Wolfgang Langeder, Harkortstraße 9/19,
1020 Wien.

Telefon und Telefax (01) 726 71 44 sowie (0676) 326 86 18.
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Kanzleieröffnung: RA Dr. Stephan Messner, Staig 27 (Linzer Straße),
4690 Schwanenstadt, Telefon 07673/6696, Telefax 07673/
6696-4, übernimmt Substitutionen vor den Gerichten im Sprengel
des Landesgerichtes Wels und im Sprengel des Landesgerichtes
Ried/Innkreis.

■

Substitutionen aller Art (auch in Straf- und Exekutionssachen) in
Wien und Umgebung (in Wien auch kurzfristig) übernehmen die
Rechtsanwälte Mag. Wolfgang Reiffenstuhl & Mag. Günther Reif-
fenstuhl, Hofenedergasse 3/2, 1020 Wien.

Telefon (01) 218 25 70, Telefax (01) 218 84 60.

■

Substitutionen in Wien und Umgebung in Zivil- und Strafsachen
übernimmt RA Mag. Georg E. Thalhammer, 1010 Wien, Woll-
zeile 15/15.

Telefon (01) 512 04 13, Telefax (01) 512 62 21.

■

RA Mag. Gerlinde Goach, 8101 Gratkorn, Andreas-Leykam-Platz 2,
übernimmt Substitutionen in Zivil-, Straf- und Verwaltungssachen
vor den Gerichten und Verwaltungsbehörden in Graz, Frohnleiten,
Bruck an der Mur, Leoben, Weiz, Gleisdorf und Leibnitz.

Telefon (03124) 231 77, Telefax (03124) 232 88.

■

Substitutionen aller Art, auch kurzfristig, in Wien und Umgebung:
Mag. Katharina Kurz, Fleschgasse 34, 1130 Wien.

Telefon (01) 877 38 90, Telefax (01) 877 38 90-6, Handy (0664)
441 55 33.

■

Verfahrenshilfe in Strafsachen. RA Dr. Irene Pfeifer-Preclik, Riemer-
gasse 10, 1010 Wien, Telefon (01) 512 22 90, 0664/302 53 56,
Telefax (01) 512 61 53, übernimmt Substitutionen, auch Verfah-
renshilfe in Strafsachen und Rechtsmittel.

■

RA Dr. Michaela Iro, 1030 Wien, Invalidenstraße 13, übernimmt
Substitutionen in Zivil- und Strafsachen in Wien und Umgebung.
Jederzeit, auch außerhalb der Bürozeiten, erreichbar.

Telefon (01) 712 55 20 und (0664) 144 79 00, Telefax (01)
713 07 54, e-mail: iro@aon.at.

■

Ich übernehme für Sie Substitutionen vor den BG Thalgau, Mond-
see und St. Gilgen sowie vor dem LG Salzburg:
RA Dr. Hermann Spatt, 5303 Thalgau, Marktplatz 4, Telefon
(06235) 61 10, Telefax (06235) 61 10-11, Mobil (0699)
17 17 61 10.

RA Dr. Susanne Pertl, 1040 Wien, Favoritenstraße 41/16, über-
nimmt Substitutionen in Zivil- und Strafsachen in Wien und Umge-
bung, auch kurzfristig.

Telefon (0699) 10 50 58 52, Telefax (01) 505 85 21.

■

RA Dr. Rudolf Rammel, 2700 Wr. Neustadt, Pöckgasse 18, über-
nimmt Substitutionen aller Art (auch Interventionen bei Vollzügen)
vor den Gerichten in Wr. Neustadt sowie vor den Bezirksgerichten
Baden, Pottenstein, Ebreichsdorf, Neunkirchen, Gloggnitz, Aspang
und Mürzzuschlag.

Telefon (02622) 834 94, Telefax (02622) 834 94-4.

■

RA Mag. Doris Perl, 2230 Gänserndorf, Bahnstraße 20, über-
nimmt Substitutionen aller Art, auch kurzfristig, vor allen Gerichten
im Sprengel des LG Korneuburg sowie vor allen Wiener Gerichten.

Telefon und Telefax (02282) 33 99, Handy (0676) 511 94 92.

■

RA Dr. Thomas Würzl, 1010 Wien, Bauermarkt 6, übernimmt in-
folge Kanzleieröffnung Substitutionen in Zivil- und Strafsachen.

Telefon (01) 532 27 80, Telefax (01) 533 90 45.
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Verlagspostamt 1010 Wien
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London: Philip Moser, MA (Cantab), Barrister, Europarecht, Kollisi-
onsrecht und engl Recht, Beratung und Vertretung vor Gericht: The
Chambers of Harvey McGregor QC, 4 Paper Buildings, Temple,
London EC4Y 7EX, Telefon (0044171) 353 33 66, Telefax
(0044171) 353 57 78.

■

Deutschland: Rechtsanwaltskanzlei Buder & Herberstein stehen
österreichischen Kollegen für Mandatsübernahmen zur Verfügung.

A-1080 Wien, Lerchenfelder Straße 94, Telefon (0043-1)
402 45 31, Telefax (0043-1) 402 45 31-33, e-mail: buder.herber
stein@vip.rdb.at; D-40235 Düsseldorf, Burgmüllerstraße 8, Telefon
(0049-211) 691 14 93.

■

Konzipientin mit großer LU, bisherige Tätigkeit in einer Wirtschafts-
kanzlei, sucht Teilzeitbeschäftigung als Konzipientin (ca 20 Stun-
den) wegen intensiver Arbeit an der Dissertation.

Telefon (0664) 263 08 77.

■

Rechtsanwälte Dr. Rast und Dr. Werner, 1010 Wien, Lugeck 1,
Telefon (01) 513 39 45, suchen Sekretärin, auch Kanzleileitung,
jedenfalls mit RA-Erfahrung, 40-Stunden-Woche, zum 1. 11. 1999
(Systeme Win-Word, Win-Caus).

■

Rechtsanwaltskanzlei in Wien mit Schwerpunkt Bauvertrags- und
Wirtschaftsrecht sucht jungen Kollegen/in mit RA-Prüfung für lang-
fristige Zusammenarbeit.

Zuschriften an den Verlag unter Chiffre A-100531.

■

Kanzlei in der Stockerauer Innenstadt aus gesundheitlichen Grün-
den voraussichtlich ab 1. 1. 2000 abzugeben.

Auskunft (02266) 622 32.

■

Kanzlei in Wien-Floridsdorf wegen beabsichtigten Verzichtes ab-
zugeben.

Dr. Appel, Telefon (01) 278 12 74, Telefax (01) 270 24 53, oder
Zuschriften an den Verlag unter Chiffre A-100530.

■

Englischübersetzungen, insbesondere juristische Fachübersetzun-
gen, beglaubigt und unbeglaubigt, Expreß Service, mother tongue
standard English, anwaltlich qualifizierte Übersetzer aus England
und Österreich.

BLTS – Business and Legal Translation Services, Inh Univ.-Lektor
Rechtsanwalt Dr. Andreas A. Lintl, A-1010 Wien, Lugeck 7, Tele-
fon (01) 512 60 50, Telefax (01) 512 86 05.
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